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Der Richter im Mensdorff -Pouil -
ly-Prozess begründete den Frei-
spruch wegen Geldwäsche so: 
Die Sache stinkt, aber nicht ge-
nug für eine Verurteilung. 

Nun, es stinkt noch so einiges 
im Staate Österreich. Eine 
 unvollständige Auswahl: Der 
Euro fighter-Komplex ist nicht 
einmal ansatzweise ausge-
leuchtet; in die Ent-
scheidung über diesen 
Milliardenkauf waren 
jedenfalls Kanzler 
Schüssel (VP), Finanzminister 
Grasser (damals FP), Verteidi-
gungsminister Scheibner (FP), 
Rumpold (FP-naher Werber) 
und etliche andere involviert; 
der Komplex Grasser/Meisch-
berger/Plech/Buwog geht inzwi-
schen ins fünfte Jahr. Ob es zu 
einer Anklageerhebung wegen 
Bereicherung kommt, ist un-
klar, ein Prozess wegen Steuer-

hinterziehung scheint jedoch 
wahrscheinlich. Im Telekom-
Austria-Komplex ist die Ankla-
ge gegen den ehemaligen FPÖ-
Funktionär Gernot Rumpold 
und andere fertig. Zahlreiche 
andere Manager und Politiker 
stehen in Sachen Telekom in 
Untersuchung. Der ehemalige 
Haider-Sekretär Koloini hat 

demnächst seinen Pro-
zess (Staatsbürger-
schaft gegen Geld – wie 
bei Uwe Scheuch). 

Rund um den „Blaulicht“-Funk 
bestehen bei Ernst Strasser und 
Alfons Mensdorff-Pouilly Ge-
ruchsphänomene. Die Insera-
tenaffäre rund um Kanzler Fay-
mann und Staatssekretär Os -
termayer riecht wirklich nicht 
gut, muss aber nicht straf -
rechtlich relevant sein. Die Jus-
tiz hat jedenfalls noch genug zu 
schnuppern.

Was noch stinkt

RAU

Nachrichten in Echtzeit auf

**

Justiz sieht Grassers 
Geldkoffer-Version 

als widerlegt an  
 

Schwiegermutter war laut Protokoll nicht 
zur behaupteten Geldübergabe in Schweiz

Wien – Die Staatsanwaltschaft 
bringt Karl-Heinz Grasser im Bu-
wog-Verfahren in Bedrängnis. Sie 
will nach Standard-Informationen 
herausgefunden haben, dass die 
vom Exfinanzminister vorgetragene 
Version, wonach er eine halbe Mil-
lion Euro von seiner Schwiegermut-
ter erhalten und im Geldkoffer nach 
Wien gebracht habe, nicht stimmen 
könne. Der Grund: Zu dem von 
Grasser angegebenen Zeitpunkt be-
fand sich Marina Giori-Lhota gar 
nicht in der Schweiz, so die Staats-
anwaltschaft.  

Das ist deshalb relevant, weil 
die Justiz vermutet, dass es sich 
bei dem Geld um Provisionen aus 
dem Buwog-Verkauf handle. Die 

Staatsanwaltschaft beruft sich 
laut dem Akt auf Aufzeichnungen 
von Giori-Lhota über ihre Aufent-
halte, die diese aus steuerlichen 
Gründen führe. Grasser bleibt bei 
seinen Angaben zum Geldtrans-
fer, sein Anwalt meint, die Anga-
ben der Schwiegermutter müssten 
nicht stimmen. Es gilt die Un-
schuldsvermutung.  

Hart geht die Justiz auch im 
 finanzstrafrechtlichen Verfahren 
gegen Grasser vor, in dem es um 
2,8 Millionen Euro geht. Zur 
Nachzahlung tragen die Leasing-
Sonderkonditionen für den Por-
sche 911 C 4 bei, bei dem 23.469 
Euro nicht versteuert worden sein 
sollen. Für Aufregung sorgt dabei 
ein Schreiben von Ex-Porsche-
Chef Wendelin Wiedeking, in dem 
sich dieser herzlich bei Grasser für 
die Verleihung des Silbernen Eh-
renzeichens bedankt. (red)  Seite 23
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Westen: Süden: Osten:

–9 bis +1° –9 bis –1° –5 bis –3°

Manager unter Druck 
Trends in der Weiterbildung und 
Anleitungen für gutes Manage-
ment in unsicheren Zeiten.  
 10 Seiten ManagementStandard 

 

Scheuch zahlt für „Kröte“ 
Kärntens Vizelandeshauptmann 
Kurt Scheuch teilt beim Richter sei-
nes Bruders verbal aus und muss 
6600 Euro Strafe zahlen.  Seiten 15, 44 

 

Raiffeisen: Betrugsanzeige 
Der vor Jahren getätigte Verkauf 
der Raiffeisen-eigenen IT-Gesell-
schaft Syscom an die Spot AG be-
schäftigt nun die Strafjustiz.  Seite 25

Verkürzt den Winter.
Die Kopfraumheizung AIRSCARF,
auf Wunsch im neuen SL.

Frühling
Sommer
Herbst
Jänner

Washington – Der Internationale 
Währungsfonds (IWF) hat neue 
Bedenken bezüglich des griechi-
schen Rettungsprogramms ange-
meldet. Zur Sanierung des Haus-
haltes benötige das Land „aus heu-
tiger Sicht“ einen weiteren Schul-
denschnitt, heißt es in einem am 
Freitag veröffentlichten IWF-
Papier. Der Fonds bringt einen Er-
lass der bilateralen Griechenland-
kredite der Euroländer ins Spiel, 
was Österreich mit maximal 1,56 
Milliarden Euro träfe. (red)  Seite 27

IWF: Griechenland 
braucht weiteren 
Schuldenschnitt 

Liebe Leserin, lieber Leser!
Wir haben die Volksbefragung zur Wehrpflicht zum Anlass  
genommen, uns intensiv mit dem Thema „Direkte Demokratie“ 
zu befassen. Es ging uns darum, nicht nur einen Befund zum 
Zustand der Demokratie in Österreich vorzulegen, sondern auch 
internationale Beispiele vorzustellen. Wir verweisen aber auch 
auf die Kehrseiten plebiszitärer Abstimmungen. 

Das Konzept der Schwerpunktausgabe – ein Thema zieht sich 
durch die ganze Zeitung – ist bekannt. Auch diesmal waren 
Bettina Stimeder und Rudi Reiterer für die Koordination und 
Gestaltung verantwortlich. Die Bildsprache stammt vom 
Künstlerinnenkollektiv Migrantas, über das sie mehr auf 
Seite 36 erfahren. Diesmal gibt es eine Neuerung: Wir haben 
unsere Leser und User eingeladen mitzureden und die Frage 
gestellt: Welche Themen interessieren Sie? Diese Anregungen 
haben wir in der Ausgabe besonders ausgeschildert. Mehr über 
das Projekt, das Anita Zielina betreut hat, lesen Sie auf den 
Seiten 3 und 42. Danke für Ihr Mittun!                                      
 Alexandra Föderl-Schmid, Chefredakteurin

Schwerpunktausgabe Direkte Demokratie

Algier – Der Österreicher, der unter 
den Geiseln auf dem algerischen 
Gasfeld In Amenas war, ist nach 
der blutigen Befreiungsaktion vom 
Donnerstag wohlauf, wie das 
Außenministerium bestätigte. Am 
Ort des Geschehens war die Lage 
am Freitag weiter unübersichtlich. 
Algerien sprach davon, dass 650 
Geiseln befreit worden seien, da-
runter 100 der 132 Ausländer. In 
einem Teil der Anlage wurden 
weiterhin Terroristen vermutet. 
(red)  Seite 9, Kopf des Tages Seite 44

Österreicher nach 
Geiselbefreiungsaktion 

in Algerien wohlauf 
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Österreichs Politiker halten Distanz zum Volk

Marionetten der Parteizentralen statt Anwälte 
von Bürgerinteressen: Viele Wähler fühlen sich 
von den Politikern ignoriert. Die Koalition will 
die Entfremdung mit einem Demokratiepaket 

bekämpfen. Doch Kritiker sehen nur Kosmetik.

In der Bundesverfassung sind 
drei Elemente direkter Demo-
kratie verankert: 
Q Das Volksbegehren ist eine 
Form der Gesetzesinitiative. Es 
ist ein Weg für Bürger, selbst ein 
Gesetzgebungsverfahren einzu-
leiten. 100.000 Stimmberech-
tigte oder je ein Sechstel der 
Stimmberechtigten dreier Län-
der können auf diese Weise 
einen Vorschlag im Nationalrat 
einbringen. Das Verfahren glie-
dert sich in drei Abschnitte: das 
Einleitungsverfahren (Beantra-
gung beim Innenministerium), 
das Eintragungsverfahren (alle 
Wahlberechtigten können sich 
eintragen) und das Ermittlungs-
verfahren (die Bundeswahlbe-
hörde stellt das Ergebnis fest). 
Die Abgeordneten müssen dann 
von Fall zu Fall über eine Um-
setzung beraten. 
Q Bei einer Volksabstimmung 
wird das ganze Volk zu einem 
Gesetzesbeschluss des Natio-
nalrats befragt. Das Verfahren 
wird nur bei wesentlichen Fra-
gen eingesetzt, und sein Ergeb-
nis ist  – anders als bei Volksbe-
gehren oder Volksbefragung – 
bindend. Bei einer Gesamtände-

rung der Bundesverfassung ist 
eine Volksabstimmung ver-
pflichtend. Bisher wurde dieses 
Instrument in Österreich zwei-
mal genutzt. Im Jahr 1978 wur-
de über die Inbetriebnahme des 
Kernkraftwerks Zwentendorf 
abgestimmt (50,5 Prozent stimm-
ten mit Nein). Im Jahr 1994 
 wurde positiv (66,6 Prozent) für 
den österreichischen Beitritt 
zur Europäischen Union abge-
stimmt. 
Q Eine Volksbefragung dient da -
zu, vor der Beschlussfassung 
eines Gesetzes die Meinung der 
Bevölkerung einzuholen. Die 
Politik muss dieser jedoch nicht 
folgen (im Fall der Wehrpflicht-
volksbefragung hat sich die Re-
gierung auf die bindende Wir-
kung geeinigt). Grundsätzlich 
soll die Haltung der Bevölke-
rung ergründet werden. Die 
 Fragestellung hat entweder aus 
einer mit Ja oder Nein zu beant-
wortenden Frage oder aus zwei 
alternativen Lösungsvorschlä-
gen zu bestehen. Die Durchfüh-
rung ist von einer Mehrheit des 
Nationalrats zu beschließen. Die 
Wehrpflichtbefragung ist die 
erste bundesweite. (mika)

GLOSSAR

In Summe findet der MeinOE-Ak-
tivist nichts „Substanzielles“ im 
Reformvorschlag: „Es fehlt Coura-
ge. Das ist kein Paket, sondern ein 

Packerl.“ 
Unter den Erwar-

tungen blieb auch je-
ner Teil, der den von 
der Politik meist ig-
norierten Volksbe-
gehren mehr Schlag-
kraft verleihen soll. 
Alle vier Opposi-
tionsparteien ver-
missen einen Auto-

matismus, der solche Initiativen 
ab einer gewissen Zahl von Unter-
stützern in eine Volksabstimmung 

Ein Packerl gegen das Diktat der Parteien

Gerald John 

Es gibt Momente in der Politik, 
da erliegen sogar abgebrühte 
Routiniers einem Anflug von 

Sentimentalität. „Vergessen Sie 
mir nicht auf die Vorzugsstim-
men“, mahnt Josef Cap und unter-
nimmt einen Exkurs in die Acht-
zigerjahre. Damals hatte der Jung-
sozialist so viele persönliche Stim-
men ergattert, dass er, obwohl 
vom Parteiestablishment auf Platz 
46 der Wahlliste verräumt, ins 
Parlament einzog. 62.457 waren 
es, weiß Cap noch ganz genau. 

Ein Herzensanliegen sei es ihm, 
dass so ein Husarenstück künftig 
einfacher wird, 
sagt der zum SP-
Klubobmann auf-
gestiegene Ex-Re-
bell. Helfen soll 
jenes Demokratie-
paket, das die Ko-
alition noch im 
Jänner im Verein 
mit der Opposi-
tion unter Dach 
und Fach bringen 
will (Details siehe 
unten). Gesucht werde ein „taug-
liches Rezept“, sagt Caps ÖVP-
Pendant Karlheinz Kopf, um die 
„Entfremdung zwischen Bürgern 
und Politikern“ zu bekämpfen. 

Diese Verdrossenheit entzün-
det sich nicht zuletzt an der All-
macht der Parteien, die im Wahl-
system angelegt ist: Die Bürger 
verteilen zwar ihre Stimmen, 
doch welche Personen in die Par-
lamente kommen, entscheiden in 
der Regel die Parteien. „Wer kennt 
schon die Nummer zwei oder drei 
auf den Kandidatenlisten?“, fragt 
der Wahlforscher Peter Filzmaier 
rhetorisch. Was als Immunisie-
rung gegen Führerkult historisch 
wohlbegründet war, führe heute, 
nach Jahrzehnten stabiler Demo-
kratie, zur vielbeklagten Distanz 
zwischen Volk und Vertretung. 

Die Folgen kennt Heinrich Neis-
ser aus leidvoller Erfahrung. Oft 
genug habe er in Parteivorständen 
miterlebt, erzählt der ehemalige 
ÖVP-Politiker, dass Wahlkandida-
ten nicht nach Kompetenz, son-
dern nach „Seilschaften, Cliquen, 
Pfründen“ ausgesucht wurden: 
„Akzeptierst du meinen Indianer, 
akzeptiere ich deinen.“ Kein Wun-
der, dass viele der angeblich freien 
Mandatare nicht nur bescheidene 
Qualität verkörperten, sondern 
auch devot dem Diktat der Partei-
zentralen folgten: „Noch nie war 
das Parlament so unbedeutend. Es 
mangelt an Selbstwertgefühl.“ 

Als Gegenmittel fordert die Ini-
tiative MeinOE 
bei ihrem „Demo-
kratiebegehren“ 
im April eine 
Wahlrechtsre-
form: Die Hälfte 
der Abgeordne-
ten soll in Wahl-
kreisen, wo nur 
ein Mandat ver-
geben wird, di-
rekt gewählt wer-
den. Eine mo-

derate Version praktizieren die 
Deutschen, die Erststimmen für 
Direktkandidaten abgeben kön-
nen. Kalkül: Abgeordnete müss-
ten sich dann stärker am Willen 
ihrer persönlichen Wähler orien-
tieren als an der Parteilinie. 

Doch so weit wagen sich Öster-
reichs Politiker nicht 
vor. Das „Demokra-
tiepaket light“ (Filz-
maier) senkt ledig-
lich jene Schwellen, 
ab denen Kandidaten 
mit vielen Vorzugs-
stimmen Wahllisten 
auf den Kopf stellen 
können (siehe unten). 
Die Hürden seien im-
mer noch viel zu hoch, kritisiert 
Neisser: „Keine Partei ist bereit, 
ihren Machtbereich aufzugeben.“ 

münden lässt; das „lieblose Not-
fallspaket“ (FPÖ-Mandatar Harald 
Stefan) sieht „nur“ Verpflichtun-
gen für gebührende Debatten im 
Nationalrat vor. „Erfinder“ Cap 
sieht darin nichtsdestotrotz ein 
vom Parlament selbst auferlegtes 
„Druckszenario“ mit „Zwang zum 
Konsens“, die Grüne Daniela Mu-
siol hingegen „Selbstverständ-
lichkeiten“, die das Etikett „Re-
form“ nicht verdienten. 

Laut Musiol hat sich die SPÖ ge -
gen einen Automatismus für Volks-
abstimmungen gesträubt, dem Ver-
nehmen nach gibt es aber Vorbe-
halte quer durch alle Lager: etwa 
weil bei simplen Ja/Nein-Entschei-

dungen Minderheitenmeinungen 
auf der Strecke blieben und vor al-
lem (reiche) Populisten mit rabia-
ten Kampagnen profitieren könn-
ten. Dennoch kündigt VP-Klub-
chef Kopf einen neuen Anlauf in 
Sachen Automatik an. 

Kann schon der bis dato erziel-
te Kompromiss gegen die Politik-
verdrossenheit helfen? Der Poli -
tologe Anton Pelinka sieht zu -
mindest eine „taugliche Therapie 
von Oberflächenproblemen“. Al-
lerdings sollte die Politik die In -
strumente der direkten Demokra-
tie auch als solche ernst nehmen: 
„Die Erfahrung zeigt, dass Partei-
en Volksbegehren kidnappen.“

Das
Ende der
Fremd-

bestimmung

Bessere Chancen für populäre Wahlkämpfer 
 

Demokratiepaket verspricht mehr Wirkung für Vorzugsstimmen und Volksbegehren

Am 30. Jänner will die Koali-
tion ihr Demokratiepaket 
im Nationalrat besiegeln: 

Eine Reihe von Reformen soll die 
Politik bürgernäher machen. 
Q Wahlrecht Revolutionen auf den 
Kandidatenlisten der Parteien sind 
schon bisher möglich: Wer bei 
Wahlen genügend Vorzugsstim-
men sammelt, kann sich in Lan-
des- und Regionalwahlkreisen an 
die Spitze katapultieren. Aller-
dings waren die Hürden hoch.  

Künftig können Kandidaten 
auch bundesweit sammeln, sie-
ben Prozent der Parteistimmen be-
deuten das Ticket nach vorn. Auf 
Landesebene reichen zehn Pro-
zent der Wahlkreisstimmen, auf 
regionaler Ebene 14 Prozent. 
Q Volksbegehren 100.000 Unter-
stützer garantieren eine Sonder-
sitzung im Nationalrat inklusive 
Vorberatung in einem besonderen 
Ausschuss. Absolutes Novum: Die 
Initiatoren bekommen ein Rede-
recht im Plenum. Außerdem gibt 
es die Möglichkeit, Volksbegehren 
elektronisch zu „unterschreiben“ 
– eine große Vereinfachung. Unter 

anderem dafür ist eine zentrale 
Wählerevidenz im Innenministe-
rium geplant. 
Q Bürgeranfrage Finden sich min-
destens 10.000 Menschen zusam-
men, können diese, ebenfalls elek -
tronisch, eine Bürgeranfrage stel-
len. Die Regierung verspricht Ant-
worten in eigenen Fragestunden 
im Nationalrat. Pro Jahr sollen vier 
derartige Veranstaltungen im Ho-
hen Haus stattfinden. 

Der Beschluss von Bürgeranfra-
ge und Volksbegehrensreform ver-

langt eine Mehrheit von zwei Drit-
teln im Nationalrat. SPÖ und ÖVP 
wollen die Opposition aber für das 
ganze Paket an Bord haben, am 25. 
Jänner wird verhandelt. FPÖ, Grü-
ne, BZÖ und Team Stronach se-
hen allesamt keinen großen Wurf 
und verlangen mehr – etwa dass 
Volksbegehren ab einem gewissen 
Erfolg automatisch zu einer Volks-
abstimmung führen. Problem: Je -
de Partei wünscht sich die kriti-
sche Grenze auf einer anderen 
Höhe. (jo)

Nahm sich 
selbst als  
Vorbild für die 
Reform: Josef 
Cap anno 
1982, vor dem 
Sprung ins 
Parlament 
dank Vorzugs-
stimmen. 
Foto: Votava

User „herrkleemann“ 
wollte wissen:  

„Wozu noch Parteien, 
wenn wir alles via 
Volksabstimmung 

beschließen 
könnten?“
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Neue politische Gruppen versprechen mehr Mitbestimmung 

Frust über die bestehende Parteienlandschaft, 
Mitbestimmung, die erst durch das Internet möglich 

wurde oder einfach eine sichtbare Plattform für Nicht- 
und Weißwähler – neue Parteien locken vor allem  

mit dem Versprechen der direkten Demokratie. 

meinsam mit dem Liberalen Fo-
rum (LIF) gelingen – die Kleinpar-
teien verhandeln derzeit einen Ko-
operationsvertrag, um im Herbst 
als Wahlplattform anzutreten. 
„Wir wollen in die Regierung“, sagt 
Neos-Vorsitzender Matthias 
Strolz, ehemals ÖVP. Die von ihm 
im Oktober 2012 gegründete Par-
tei hat inzwischen mehr als 1000 
Mitglieder, das Credo: „Neue Köp-
fe, neuer Stil, neue Politik.“ Kern-
themen sind etwa parteipolitische 
Entfesselung der Schulen, Stär-

Piraten, Neos und andere Wutbürger 

Zahlreiche neue Kleinpartei-
en, Initiativen und Bürger-
bewegungen drängen seit 

Monaten auf die politische Bühne. 
Mehr als 900 sind es bereits. Mit 
im Gepäck führen die meisten von 
ihnen die Zusage, direkte Demo-
kratie viel besser umsetzen zu 
können, als es die etablierten 
Großparteien vermögen. 

Zu festgefahren seien diese, zu 
gefangen in ihren starren Netz-
werken der Macht. Unmittelbare 
Teilnahme an politischen Ent-
scheidungen soll 
den Bürger von 
seinem Schicksal 
als Zaungast erlö-
sen. Direkte De-
mokratie, so das 
verlockende Ver-
sprechen, sei der 
Schlüssel zu 
Transparenz und 
ein Allheilmittel 
gegen Politikver-
drossenheit.  

Doch der Wunsch, das Volk ent-
scheiden zu lassen, treibt nicht 
nur die Kleinparteien an – auch 
die FPÖ und Teile der Grünen 
wollen via Volksabstimmung Ge-
setze am Parlament vorbei erzwin-
gen lassen. Eine potenzielle Ge-
fahr dieser Direktlegislative sei 
etwa das Erstarken der Boulevard-
Medien, befürchten Experten. 
Auch die Frage, wer für Fehlent-
scheidungen durch das Volk die 
Verantwortung übernimmt, bleibt 
vorerst unbeantwortet.  

Einige der jüngst entstandenen 
Parteien haben durchaus Poten-
zial, viele Wähler für sich zu ge-
winnen. Vor allem frustrierte 
Weiß- und Nichtwähler könnten 
in ihnen eine neue politische Hei-
mat finden. Hier eine Auswahl:  
Q Die Piraten: Beflügelt von den Er-
folgen der Piraten in Deutschland, 

wurden sie schnell zur Pionier-
partei für direkte Demokratie. Je-
der soll über alle Beschlüsse mit-
bestimmen können, möglich ge-
macht über Liquid Democracy 
(siehe Artikel unten). So soll es 
neben dem bedingungslosen 
Grundeinkommen etwa jedes 
Quartal Volksabstimmungen ge-
ben, für die die Bürger selbst die 
Themen vorgeben. Doch was in 
Deutschland nicht so richtig ge-
lingen will, bringt auch die Pira-
ten in Österreich ins Strudeln: 

Machtkämpfe 
und die nicht im-
mer einfache 
Umsetzung der 
Basiswünsche 
führten zu mehr-
maligen Partei-
austritten und 
Abspaltungen.  

Dort wo Trans-
parenz auf her-
kömmliche Gre-
mien stößt, kann 

es zu neuen rechtlichen Fragen 
kommen. Philip Pacanda, der Pi-
rat, der nun in den Grazer Gemein-
derat einzieht, weiß das. Wie etwa 
macht er Abstimmungen im Klub 
bei vertraulichen Unterlagen? 
„Wir werden versuchen daten-
schutzrelevante Details in eine 
neutrale Sprache zu übersetzen, 
bevor sie ausgeschickt werden.“  

Im Klartext heißt das: Wenn 
etwa die Stadt mit einem Privaten 
um ein Grundstück verhandelt, 
wird dessen Name gestrichen, be-
vor alle Piraten und damit alle 
Grazer, die das möchten, im Inter-
net mitlesen können. 
Q Die Neos: Während viele Klein-
parteien vor allem die Landtags-
wahlen aufmischen wollen, steckt 
sich „Neos – Das Neue Österreich“  
hohe Ziele: zehn Prozent bei den 
Nationalratswahlen. Das soll ge-

kung des Parlaments, Personen-
wahlrecht und Abschaffung der 
Landtage, wenn die Länder keine 
finanzielle Eigenverantwortung 
übernehmen. 
Q Die Mutbürger: Hierbei handelt es 
sich um einen Zusammenschluss 
von rund zehn Parteien und Ini-
tiativen, die bei der Landtagswahl 
in Niederösterreich und bei den 
Nationalratswahlen antreten wol-
len – sofern sie die Unterstüt-
zungserklärungen (50 pro Ge-
meinde beziehungsweise 2600 für 

Österreich) zusammenbekom-
men. Das gilt natürlich für alle 
Kleinparteien. Einer der Mutbür-
ger-Partner ist die Onlinepartei, die 
zu Jahresende eine Abstimmungs-
plattform vorgestellt hat.    
Q Die unzufriedenen Österreicher: 
Sie sind eine klassische Protest-
partei. Sie wollen in keine Regie-
rung, aber den Weiß- und Nicht-
wählern eine Signalwirkung bie-
ten und mit deren Stimmen einen 
Machtverlust für die Großparteien 
erzielen. (juh, mika, cms) 

Viele Leser  
wollten wissen:  

„Was machen die 
Piraten im Bereich 

Mitbestimmung 
eigentlich anders als 
klassische Parteien?“ 

Dialog als journalistisches Grundprinzip  
 

Liquid Democracy ermöglicht Kommunikation mit den Lesern auf Augenhöhe 
Anita Zielina 

Am Anfang stand eine simp-
le Idee der Standard-Chef-
redaktion: Was, wenn wir 

Leser und User mitentscheiden 
lassen, welche Texte für die 
Schwerpunktausgabe zur direk-
ten Demokratie letztendlich re-
cherchiert und geschrieben wer-
den? Wir wollten nicht nur über 
Mitbestimmung reden, sondern 
diese auch in unserer journalisti-
schen Arbeit leben.  

Klar ist, und das 
betrifft keineswegs 
nur Österreich: Jour-
nalismus verändert 
sich. Aus einer eindi-
mensionalen Infor-
mationsvermittlung 
wird immer mehr 
eine Kommunika-
tion mit dem Leser 
oder User auf Augenhöhe. „The 
people formerly known as the au-
dience“, nennt Internet-Guru Jay 
Rosen die neuen, mündigen, teil-
nehmenden Medienkonsumen-
ten. Diese Sicht einer Zwei-Wege-
Kommunikation liegt der Schwer-
punktausgabe zugrunde. 

Als Kooperationspartner wähl-
te der Standard den Verein Adho-
cracy.de aus, eine unabhängige 

und überparteiliche Beteiligungs-
plattform, die nach dem Grund-
satz der Liquid Democracy arbei-
tet. Der Grundgedanke ist, dass 
Organisationen, Interessenge-
meinschaften, Parteien oder Me-
dien mit ihren Mitgliedern, Bür-
gern oder Lesern in einen offenen 
Dialog eintreten und sie in Ent-
scheidungen miteinbeziehen. 

Liquid Democracy steht für die 
Idee, dass die Grenze zwischen re-
präsentativer und direkter Demo-

kratie fließend ver-
läuft. Menschen sol-
len sich durch On-
lineplattformen di-
rekt an Entschei-
dungsprozessen be-
teiligen können, 
wenn sie das wollen. 
„Berühmt“ wurde die 
Praxis durch die Pira-
tenpartei, mittler-

weile nutzen auch andere Institu-
tionen die Prozessdemokratie. 

So wurde in Deutschland damit 
bereits das Zeit-Magazin thema-
tisch gestaltet, die Partei Die Lin-
ke führte eine elektronische Pro-
grammdebatte durch. Die SPD-
Bundestagsfraktion benützte den 
„Zukunftsdialog Online“, um die 
Transparenz von Meinungsbil-
dungsprozessen und politischen 

Entscheidungen zu erhöhen. In 
Österreich nützt neuerdings Die 
Volkspartei Liquid Democracy, 
um ihre netzpolitische Position 
gemeinsam mit Sympathisanten 
zu erarbeiten. Langsam wandert 
Liquid Democracy von einer Ni-
sche in den Mainstream. 

Ideen und Vorschläge 
Für den Standard ist das Fazit 

dieser Aktion durchwegs positiv. 
120 Vorschläge gingen auf Ad -
hocracy.de ein, etwa 150 per  
E-Mail oder via Posting auf 
 derStandard.at. 

Die Zeitung, die Sie heute lesen, 
ist in bewährter journalistischer 
Qualität entstanden – die Themen, 
die Sie darin vorfinden, gehen aber 
zu einem guten Teil auf Leseran-
regungen zurück. Viele Themen, 
die sich unsere Leser gewünscht 
haben, hatten auch wir bereits an-
gedacht. Andere, die stark nachge-
fragt wurden, hatten wir aber über-
haupt nicht auf dem Radar.  

So wurden etwa viele Fragen zu 
Demokratie in der Schule, Mitbe-
stimmung in der Europäischen 
Union oder zur Einbeziehung von 
Mitarbeitern in Unternehmensent-
scheidungen gestellt, die uns 
selbst zunächst nicht eingefallen 
sind. Sie alle haben in Artikel die-

ser Ausgabe Eingang gefunden. 
Und dann gibt es da noch die 

Themen, die mehrfach an uns he-
rangetragen wurden und heute 
keinen oder nur wenig Platz hat-
ten: die Entwicklungen im Be-
reich des Urheberrechts, die Vor- 
und Nachteile der Vorratsdaten-
speicherung, das in Österreich 
nicht existente Transparenzgesetz 
oder das bedingungslose Grund-
einkommen. Auch diese Anregun-
gen nehmen wir mit und werden 
sie in den nächsten Wochen be-
handeln. Und schließlich erreich-
ten uns noch viele Vorschläge für 
konkrete Artikel und Recherchen 

in der Print- und Onlineausgabe, 
die wir verfolgen werden und zum 
Teil auf der heutigen Leserbrief-
seite abbilden. 

Die Schwerpunktausgabe mit 
Leser-Input war ein Experiment, 
das wir gern weiterführen möch-
ten. Kommunikation und Aus-
tausch mit Lesern und Usern ist 
uns nicht nur heute ein Anliegen, 
sondern begleitet unsere tägliche 
Arbeit. Wir hoffen auf viele weite-
re Anregungen, Wünsche und 
Ideen.  Anregungen im Detail Seite 42 
p Alle Infos zur demokratischen 

Schwerpunktausgabe auf   
derStandard.at/Mitreden
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Einst als Eigenheit der Piraten abgetan, wird Liquid Democracy  heute 
von vielen Parteien und Organisationen eingesetzt. Foto: dpa
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Die Hoffnung auf Mitregieren in den USA 

Vor 101 Jahre führte Kalifornien die Möglichkeit von 
Referenden ein. Inzwischen stimmen die Amerikaner 

selbst sogenannte Propositions über Rechtschreibfehler 
ab. Und gelegentlich manövrieren die Bürger ihre 

Bundesstaaten damit auch in den finanziellen Ruin.

ren die Kassen halbwegs gefüllt. 
Der Absturz der Finanzkrise ließ 
den Geldstrom versiegen, weitaus 
drastischer als anderswo in den 
USA. Zugleich darf das Bundes-
staatenparlament Steuererhöhun-
gen seit 1978 nur noch mit Zwei-

drittelmehrheit be-
schließen, was 
Brown im Herbst erst 
zwang, ein Referen-
dum anzustrengen. 
In der Praxis führte 
der Passus zur Blo-
ckade, da Demokra-
ten und Republika-
ner selten zusam-
menfinden.  

Auf dem Tiefpunkt der Malaise 
fand James S. Fishkin, Politikpro-
fessor an der Stanford University, 
offene Worte, um das Problem zu 
skizzieren. „Direkte Demokratie 

Zwischen Mitbestimmung und 
„Zuschauerdemokratie“

Frank Herrmann aus Washington 

Vielleicht wird Proposition 
30 eines Tages als Wende in 
die Wahlchronik Kalifor-

niens eingehen. Die Rede ist von 
einem Referendum über höhere 
Steuern, initiiert von Jerry Brown, 
dem Gouverneur, der ein bemer-
kenswertes Comeback feierte, als 
er vor gut zwei Jahren in dasselbe 
Amt gewählt wurde, das er schon 
in den Siebzigern innehatte, sei-
nerzeit noch exzentrisch „Gover-
nor Moonbeam“ genannt.  

Brown also warb für die ganz 
und gar nicht exzentrische Idee, 
den Haushalt des Pazifikstaats 
nach einer Serie von Rekorddefi-
ziten endlich einmal auszuglei-
chen. Nicht nur durch drastische 
Sparrunden, etwa die 25-prozen-
tigen Kürzungen an den staatli-
chen Universitäten, die Kalifor-
niens einst so bewundertes Hoch-
schulsystem in die Krise rutschen 
lassen, sondern auch indem man 
die Einnahmen erhöht. Die Sales 
Tax, der Aufschlag auf verkaufte 
Waren, entfernt vergleichbar mit 
der Umsatzsteuer europäischer 
Länder, sollte ebenso steigen wie 
die Einkommenssteuer für Besser-
verdiener. Das Ergebnis: eine ful-
minante Überraschung. 54 Pro-
zent Ja-Stimmen. Es führte dazu, 
dass sich Brown im Jänner mit Sie-
germiene neben bunte Tafeln mit 
Statistikbalken stellen konnte, um 
zu verkünden, dass aus den 26 
Milliarden Dollar Etatminus, die 
er bei seinem Amtsantritt erbte, 
eine schwarze Null geworden ist. 

Marihuana und Scharia 
Der erste ausbalancierte Haus-

halt seit langem – wenn man so 
will, markiert es das Ende eines 
Teufelskreises. Eine Volksabstim-
mung, das Politiker im „Golden 
State“ einmal nicht vor die Qua -
dratur des Kreises stellt. Nun ist 
Kalifornien bei weitem nicht der 
einzige Bundesstaat, der regelmä-
ßig Referenden abhält. In Colora-
do und Washington entschieden 
die Bürger erst im November, den 
Konsum von Marihuana zu legali-
sieren, und zwar nicht nur zu me-
dizinischen Zwecken. Angetrie-
ben von evangelikalen Christen, 
kam Oklahoma 2010 auf die ab -
stru se Idee, die islamische Scharia 
als Rechtsquelle explizit auszu-
schließen, obwohl niemand einen 
Richter in Oklahoma kannte, der 
die Scharia bei Urteilen jemals her -
angezogen hätte. Oregon stellte 
neulich historische Rechtschreib-
fehler zur Wahl, verankert in der 
Lokalverfassung des Jahres 1857. 
Aus „independant“ wurde richti-
gerweise „independent“, was eine 
Vierfünftelmehrheit gut fand.  

In Kalifornien begann es vor 101 
Jahren. Damals warb ein Gouver-
neur namens Hiram Johnson da-
für, den Bürgern starke Waffen in 
die Hand zu geben, Waffen, die sie 
schützen sollten gegen Macht-
missbrauch durch ihre Volksver-
treter: Volksbegehren und Volks-
entscheid. Im Laufe der Zeit ent-
wickelte sich daraus eine Blocka-
de, die dem Pazifikstaat den Ruf 
einträgt, unregierbar zu sein. 

Ein Schlüsseljahr der Referen-
dumsgeschichte war 1978, als fast 
65 Prozent der Wähler für die Pro-
position 13 stimmten, ein Muster-

beispiel für eng defi-
niertes Eigeninteres-
se. Einer der Para -
grafen begrenzte die 
Grundsteuer auf ein 
Prozent des Wertes 
einer Immobilie. In 
der Folge sank das 
Grundsteueraufkom-
men um fast 60 Pro-
zent, was die Kommunen sehr viel 
abhängiger von der Einkommens-
steuer machte, als es in anderen 
Ecken der USA der Fall ist. So -
lange die Wirtschaft boomte, wa-

wurde geboren in der Hoffnung, 
die Menschen am Regierungspro-
zess zu beteiligen, tatsächlich 
aber führte sie zu einer Art Zu-
schauerdemokratie. Inzwischen 
sind die Wähler Konsumenten 
von Soundbite-Kampagnen im 
Fernsehen und in den neuen Me-
dien, nicht Autoren der Gesetze, 
die sie sich selber geben.“ Der Hin-
tergrund: Wer ein Referendum an-

strebt, muss die Unterschriften 
von fünf Prozent aller Wähler vor-
weisen können. Um dies zu schaf-
fen, braucht es in aller Regel pro-
fessionelle Unterschriftensamm-
ler, die Millionen von Dollar kos-
ten. Nach Fishkins Worten ist es 
ein Eintrittsgeld, das kein norma-
ler Bürger sich leisten kann, wohl 
aber eine gut finanzierte Lobby-
gruppe.

Ende 2012: Jerry Brown macht Werbung für Proposition 30, die hö-
here Steuern vorschlägt. Das Volk stimmte überraschend zu.  Foto: dapd
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Quellen: Demokratiezentrum Wien, Bundeszentrale für Politische Bildung (Deutschland), Republik Österreich Parlamentsdirektion, Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemb
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Das Pluralwahlrecht in
Belgien 1893 sicherte
Vermögenden und Famili-
envätern mehr Stimmenge-
wicht gegenüber der neu
wählenden Arbeiterschaft.

Colorado war 1893 der erste
Staat, in dem sich Männer in
einer Volksabstimmung für
das Frauenwahlrecht entschie-
den haben.

1893 führte Neuseeland, 1902 das
neu gegründete Commonwealth of
Australia, das ein Jahr zuvor von
Großbritannien in die staatliche
Selbstständigkeit entlassen worden
war, das Frauenwahlrecht ein.

Als erstes europä
Finnland mit se
vom 1. Juni 190
Männern) das a
Finnland war d
verwaltetes russi

1918

Am 30. Novemb
das (Frauen-)Wa
alten männliche
konnten Frauen
DeutschenNatio
erstmals auf nati

ab 1918

Ab 1918 durften Frauen in Großbritannien nur eingeschränkt wählen: Mindestalter 28 Jahre und nur, falls sie selbst oder ihre
EhegattendasanBesitzgebundenekommunaleWahlrechtbesaßen. FrauenindenUSAerhielten1920mitderVerabschiedung
des 19. Verfassungszusatzes das vollständige Wahlrecht auf allen Ebenen. In mehreren Bundesstaaten waren Frauen schon ab
den1890er-Jahrenwahlberechtigtgewesen.1918 führteKanadadasFrauenwahlrechtein. InGroßbritannien erhieltenFrauen
am2. Juli 1928 das vollständige Wahlrecht, in der Türkei1934.Die Philippinen ließen am30. April 1937 die Frauen in einem
Plebiszit selbst entscheiden, ob sie das aktive und passive Wahlrecht haben wollen: Eine große Mehrheit stimmte dafür.

In der österreichischen Hälfte der Habsburgermonarchie fanden Großgrundbesitzer und -besitzerinnen,
Handelskammern und männliche Bewohner der Städte und Landgemeinden nach einem Zensusverfah-
ren ihre – ungleiche – Vertretung im Reichsrat. Dieses sogenannte Kurienwahlrecht wurde 1896
durch die Bildung einer zusätzlichen, allgemeinen Kurie aufgeweicht (Badenische Wahlreform) und
schließlich mit der Einführung des allgemeinen und gleichen Wahlrechts für Männer auf der parlamen-
tarischen Ebene 1907 (Beck’sche Wahlrechtsreform) aufgehoben. Das Wahlalter betrug 21 Jahre.

In den Jahren des autoritären
Ständestaats 1933 bis 1938
und der daran anschließen-
den nationalsozialistischen
Diktatur 1938 bis 1945 gab
es keine freien Wahlen in
Österreich.

Die österreichische National-
ratswahlordnung von 1945
knüpfte an das Wahlrecht der
Ersten Republik an: Listen-
und Verhältniswahlrecht.

In Indien wurde
das Wahlrecht
für Frauen 1950,
im Iran 1963
eingeführt.

ab 1945

Am 7. Februar 1971 wurde
das Frauenwahlrecht und

-stimmrecht nach einer erfolg-
reichen Volksabstimmung in
der Schweiz auf Bundesebe-
ne eingeführt. Im Jahr 1959
noch lehnte die Mehrheit der
wahlberechtigten Schweizer
Männer das Frauenwahlrecht
ab. In Liechtenstein erhielten
Frauen 1984 das volle
Wahlrecht, nachdem dessen
Einführung 1971 und 1973
in zwei Volksabstimmungen
abgelehnt worden war.

1971

1944 erhielten französische Frauen das volle Wahlrecht, 1946 die
Italienerinnen und 1948 die Belgierinnen.

1873 werden die Abgeordneten in Österreich aufgrund des Zensuswahlrec
in vier Kurien gewählt. Das Wahlrecht war an eine bestimmte Mindeststeu
gebunden. Nur in der Kurie der Landgemeinden wurden weiterhin indirekte Wa
Wahlmänner abgehalten. Trotz dieses Fortschritts waren nur sechs Prozent der
dem 24. Lebensjahr wahlberechtigt. Die Habsburgermonarchie senkt 1882 den
Zensus zum Teil von zehn auf fünf Gulden (Taaffe’sche Wahlrechtsreform).

In einigen Schweizer Kantonen gab es nach den liberalen Revolutionen um
1830 kurzfristig ebenfalls ein Zensuswahlrecht besonderer Ausprägung.
Es orientierte sich nicht an Steueraufkommen oder Besitz, sondern privile-
gierte die Bürgerschaft der Hauptstädte gegenüber der Landbevölkerung,
welche in den Parlamenten nur eine deutlich unterproportionale Vertretung
zugestanden erhielt.

Per Verordnung vom 30. Mai 1849 wurde in Preußen
das Dreiklassenwahlrecht für das Abgeordnetenhaus
eingesetzt, das bis 1918 in Preußen in Kraft blieb. Das
aktive Wahlrecht stand allen Männern nach Vollendung
des 24. Lebensjahres zu. Die Abgeordneten wurdenüber
Wahlmänner gewählt. Dazu wurden die Wähler je nach
ihren Steuerzahlungen in drei Klassen eingeteilt.

Die amerikanischen Ureinwohner wurden in den USA
1924 mit dem „Indian Citizenship (Snyder) Act“ als
Bürger anerkannt und erhielten damit auch das
Wahlrecht. Die Bewohner der US-Außengebiete (Guam,
Puerto Rico etc.) haben kein aktives Wahlrecht.

Die amerikanischen Ureinwohner wurden in den USA
1924 mit dem „Indian Citizenship (Snyder) Act“ als
Bürger anerkannt und erhielten damit auch das
Wahlrecht. Die Bewohner der US-Außengebiete (Guam,
Puerto Rico etc.) haben kein aktives Wahlrecht.

1861 erließ Kaiser Franz Joseph das Februarpatent, die Geburtsurkunde des ersten
österreichischen Parlaments. Der Reichsrat bestand aus zwei Kammern, Herrenhaus
und Abgeordnetenhaus. Letzteres wurde von den Landtagen beschickt, die sich
wiederum aufgrund des umständlichen Kurienwahlrechts zusammensetzten. Die
Abgeordneten wurden nicht direkt gewählt, sondern über vier Kurien entsandt: Die
Kurie des Großgrundbesitzes, die Kurie der Städte, Märkte und Industrieorte, die

Kurie der Handels- und Gewerb
schickten über die Landtage Ve
zu den Kurien waren Männer au
Lebensjahr. Dieses Wahlsystem w
men: Das war die erste Verfassu
erlassen wurde. So wurde Österre

1938 bekam die britische Kronkolonie Pitcairn, eine Insel im
Südpazifik, als erste ein nachhaltiges Frauenwahlrecht.

Bei der deutschen Bundestags-
wahl 1972 durften erstmals
auch die 18- bis 21- Jährigen
wählen. Allerdings erhielten
sie zunächst nur das aktive
Wahlrecht. Ab dem vollende-
ten 21. Lebensjahr erwarb
man das passive Wahlrecht.
1974 senkte Frankreich das
Wahlalter auf 18 Jahre. 1975
senkte Deutschland die
Volljährigkeit auf 18 Jahre, die
Voraussetzung für das passive
Wahlrecht ist.

1972

Der Schweizer K
Innerrhoden führte d
auf kantonaler Ebene

Im Jahr 1990 ermög
geber erstmals, das
cher, aber auch Urla
aus ihre Stimme abg
allem in den 1990e
österreichische Ges
Bemühungen fort, au
für behinderte Men
oder stark sehbehin
schaffen.

ie direkte Demokratie in Athen, das isländische Althing um 1000 und unsere heutigen demokratischen Systeme habe
und Umwegen geprägt ist. Das Wahlrecht wird heute als Bürgerrecht verstanden und ist als solches an Staatsbürgersc

Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 und dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte
aktiv partizipieren und mitbestimmen kann.

Die Entwicklung

508/07 bis 322 v. Chr.

Von 509 bis 27 v. Chr.
287 v. Chr.

gab es in Athen eine direkte Demokratie: Jeder
Bürger konnte an der Volksversammlung sowie an
Gerichtsverhandlungen teilnehmen, jeder Bürger
war befugt, ein Amt zu bekleiden. Frauen, Sklaven
und Metöken (Bewohner ohne Bürgerstatus, sehr oft
Fremdarbeiter) galten nicht als Bürger und blieben
deshalb von der Beteiligung ausgeschlossen.

In der Schweiz und in Frankreich erhielten Männer 1848
das allgemeine und direkte Wahlrecht. In Österreich
erzwang die Protestbewegung ein weitreichendes
Wahlrecht, auf dessen Grundlage sich der erste frei
gewählte Reichstag konstituierte. Die Revolution wurde
allerdings niedergeschlagen.

wurde aus dem Königreich eine römische Republik, in der das
Zensuswahlrecht galt: Politische Rechte wurden an ein gewisses
Einkommen bzw. einen Mindestbesitz gebunden. In der wichtigs-
ten Volksversammlung Roms, der Comitia Centuriata, waren
alle Bürger auf eine Weise in Zensusklassen eingeteilt, dass die
wohlhabenden Bevölkerungsteile in Abstimmungen stets das
Übergewicht an Stimmen hatten.
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erreichten die römischen Plebejer
mit dem plebiscitum das Recht auf
Volksentscheidungen, nach denen
sich auch die Patrizier zu richten
hatten.
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mberg, Wahlrecht.de, Omnia Verlag, CIA World Factbook, www.monde-diplomatique.de; Autoren: Fatih Aydogdu, Markus Böhm; Fotos: Corbis, picturedesk, Library of Congress Danke an Brigitta Bader-Zaar vom Institut für Geschichte der Universität Wien.

1776
wurde im US-Bundesstaat New Jersey mittels Verfassung
dasWahlrecht fürallePersonenabeinemgewissenBesitz-
stand eingeführt. Das galt somit auch für Afroamerikaner,
ledige Frauen und Witwen, nicht jedoch für verheiratete
Frauen, weil diese keinen Besitz haben durften. 1807
wurde das Wahlrecht auf „weiße“ Männer eingeschränkt.

1870

1857

Afroamerikanern war das Wahlrecht zwar nach der
Sklavenemanzipation im 15. Bundesverfassungszusatz
von 1870 garantiert worden, in der Praxis gelang es
jedoch, sie durch Einschüchterungen, Gewalt und
Wahlmanipulationen, aber auch durch Kopfsteuern
den Nachweis von Lese- und Schreibkenntnissen und
weiteren Klauseln von der Wahl fernzuhalten. Erst
die Bürgerrechtsbewegung erreichte hier Mitte der
1960er-Jahre eine Bundeskontrolle von Wahlen, die im
Voting Rights Act von 1965 festgesetzt wurde. Noch
heute sind aber Anrufungen des Supreme Court zur
Einhaltung dieser Kontrolle notwendig.

Otto von Bismarck
führte 1869 im Nord-
deutschen Bund das
allgemeine Wahlrecht
für Männer ein.

1791/17931787

1868

18711871

1906 1907

ab 1914

1869

In den USA galt bei der Ratifizierung der
US-Verfassung 1787 das Zensuswahlrecht, vorwie-
gend für „weiße“ Männer. Bis in die Mitte des 19.
Jahrhunderts weiteten es alle Einzelstaaten auf ein
allgemeines Wahlrecht aus, allerdings wiederum
nur für „weiße“ Männer.

In Spanien wurde
1868 das allgemeine
Wahlrecht für Männer
durch eine Revolte
erreicht.

päisches Land gewährte
einer Landtagsordnung
906 Frauen (und auch
allgemeine Wahlrecht.
damals ein autonom

sisches Großfürstentum.

NachderAuflösungder2.Duma1907 führteRusslandeinneuesWahlrechtein,das dieStädte,die landloseBauernschaft
und die nichtrussischen Minderheiten stark benachteiligte. Nach der sozialistischen Oktoberrevolution 1917 wurde
die Duma durch den Kongress der Volksdeputierten ersetzt, der aber gegenüber den Räten bzw. der Parteiführung der
Sowjetunion weitgehend machtlos war. Seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion ist jeder russische Staatsangehörige,
der am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet hat, aktiv wahlberechtigt. Das gilt auch für im Ausland lebende russische
Bürger. Passivwahlberechtigt ist jeder russische Staatsangehörige, der am Wahltag das 21. Lebensjahr vollendet hat.

Der Erste Weltkrieg bedeutete für viele europäische Länder angesichts
politischerUmstrukturierungendieMöglichkeit zurRealisierungdesdemokra-
tischen Wahlrechts für Männer (1915 Dänemark, 1917 Niederlande, 1918
Großbritannien, Polen, Rumänien, 1919 Italien, Luxemburg, 1920 Tschecho-
slowakei) und Frauen (1915Dänemark, 1918Deutschland, Österreich, Polen,
1919 Luxemburg, Niederlande,1920Tschechoslowakei,1921Schweden).

1918

In Österreich erhielten Frauen das
allgemeine Wahlrecht am 12. November
1918durchdasGesetzüberdieStaats-und
Regierungsform von Deutschösterreich,
mit dem diesessich im Zugdes Zerfalls von
Österreich-Ungarn zur Republik erklärte.

18

mber 1918 fixierte auch Deutschland
ahlrecht „für alle mindestens 20 Jahre
en und weiblichen Personen“. Somit
n in Deutschland bei der Wahl zur
onalversammlungam19. Jänner1919
tionaler Ebene ihr Wahlrecht nutzen.

1871 führte diePariser Kommune das Frauenwahlrecht
ein. Nach der Niederschlagung durch die französischen
Regierungstruppen am 21. Mai desselben Jahres wurde
dieses Recht jedoch wieder aberkannt.

Ab 1857 garantierte die
Einführung der Wahlzelle in
Australien das Wahlgeheim-
nis.

Im Deutschen Reich kam das allgemeine und gleiche
Wahlrecht für Männer 1871 als Folge der Reichsgründung
und diente der Manifestierung einer neuen nationalen
Einheit. Auf der Ebene der einzelnen Bundesstaaten
existierten Zensusverfahren allerdings weiterhin, so im
Fall des preußischen Dreiklassenwahlrechts.

echts direkt
euerleistung
ahlen durch
r Männer ab
n absoluten

rbekammern sowie die Kurie der Landgemeinden
ertreter in das Abgeordnetenhaus. Wahlberechtigt
uf der Grundlage eines Zensussystems ab dem 24.
wurde von der Dezemberverfassung1867 übernom-

sung, die nicht vom Kaiser, sondern vom Reichsrat
reich zu einer konstitutionellen Monarchie.

2005

Kanton Appenzell
das Frauenwahlrecht

ne erst1990 ein.

glichte es der Gesetz-
ass Auslandsösterrei-
lauber, vom Ausland
bgeben konnten. Vor
0er-Jahren setzte der
esetzgeber intensive
auch Verbesserungen
enschen, für blinde
inderte Personen zu

1990

en ganz unterschiedliche Spielregeln. Hier Stationen einer Entwicklung, die von Fortschritten, Rückschlägen
chaft und die Repräsentativkörperschaft im eigenen Staat oder der Staatenunion gebunden, wie auch in der
e von 1966 niedergelegt. Das Wahlrecht definiert, wer als Vollmitglied in einer Gemeinschaft, einer Nation

g des Wahlrechts

930 / 979

Das isländische Althing geht bis ins Jahr
930 zurück und ist das älteste bestehende
Parlament“ der Welt, wobei dieses mit
Parlamenten im heutigen Sinn nichts zu tun
hat. Es war eine Versammlung aller freien
und volljährigen Männer. Um thingfähig zu
sein, musste der isländische Bauer über ein
bestimmtes Mindestvermögen verfügen. Als
die älteste durchgehend existierende Volks-
vertretung gilt der bis 979 zurückverfolgbare
Tynwald der Isle of Man.

ab 13. Jahrhundert

Spätestens seit dem 13. Jahrhundert oblag die Wahl
des römisch-deutschen Königs und später des römisch-
deutschen Kaisers im Heiligen Römischen Reich einem
kleinen Kollegium von geistlichen und weltlichen
Reichsfürsten, den Kurfürsten. Die Wahl zum König oder
Kaiser geschah auf Lebenszeit. 1356 ließ Kaiser Karl IV.
mit der Goldenen Bulle ein Grundgesetz für die Wahl aller
künftigen Könige und Kaiser proklamieren.

Ot
fü
de
al
fü

1871 führte die Pariser Kommune d

2005 kam es zu einem ersten rechtsver-
bindlichen Einsatz einer E-Voting-Lösung
bei Kommunalwahlen in Estland, 2007
auch bei Parlamentswahlen.

Die wesentlichsten Änderungen seit
1945 in Österreich waren die Einführung
der Briefwahl (2007) und die Senkung
des aktiven Wahlalters auf 16 Jahre
(2007). Zudem wurden seither Elemente
des Persönlichkeitswahlrechts in die
Nationalratswahlordnung aufgenommen
(Vorzugsstimmen, Direktmandate in den
Regionalwahlkreisen).

Während der Französischen Revolution wurde das Wahlrecht in die Menschen- und Bürgerrechtsdekla-
ration aufgenommen, auf die Ludwig XVI. 1791 seinen Eid leistete. Die Wahlrechtsbestimmungen
von 1789 sahen allerdings noch einen gewissen Steuerzensus vor. Es wurde dann von den Jakobinern
schnell durch ein gleiches Wahlrecht für Männer ersetzt. Die französische Verfassung von 1793
formulierte erstmals in Europa das allgemeine und gleiche Wahlrecht für Männer als Grundsatz und
sollte zum Vorbild für demokratische Bewegungen werden. Sie trat allerdings nie in Kraft.
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Seit 2012 ist es möglich, politische Forderungen mit 
einem EU-Bürgerbegehren voranzutreiben. Einige sind 

am Laufen, kein einziges ist umgesetzt. Einzelne Bürger 
und Initiativen können die Gesetze der Union trotzdem 

verändern – so kompliziert das auch sein mag.

burgische EU-Abgeordnete mit 
Buchstaben „r“ im EU-Parlament 
lange neben ihm gesessen. 

Der Rest ist schnell erzählt. Rü-
big: „Ich zeigte ihr das. Sie fand das 
unglaublich.“ Reding (heute Jus-
tizkommissarin) erkannte das Po -
tenzial. Die Dienste der Kommissa-
rin erarbeiteten einen Gesetzesvor-
schlag. Nur sieben Monate später 
wurde die Verordnung beschlos-
sen. Die Telekom-Lobby war em-
pört, kämpfte gegen diese „linke“ 
Preisregelung, klagte beim EU-Ge-
richtshof, weil „Netze“ angeblich 
unter nationale Kompetenzen fie-

Wie eine EU-Bürgerin Roaminggebühren kappte

Thomas Mayer aus Brüssel 

Sie studierte in Linz, hatte einen 
Freund in München und reiste 
nach Brüssel, um sich über die EU 
zu informieren. „Ihren Namen 
weiß ich leider nicht mehr“, sagt 
Paul Rübig: „Ich würde sie aber 
gerne wiedersehen.“ Diese junge 
Frau habe bei der Begrenzung der 
Tarife beim EU-weiten Mobiltele-
fonieren Geschichte geschrieben. 

Rübig ist seit 1995 Europaabge-
ordneter der ÖVP, hat viel Erfah-
rung, wie in der Union Gesetze ge-
macht werden, die in 27 Ländern 
wirken; und wie die Zivilgesell-
schaft bei der Gestaltung Einfluss 
nehmen kann. 
Das mit dem EU-
Vertrag von Lissa-
bon 2009 geschaf-
fene Instrument 
eines „EU-Bürger-
begehrens“ spiel-
te bisher keine 
Rolle – eine Mil-
lion Unterschrif-
ten in sieben Län-
dern müssen ge-
sammelt werden, 
um ein Anliegen voranzutreiben, 
was noch niemand schaffte. 

Der erste Antrag auf ein Begeh-
ren „Meine Stimme gegen Atom-
kraft“ wurde von der EU-Kommis-
sion aus formalen Gründen zu-
rückgewiesen. Die erste reale In -
itiative „Fraternité 2020“, die Stu-
dierendenaustausch pushen will, 
sammelt seit Mai 2012 Stimmen. 

14 Begehren insgesamt laufen, 
von „Tempo 30 in Städten“ bis zu 
einem, das die Aussetzung des 
Klimapakets verlangt. Im Novem-
ber 2013 wird erstmals abgerech-
net, die Kommission entscheidet, 
zu was sie eine Gesetzesinitiative 
einleitet. Einflussnahme läuft da-
her bisher „klassisch“ über Inter -
essenvertretungen und Lobbyis-
ten – von der Industrie bis zu 
Greenpeace. Nicht selten sind es 
aber einfache Bürger, die Europas 

Gesetze prägen. Wie die junge 
Frau aus Linz. Sie lieferte die Ini-
tialzündung dafür, dass die Kom-
mission mit dem EU-Parlament 
2007 das Abzocken der Telekom-
firmen beim Geschäft mit Mobil-
telefonkunden aufräumen konn-
te. Die Verordnung dazu läuft 
nach zwei Novellen heute unter 
dem Kurztitel „Roaming 3“.  

Sie regelt die Limits der Minu-
tentarife für grenzüberschreiten-
de Telefonate, aktiv oder passiv 
(wenn jemand im Ausland ange-
rufen wird), bei SMS und Daten-
transfer. „Eine Minute Brüssel – 
München kostete etwa 3,20 Euro“, 
denkt Rübig an 2001 zurück. 

Enorm, wenn 
man bedenkt, 
dass heute in der 
gesamten Union 
maximal 34,8 
Cent für Aktivge-
spräche verlangt 
werden dürfen, 
passiv gar nur 
9,6 Cent. Hält 
sich ein Betrei-
ber nicht daran, 
riskiert er seine 

Lizenz. Aber wie kam es dazu? Die 
Linzer Studentin hatte vor knapp 
zehn Jahren in Brüssel einen Vor-
trag des für Industriepolitik und 
Unternehmen zuständigen Abge-
ordneten gehört. Am Abend tele-
fonierte sie mit ihrem Freund in 
München. Zwei Stunden lang. 
Wieder zu Hause gab es Krach mit 
der Mutter, das Telefonat kostete 
„einige hundert Euro“. 

Die Frau schrieb Rübig darauf-
hin eine E-Mail. Was er zu den 
Segnungen des Binnenmarktes ge -
sagt habe, sei ja schön und gut, 
aber falsch, empörte sie sich, das 
sauteure Telefonat der Beweis. Im 
Inland hätte es acht Euro gekostet. 

Glücklicher Zufall. Rübig ging 
mit der damals für Telekom zu-
ständigen EU-Kommissarin Vi-
viane Reding essen. Die kannte er 
gut, denn sie war früher als luxem-

len, nicht der unter die der EU – und 
verlor. Die Höchstrichter befan-
den, dies sei ein Binnenmarktfall. 

Bürgeranfragen und -beschwer-
den solcher Art an den zuständi-
gen Petitionsausschuss des EU-
Parlaments gibt es viele, bestätigt 
die Grüne Eva Lichtenberger: „Die 
EU ist für Bürgeranliegen manch-
mal offener als die regionale oder 
nationale Ebene.“ Sie hat beim 
Projekt der Skischaukel Mellau-
Damühls erlebt, wie durch eine 
Beschwerde Standards für die 
 verpflichtende Durchführung von 
Prüfungen zur Umweltverträglich-

keit (UVP) verschärft wurden. Ös-
terreich hatte eine EU-Richtlinie 
so umgesetzt, dass der Schutz von 
sensiblen Zonen von den Betrei-
bern leicht zu unterlaufen war. 

Nach Beschwerde des Alpen-
schutzbundes reiste Lichtenber-
ger mit einer Erkundungsmission 
an, die die Mängel festhielt. Die 
EU-Kommission teilte die Sicht-
weise, drohte der Regierung in 
Wien mit einem Verfahren. Und 
siehe da: Österreich besserte sei-
ne Gesetze nach. Ein direkter Er-
folg des Bürgerwillens, zeigt sich 
die Grüne noch heute zufrieden.

Schweizer gegen „Abzocke“ 
 

Abstimmung über hohe Managergehälter im März 
Hermann Sussitz 

Wer hat’s erfunden? Die Schwei-
zer. So könnte es heißen, wenn am 
3. März im Nachbarland über 
strengere Vergütungsbestimmun-
gen für Manager abgestimmt wird. 
Dass es die Initiative „Gegen die 
Abzockerei“ überhaupt gibt, ist 
dem Elan Thomas Minders zu 
 verdanken. Der 52-jährige Unter-
nehmer will, dass die Aktionäre 
eines börsennotierten Unterneh-
mens jährlich über die Gehälter 
und sogar die Zusammensetzung 
von Geschäftsleitung und Auf-
sichtsrat entscheiden. Regeln, für 
die die Mehrheit der Schweizer 
stimmen will. 

Volk lehnt Gehaltsexzesse ab 
Die hohe Zustimmung der Bür-

ger ist ein Eigentor für die Politi-
ker, da sie die Befragung um drei 
Jahre verzögert haben. Die Volks-
vertreter waren für die mahnen-
den Worte des Wirtschaftsdach-
verbandes Economiesuisse allzu 
offen. Aber auch jetzt verschaffen 
sich die Firmenbosse Einfluss. 
Beim Volk beliebt gemacht hat 
man sich damit nicht. Als ruchbar 
wurde, dass Studenten – gegen Be-
zahlung – negative Stimmung in 
Foren von Online-Medien verbrei-

teten, war der Imageschaden groß. 
Das Ausmaß des Ärgers liegt auch 
am Zeitgeist. Denn obwohl die 
Krise omnipräsent ist, steigen die 
Managergehälter in lichte Höhen. 
Das stößt dem Volk sauer auf. So 
sauer, dass die Politik jetzt einen 
eigenen Vorschlag eingebracht 
hat. Er beißt nicht so scharf wie die 
Initiative Minders, ist aber bei 
weitem nicht zahn-
los. Er erleichtert es 
den Eignern, bereits 
gewährte „exzessive“ 
Gehaltszahlungen 
zurückzufordern. 
Auf der anderen Sei-
te räumt er den Ak-
tionären bei der Ent-
scheidung, wer wie 
viel bekommt, nur 
eine beratende Stellung ein. 

Sagen die Bürger im März Nein 
zur Minder-Initiative, sagen sie 
automatisch Ja zur milderen Poli-
tikervorlage. Für dieses Ziel gibt 
Economiesuisse Millionen Euro 
aus. Man stellt Plakate auf, holt 
Gutachten ein und betreibt eine 
Website. Und Initiativen-Starter 
Minder? Der gibt gegenüber dem 
Blick den Underdog und fragt sich, 
ob es gelingt, „mit einer Millionen-
kampagne das Schweizer Volk zu 
kaufen“.

Wenn Volkes Stimme dauernd spricht 
 

Die Eidgenossen stimmen häufig ab und kollidieren häufig mit den Grundrechten
Jutta Berger 

Die Schweiz gilt Anhängern der 
direkten Demokratie als gelobtes 
Land. Keine wichtige Entschei-
dung auf Bundes-, Landes- oder 
Gemeindeebene wird ohne Mit -
bestimmung der Bevölkerung ge-
fällt. Parlamente haben Verfas-
sungsänderungen, Haushalte und 

bestimmte Gesetze 
obligatorischen Re-
ferenden zu unter-
werfen. Passt dem 
Volk ein Gesetz 
nicht, kann es inner-
halb von drei Mo -
naten ein fakultati-
ves Referendum for-
dern; auf Bundes -
ebene sind dazu 

50.000 Unterschriften nötig. Für 
eine richtige Volksinitiative müs-
sen bundesweit 100.000 unter-
schreiben. 

Dafür, dagegen 
Das Abstimmungsverhalten der 

Schweizerinnen und Schweizer 
ist eigenwillig. 2009 stimmten sie 
für ein Minarettverbot, 2012 gegen 
mehr Urlaub und gegen das Rauch-
verbot in öffentlichen Räumen. Je 
emotionaler das Thema, umso hö-
her ist die (prinzipiell niedrige) 

Das
Ende der
Fremd-

bestimmung

Wahlbeteiligung. Das Minarettver-
bot wurde mit 50 Prozent Beteili-
gung durchgesetzt, zur Abstim-
mung über schnellere Abschie-
bung gingen 53 Prozent. Durch-
schnittlich erreicht die Wahl -
beteiligung aber keine 40 Pro-
zent. Hohe Demokratiezufrieden-
heit könnte eine Erklärung für  
die niedrige Beteiligung sein, sagt 
der Liechtensteiner Politikwissen-
schafter Wilfried Marxer, aber 
auch Verdrossenheit – etwa über 
die vielen Urnengänge. 

An vier Wochenenden pro Jahr 
wird in der Schweiz, meist per 
Briefwahl, abgestimmt. Der Ab-
stimmungsreigen 2013 beginnt am 
3. März. Je nach Kanton (Bundes-
land) oder Stadt haben die Bür -
gerinnen und Bürger über zehn 
und mehr Themen zu entschei-
den. Die Skala reicht von neben-
sächlich bis folgenschwer, für 
Nichtschweizer ist die Themen-
vielfalt schwer nachvollziehbar. 
So wird in Zürich im März bei-
spielsweise über Hauswirtschafts-
kurse an Mittelschulen abge-
stimmt, in Graubünden hingegen 
über die Finanzierung der Olym-
piabewerbung 2022. Gleich sind 
in allen Kantonen die bundespoli-
tischen Themen: Das Parlament 
legt einen Verfassungsartikel zur 

Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie vor und eine Gesetzesnovel-
le zum sparsamen Umgang mit 
Grund und Boden. Beides sind ob-
ligatorische Referenden, halbdi-
rektdemokratische Instrumente. 
Eine wirkliche Volksinitiative ist 
hingegen die Volksabstimmung 
gegen die Abzockerei, die überzo-
gene Gehälter von Verwaltungsrä-
ten und Managern abstellen will. 

Verschleppen, verwässern 
Kritiker des Schweizer Systems 

stoßen sich weniger an der Zahl 
der Abstimmungen als an der Kol-
lision von Rechtsstaatlichkeit und 
Volkswillen. Immer wieder ver-
stoßen Initiativen gegen Grund- 
und Menschenrechte. Laut einer 
Untersuchung der Politikwissen-
schafterin Anna Christmann wur-
den in den letzten 20 Jahren zehn 
grundrechtsproblematische Initia-
tiven lanciert. In der Schweiz feh-
len handlungsfähige Gerichtssys-
teme, um solche Entscheide zu be-
kämpfen, kritisiert Christmann. 
Direkte Demokratie ohne starkes 
Rechtsstaatsprinzip führe zum Di-
lemma, sagt Wilfried Marxer. Poli-
tiker stünden zwischen Volksent-
scheid und Grundrechten: „Die 
Lösung heißt dann oft Verschlep-
pen und Verwässern.“

User „eitzenbe“ 
wollte wissen:  

„Was sind Chancen, 
Risiken und 
Probleme der 
Europäischen 

Bürgerinitiative?“

*
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Das heiße Eisen Todesstrafe  
 

Hessen scheut eine Volksabstimmung zur Abschaffung
Wiesbaden/Berlin – Wie bitte? In 
Deutschland soll es noch die To-
desstrafe geben? Man kann es 
eigentlich gar nicht glauben. Und 
dennoch ist es so.  

In einer einzigen Landesverfas-
sung, der hessischen nämlich, 
steht ganz klar in Artikel 21: „Ist 
jemand einer strafbaren Handlung 
für schuldig befunden worden, so 
können ihm aufgrund der Straf -
gesetze durch richterliches Urteil 
die Freiheit und die bürgerlichen 
Ehrenrechte entzogen oder be-
schränkt werden. Bei besonders 
schweren Verbrechen kann er 
zum Tode verurteilt werden.“ 

Um Missverständnissen vorzu-
beugen: Es handelt sich dabei 
nicht um ein antiquiertes Regel-
werk aus dem 19. Jahrhundert, 
sondern um die Landesverfassung 
aus dem Jahr 1946, die in dieser 
Form immer noch gültig ist. 

Die hessische war die erste Lan-
desverfassung, die nach Ende des 
Zweiten Weltkriegs in Deutsch-
land geschrieben wurde. 1946 
stand man noch unter dem Ein-
druck der grausamen NS-Verbre-
chen und wollte abschreckende 
Strafen zulassen. 

„Das ist natürlich totes Recht“, 
versichert Hessens Justizminister 
Jörg-Uwe Hahn (FDP). Selbstver-
ständlich bekommen Mörder 
auch in Hessen maximal lebens-
länglich und müssen sich nicht 

vor der Guillotine fürchten. Denn  
per Grundgesetz wurde die Todes-
strafe 1949 abgeschafft, und Bun-
desrecht bricht Landesrecht. 

Trotzdem: Auf dem Papier steht 
die Todesstrafe noch. Das stört 
viele Bürgerinnen und Bürger in 
Hessen, es gibt Petitionen zur 
 Abschaffung. Doch Politiker aller 
Couleur zögern und zaudern. 

Angst vor dem Bürgerwillen 
Denn jegliche Änderung der 

hessischen Verfassung muss nach 
einem Beschluss des Landtags 
auch noch dem Volk zur Abstim-
mung vorgelegt werden. Daher 
geht in allen Parteien eine Sorge 
um, die man im hessischen Justiz-
ministerium so formuliert: „Stel-
len Sie sich vor, kurz vor der Ab-
stimmung ermordet jemand ein 
Kind. Und beim Votum stimmt 
dann eine aufgebrachte Mehrheit 
dafür, doch die Todesstrafe in der 
Verfassung zu belassen.“ 

Faktisch würde sich nichts än-
dern, die Todesstrafe bliebe auch 
weiterhin nur auf dem Papier be-
stehen. „Aber das Signal wäre ge-
sellschaftspolitisch schrecklich“, 
sagt Jürgen Frömmrich, der justiz-
politische Sprecher der Grünen 
im hessischen Landtag. Und dar -
um sagt man sich in Hessen wei-
terhin: Dieses Eisen ist zu heiß, 
man kann das Volk darüber nicht 
abstimmen lassen. (bau)

Der Landkreis Friesland ist der erste in Deutschland, 
der Liquid Democracy einsetzt. Per Internet können 

Bürger mitreden und ihre Forderungen an den Kreistag 
einbringen. Einer der ersten Wünsche war die freie 

Nutzung der Nordseestrände für Einheimische.

plattform online. Einen Zugangs-
code bekommt, wer im Landkreis 
wohnt und älter als 16 Jahre ist. 
Der User muss sich auch mit sei-
nem richtigen Namen anmelden. 

Kaum war Liquid Friesland frei-
geschaltet, ging es auch schon um 
den Strandeintritt. Der Landkreis 
möge sich dafür ein-
setzen, dass Einhei-
mische freien Zutritt 
zu den Stränden er-
halten – so lautete ein 
Bürgerantrag. 

Dieser wurde ins 
System gestellt, ande-
re Friesländer konn-
ten ihn online disku-
tieren und eigene 
Vorschläge vorbringen. Einer 
mein te etwa, manchmal müsse 
wohl eine Gebühr eingehoben wer-
den, aber dann solle man dar auf 
achten, dass das Verhältnis zwi-
schen entgeltpflichtigem und ent-
geltfreiem Strand ausgewogen sei. 

Wie sich Friesen freien Zugang zum Meer erklicken

Birgit Baumann aus Berlin 

Der Landkreis Friesland in Nie-
dersachsen gehört zu den vielbe-
suchten in Deutschland. Einwoh-
ner gibt es zwar nur rund 100.000, 
aber jedes Jahr strömen drei Mil-
lionen Touristen an die Nordsee-
küste unweit von Wilhelmshaven. 

Wer im Meer planschen möch-
te, der wird zuvor jedoch zur Kas-
se gebeten. Viele Gemeinden heben 
eine Kurtaxe ein, im Schnitt drei 
Euro pro Besucher und Tag, was 
vielen Einheimischen missfällt. 

Jetzt gibt es eine neue Möglich-
keit, sich dagegen zu wehren. Li-
quid Friesland heißt das Projekt, 

das der Landkreis (vergleichbar 
mit einem österreichischen Be-
zirk) im November startete. 

„Wer gute Kommunalpolitik 
machen will, muss den Bürgern 
Möglichkeiten geben, sich dran zu 
beteiligen“, begründet Landrat 
Sven Ambrosy im Gespräch mit 
dem Standard die Pionierarbeit 
des Landkreises. Er sei „über-
haupt kein Nerd“, sagt Ambrosy. 
Aber als er von Liquid Democray 
per Internet hörte, dachte er 
gleich: „Diese neue Technik muss 
man doch auch für unseren Land-
kreis nutzen können.“ 

Nun ist die eigens für den Land-
kreis geschaffene Beteiligungs-

Nach fünf Wochen wird dann 
per Internet von den Bürgern über 
die Anträge abgestimmt. Im 
Strandfall blieb es bei der ur-
sprünglichen Forderung: freier 
Eintritt für alle Friesen! 

Nun, da die Abstimmung erfolgt 
ist, kann man online auch erfah-

ren, wie es weiter-
geht. „Wird beraten 
im nächsten Aus-
schuss für Wirtschaft, 
Tourismus, Kreisent-
wicklung und Finan-
zen, voraussichtlich 
am Montag, dem 25. 
Februar 2013“, steht 
dar unter. Das heißt 
aber noch nicht, dass 

der Antrag von den gewählten 
Kreistagsvertretern auch ange-
nommen wird. 

„Liquid Friesland kann und will 
die repräsentative Demokratie 
nicht ersetzen, sondern nur ergän-
zen. Es ist ein zusätzlicher Kanal, 

um zu erfahren, was Bürger be-
wegt“, sagt Ambrosy. Nebst freiem 
Strandzugang werden bessere 
Möglichkeiten zur Müllentsor-
gung, mehr Informationen über 
Ausbildungsmöglichkeiten für 
Mädchen an einem Technologie-
zentrum und ein Pflegestützpunkt 
für den Landkreis gefordert. 

Liquid Friesland funktioniert 
aber nicht nur von unten nach 
oben, sondern auch umgekehrt. 
So legten SPD und Grüne zu-
nächst eine Resolution gegen das 
von der Bundesregierung geplan-
te Betreuungsgeld für Eltern, die 
ihre Kinder zu Hause betreuen, 
vor. Die Bürger konnten im Inter-
net darüber abstimmen und fan-
den die Vorlage auch gut.  

Anschließend hat sie der Kreis-
tag beschlossen. Er hätte sie natür-
lich auch ablehnen können. Dann 
aber hätte er wissentlich an den 
Friesländern vorbeientschieden. 
p www.liquid-friesland.de
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Vom klaren Nee zum bindenden Ja 
 

Linksliberale, Grüne und Sozialisten kämpfen in den Niederlanden für mehr Bürgereinfluss 
Kerstin Schweighöfer                

aus Den Haag 

Im Fernsehen fanden Europa-De-
batten statt, Zeitungen brachten 
Sonderbeilagen heraus, Minister 
verteilten auf der Straße Broschü-
ren. Der beliebte Rapper Ali B. ap-
pellierte mit einem speziellen 
„Verfassungssong“ an seine Fans, 
während Altpremierminister 
Wim Kok und Schriftsteller Geert 
Mak in Radiospots oder Zeitungs-
annoncen versuchten, ihre Lands-
leute zum Ja-Sagen zu bewegen.  

Geholfen hat alles nichts: Am  
1. Juni 2005 sprachen sich 61,5 Pro -
zent der Niederländer gegen die 
europäische Verfassung aus. Mit 
diesem klaren „Nee“ endete eines 
der denkwürdigsten Referenda in 
der europäischen und auch der 
niederländischen Geschichte. 
Denn eine nationale Volksabstim-

mung hatte es im Polderstaat seit 
200 Jahren nicht mehr gegeben.  

Ein Recht darauf haben die Nie-
derländer nicht. Ihr Image mag 
noch so progressiv und demokra-
tisch sein – ob ihre Meinung ge-
fragt ist, wird oben entschieden: 
Parlament, Gemeinderäte oder 
Provinzregierungen können ein 
konsultatives Referendum durch-
führen. Bindend ist es nicht. Die 
Bürger selbst können nur eine Par-
lamentsdebatte initiieren, Voraus-
setzung: 40.000 Unterschriften.   

Unfreiwilliges Referendum 
Auf kommunaler Ebene fanden 

in den letzten hundert Jahren 
rund 150 konsultative Referenda 
statt. Auf nationaler Ebene war 
das EU-Referendum von 2005 das 
bislang erste und letzte. Freiwillig 
hätte es die damalige Regierungs-
koalition nie so weit kommen las-

sen. Dass sich im Parlament dafür 
erstmals eine Mehrheit fand, lag 
am Hoge Raad, dem höchsten 
Rechtsorgan: Der Vertrag von Lis-
sabon habe Verfassungscharakter, 
urteilte er, seine Verabschiedung 
komme einer Änderung der natio-
nalen Verfassung gleich. Dazu 
müssten die Bürger eigentlich bei 
Neuwahlen befragt werden. Da 
dies nicht möglich war, sollte zu-
mindest von der Möglichkeit des 
konsultativen Referendums Ge-
brauch gemacht werden.  

„Mit der direkten Demokratie ist 
es bei uns nicht weit her“, sagt Ar-
jen Nijeboer von der „Referen-
dum-Plattform“ in Amsterdam, 
die sich für mehr direkte Demo-
kratie und die Einführung eines 
bindenden, von den Wählern 
selbst initiierten Volksentscheids 
einsetzt. Roy Kramer von der 
linksliberalen D66-Partei kann 

ihm nur beipflichten: „Wir haben 
ja noch nicht einmal einen demo-
kratisch gewählten Bürgermeis-
ter!“ Dieser Posten wird zentralis-
tisch von Den Haag aus besetzt. 
Immerhin haben die Gemeinderä-
te bei der Ernennung der Bürger-
meister inzwischen ein Wort mit-
zureden, dafür hat die D66-Partei 
gesorgt.  

Zusammen mit den Grünen und 
den Sozialisten machen sich die 
Linksliberalen auch seit Jahrzehn-
ten für ein bindendes Referen-
dums nach Schweizer Vorbild 
stark – bislang vergeblich. 1999 
hätten sie es beinahe geschafft, da 
scheiterte der Gesetzesentwurf im 
Senat an einer Stimme. So nah 
sind die Referendum-Befürworter 
ihrem Ziel nie mehr gekommen, 
aber, so Roy Kramer: „Wir geben 
nicht auf.“ Dieses Jahr soll ein 
neuer Vorstoß gewagt werden.

Nachkontrolle von Hand: Die Ab-
lehnung der EU-Verfassung war 
kaum zu glauben. Foto: Reuters
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Kleine Demokraten im Hohen Haus 
 

Wie Schulkinder in der Demokratiewerkstatt des Parlaments zu „Demokratie-Profis“ werden

Katharina Mittelstaedt 

Wien – „Alle bereit?“ Verdutzte 
Kindergesichter. „Durchatmen.“ 
Die kleinen Moderatoren schnau-
fen tief durch die Nase. „Lächeln.“ 
Das fällt schwer, die Nervosität, 
aber die Augen glitzern. „Uuuund 
Action“: kurze Pause, schweigen, 
aber dann – „Hallo, ich bin die Mi-
chaela, das ist der Stefan, und der 
erklärt uns jetzt, was eine Umfra-
ge ist.“ Cut. 

Alles in kleinen Schritten, an-
gepasst an die Geschwindigkeit 
und den Wissensstand der Grup-
pe, das ist das Credo der Demokra-
tiewerkstatt, dem „Baby“ von Na-
tionalratspräsidentin Barbara 
Prammer. Sie hat das Projekt 2007 
ins Leben gerufen. Damals sei es 
noch schwer gewesen, Schulen zu 
finden, die mitmachen wollen. 
Heute bekommen gar nicht alle 
Klassen einen Termin. 

Demokratiewerkstatt, das sind 
kostenlose Workshops für Acht- 
bis 15-Jährige. Lehrer können ihre 
Klassen anmelden und eines von 
sechs Themen wählen: Gesetzge-
bungsprozess, Diskussion mit Ab-
geordneten, Partizipationskurs, 
mediale Manipula-
tion, Europäische 
Union oder Zeitreise 
durch die heimische 
Geschichte. Die Kin-
der lernen etwa, dass 
die „Saure-Gurken-
Zeit“ die ist, wenn 
Journalisten im Som-
mer nicht wissen, 
was sie schreiben 
sollen, weil alle auf Urlaub sind. 

Während Michaela und Stefan 
den ersten Fernsehbeitrag ihres 
Lebens drehen, sitzt ihre Lehrerin 
im Nebenraum auf einem Kinder-
sessel und beobachtet eine Grup-
pe, die bespricht, was Manipula-

tion bedeutet. Manche Schüler be-
kämen von den Eltern gar keine 
politische Bildung vermittelt, an-
dere würden stark beeinflusst, er-
klärt Hauptschulpädagogin Brigit-
ta Rammel: „Vor allem von rechts-
populistischer Seite. Sie überneh-

men Strache-Slo-
gans, fangen damit 
aber inhaltlich gar 
nichts an.“ In ihrer 
Klasse haben fünf 
von 20 Kindern kei-
nen Migrationshin-
tergrund. Grundsätz-
lich gebe es dadurch 
aber keine Konflikte: 
„Wenn Kinder zum 

Beispiel sagen, dass wir zu viele 
Ausländer haben, meinen sie da-
mit nicht die Klassenkollegen“, 
sagt Rammel. 

Prammer hält die Demokratie-
werkstatt auch für eine Integra-
tionsmaßnahme: „Staatsbürger 

oder nicht ist bei uns völlig egal, 
denn Partizipation ist mehr als 
Wahlrecht.“ Vor allem die Ehrung 
zum „Demokratie-Profi“ für alle 
Kinder, die insgesamt vier Kurse 
besucht haben, würde junge Men-
schen mit Migrationshintergrund 
rühren. „Viele bekommen in den 
Familien vermittelt, dass österrei-
chische Politiker totale Honoratio-
ren sind. Und dann steht plötzlich 
die Nationalratspräsidentin vor 
ihnen und hängt ihnen eine riesi-
ge Goldmedaille um“, sagt Elisa-
beth Schindler-Müller, Leiterin 
der Demokratiewerkstatt. 

Am Ende des Vormittags hat 
jede Gruppe einen fertigen Me-
dienbeitrag gestaltet. Rote Backen, 
die Kinder sind stolz. „Klar ist es 
manchmal schockierend, wie we-
nig Vorwissen manche Klassen 
haben. Aber spätestens nach dem 
Kurs wissen sie mehr als mancher 
Erwachsene“, sagt Prammer.

Das
Ende der
Fremd-

bestimmung

Das Parlament bietet neben 
der Demokratiewerkstatt drei 
weitere „Jugendformate“: das 
zweimal jährlich stattfinden-
de Jugendparlament, wo die 
teilnehmenden Schüler in 
fiktiven Klubs den Gesetz -
gebungsprozess simulieren, 
Parlamentsführungen für Kin-
der und die Parlamentsinter-
netseite Demokratiewebstatt. 
Eine Plattform für Jugendli-
che aus ganz Europa ist das 
European Youth Parliament. Die 
Nichtregierungsorganisation 
veranstaltet seit 1987 Konfe-
renzen, bei denen sich junge 
Menschen treffen und aktu-
elle Themen diskutieren. 
Ziel sei, das Demokratiever-
ständnis, sprachliche Kom-
petenz und die europäische 
Idee zu fördern und voranzu-
treiben. (mika) 

WISSEN

Demokratie im 
Jugendformat

Den Vertrauensverlust der 
Bürger soll sie kurieren, 

die Winkel der Korruption 
ausleuchten und irgendwie 

alle mit allen verbinden: 
Transparenz. Und dann 

wird alles gut? Nein. Über 
sinnvolle und notwendige 

Grenzen und Geheimnisse. 

Wie grenzenlose 
Transparenz das 

Vertrauen auffrisst 

Lisa Nimmervoll 

Wien – Sie werden meist in einem 
Atemzug genannt, quasi als Pro -
blem-Lösung-Kombination: Der 
„Krise der Demokratie“ folgt ziem-
lich sicher auch der Ruf nach 
„Transparenz“. Mehr davon. Mög-
lichst viel davon. Vielleicht sogar 
totale Transparenz, wenn es etwa 
nach der Piratenpartei geht. Oder 
den Enthüllungsabsolutisten von 
Wikileaks. Die Hoffnung, die da-
bei mitschwingt: „Durchsichtige“, 
offene Prozesse würden aus irri-
tierten, wütenden oder schlicht 
demokratiemüden Bürgern wie-
der vertrauensvolle Mitspieler im 
politischen Spiel machen. Trans-
parenz würde gleichberechtigte 
Teilhabe aller ermöglichen und 
düstere, uneinsehbare Winkel für 
Korruption grell ausleuchten. 

Und dann wäre alles gut? Nein, 
warnt der Philosoph Byung-Chul 
Han in seiner Streitschrift Trans-
parenzgesellschaft (Matthes & Seitz 
Berlin 2012) vor der Fetischisie-
rung der Transparenz und einer 
Reduktion nur auf Demokratie 
und Korruption. Der gebürtige 
Südkoreaner, der an der Universi-
tät der Künste Berlin lehrt, sieht 
im anschwellenden Transparenz-
gesang nämlich einen „systemi-
schen Zwang“, der alle Lebensbe-
reiche verschlingt. In einem Inter-
view mit dem SZ-Magazin sprach 
er sogar von „Transparenzterror“.  

Die berechtigten Wünsche nach 
Einsicht in politische Vorgänge, 
zum Beispiel auch im Dienste  
der Menschenrechtswahrung, be-
grüßt Han natürlich auch. Davon 
abgesehen aber meint er sinnge-
mäß: Transparenz frisst Vertrauen 
auf. Ja, der Ruf nach ihr sei ein 
Symptom für eine Vertrauenskrise, 
nicht aber die Therapie dafür. Im 
Gegenteil. „Die Transparenzgesell -

schaft ist eine Gesellschaft des 
Misstrauens, die aufgrund des 
schwindenden Vertrauens auf 
Kontrolle setzt.“  

Radikal zu Ende gedacht sei in 
einer transparent durchdrunge-
nen Gesellschaft gar kein Vertrau-
en mehr nötig, ja nicht möglich. 
Weil jedes noch im Verborgenen 
bleibende Etwas Anlass für Zwei-
fel und Misstrauen wäre. Ihrer Lo-
gik nach sei Transparenz maßlos.  

Selbst wenn die Politik jeden 
ihrer Schritte absolut offenlegen 
würde, wäre das nicht genug, das 
beschädigte Vertrauen in ihre Re-
präsentanten wiederherzustellen. 
„Vertrauen ist nur möglich in einem 
Zustand zwischen Wissen und 
Nichtwissen. Vertrauen heißt, trotz 
Nichtwissen gegenüber dem ande -
ren eine positive Beziehung zu ihm 
aufzubauen“, heißt es bei Han. Und 
Vertrauen ist konstitutiv für soziale 
Kommunikation jeder Art – zumin-
dest in einer freien Gesellschaft. 

Mehr oder totale Transparenz 
führe auch nicht automatisch zu 
Veränderungen oder politischen 
Reformen. Sie ist per se noch keine 
Kritik an bestehenden Systemen.  

Lob des Geheimnisses 
Anmerkungen zum aktuellen 

Transparenzdiskurs und seiner 
Ausstrahlung in andere Lebens-
sphären liefert auch die Soziolo-
gie. Spätestens seit Erving Goff-
man, also seit fast 90 Jahren, wis-
sen wir, dass gesellschaftliches In -
teragieren auch uneinsehbare, ge-
schützte „Hinterbühnen“ braucht 
– das gilt auch für gewisse politi-
sche Prozesse. Das Geheimnis als 
„bewusst gewolltes Verbergen“, so 
nannte es der 
 Soziologe Georg 
Simmel 1908, er-
füllt auch gesell-
schaftlich wichti-
ge Funktionen. 
Angefangen von 
geheimen Wah-
len bis zum Infor-
mantenschutz im 
Journalismus. 

Was das Priva-
te anlangt, hält 
sich Transparenzkritiker Han an 
Schriftsteller Peter Handkes Zitat: 
„Von dem, was die anderen nicht 
von mir wissen, lebe ich.“ Völlig 
transparent sei nur die Maschine 
– oder das Tote.

Pipelines für das „Öl der Wissensgesellschaft“ 
 

Open Data eröffnet Bürgern Zugang zu Informationen von Politik und Verwaltung 
Georg Pichler 

Wien – „Rohdaten jetzt!“, forderte 
„Internet-Vater“ Tim Berners-Lee 
2009. Ämter und Behörden erhe-
ben tagtäglich zahlreiche Informa-

tionen – und auf 
diese soll der 
Bürger auch Zu-
griff bekommen. 
„Open Data“ lau-
tet das Stichwort. 

Eine Vision, 
die dabei ist, Rea-
lität zu werden. 
Linz und Wien 
gelten hierzulan-
de als Vorreiter. 
Im kontinentalen 

Kontext blickt man gern nach Lon-
don. Doch was ist „Open Data“? 

„Open Data ist ein Grundpfeiler 
von Open Government, einem Sy-
nonym für die Öffnung von Regie-
rung und Verwaltung gegenüber 

Bevölkerung und Wirtschaft“, sagt 
Experte Robert Harm, Vorstand 
des Vereins Open3 (open3.at). 
„Diese kann zu mehr Transpa-
renz, Innovation und einer Stär-
kung gemeinschaftlicher Belange 
beitragen.“ Auch wirtschaftlich 
ist ein offener Zugang zu diesen 
Informationen ein relevanter Fak-
tor. Die direkten und indirekten 
Effekte von „Open Data“ belaufen 
sich laut EU-Berechnung auf bis 
zu 140 Milliarden Euro pro Jahr. 

Wien hat 2011 begonnen, Daten 
bereitzustellen. Erste Anwendung 
war die „Toilet Map Vienna“, die 
in Zeiten drängender Not den 
schnellsten Weg zum nächsten 
„Örtchen“ weist. Johann Mit-
theisz, Technologiechef der Stadt 
Wien, spricht im Standard-Ge-
spräch von „Open Data“ als „Öl 
der Wissensgesellschaft“. 2013 
werden unter vier Schwerpunk-
ten weitere Datensätze freigege-

ben. Die Stadt Wien kooperiert in 
ihren Anstrengungen mit deutsch -
sprachigen Nachbarstaaten.  

Trotz Andrangs haben die Wie-
ner Linien länger zur Öffnung ge-
braucht. Kürzlich wurde im Rah-
men eines „Create Camps“ erst-
mals Zugang zum Informations-
schatz gewährt. Nun folgt eine 
umfassende Prüfung des gesam-
ten Datenspektrums, sagt der zu-
ständige Beauftragte Stefan Kriz. 
Es soll eruiert werden, welche In-
formationen bedenkenlos freige-
geben werden können.  

Österreichweit gibt es die vom 
Bundeskanzleramt mitinitiierte 
„Open Government Data Plat-
form“ (data.gv.at). Sie ist zentraler 
Hub für alle Daten von Bund, Län-
dern und Gemeinden und soll 
auch mit dem „Open Data“-Projekt 
der EU vernetzt werden. Die Teil-
nahme daran ist freiwillig. 
p Langversion: derStandard.at/Web   

Viele Leser  
wollten wissen:  

„Welche Bedeutung 
haben Transparenz 

und Open Data 
im Politikbereich  

für die Demokratie?“
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olitik hat immer auch mit den Wünschen und Begehrlichkeiten der Bürgerinnen und Bürger zu tun.
Idealerweise erfüllt sie jene von möglichst vielen. Um herauszufinden, was die Bevölkerung denn

eigentlich will, empfiehlt es sich, sie zu fragen, sich von ihr beraten zu lassen – kurz: sie einzubinden.
Direkte Demokratie nennt sich das. Auf Bundesebene stehen in Österreich dazu die Instrumente Volksab-
stimmung, Volksbegehren und Volksbefragung zur Verfügung.

In den neun Bundesländern variiert das Engagement der Regierungen und Parteien sehr stark. Die Begeis-
terung für direktdemokratische Spielarten der Politik ist unterschiedlich intensiv. Die Wiener Stadtregie-
rung etwa fragt ihre Bürgerinnen und Bürger in jüngster Zeit immer öfter: „Was wollt ihr dann?“ In Vorarl-
berg wiederum ist Bürgerbeteiligung sogar ein verfassungsrechtlich abgesichertes Gut. In anderen
Ländern dagegen tut sich auf offizieller Ebene nicht so viel. Engagierte Bürgerinnen und Bürger aber, die
sich mit eigenen Initiativen für ihre Anliegen selbst in die Politik einbringen und mitmischen wollen, gibt
es in allen Bundesländern.

Die Vermessung der direkte
P

Als erstes europäisches Land schreibt
Vorarlberg Bürgerbeteiligung in der
Landesverfassung fest. Nimmt der
Landtag die Regierungsvorlage an,
heißt es künftig in Artikel 1: „Das
Land bekennt sich zur direkten
Demokratie in Form von Volksbegeh-
ren, Volksabstimmungen und Volksbe-
fragungen und fördert auch andere
Formen der partizipativen Demokratie.“
Landeshauptmann Markus Wallner
(VP) erhofft sich dadurch „die Entwick-
lung einer neuen Beteiligungskultur“.
Sie könne Politikverdrossenheit entge-
genwirken „und bringt staatliche
Entscheidungsträger wieder näher zu
den sie legitimierenden Bürgerinnen
und Bürgern“, meint Wallner.

Eine Möglichkeit der Beteiligung sind
seit 2006 Bürgerräte, 30 wurden
bisher durchgeführt. In den Bürgerrä-

Am 21. Oktober 2012 wurde erstmals in einer Vorarlberger Gemeinde, in Mittel-
berg, über ein Seilbahnprojekt abgestimmt. Die geplante Panoramabahn quer
über das Schwarzwassertal wurde mit 54,8 Prozent abgelehnt. 3960 Frauen
und Männer im Kleinwalsertal waren stimmberechtigt. 74,5 Prozent gingen zur
Abstimmung.

ten machen sich zwischen zwölf
und 16 Menschen unterschiedlicher
Alters- und Berufsgruppen, die
nach Zufallsprinzip ausgewählt
wurden, Gedanken über meist sehr
komplexe und kontroverse Themen
in Stadtteilen, Gemeinden, aber auch
auf Landesebene. An eineinhalb
bis zwei Tagen entwickeln sie Empfeh-
lungen, die dann in Bürger-cafés
öffentlich präsentiert werden. Auf
Landesebene wurden bisher vier
Bürgerräte durchgeführt. Der letzte
beschäftigte sich mit dem Thema
Nachbarschaft. Elemente der direkten
Demokratie in Nachbarschaftsfragen
und Schlichtungsstellen in Konfliktfäl-
len waren konkrete Vorschläge, die
in das Konzept Siedlungsarbeit in
Vorarlberg einfließen sollen. Bildung
ist Thema des nächsten landesweiten
Bürgerrats im Februar.

Bürger in guter Verfassung

Lufthoheit über unser Tal
In Kärnten gibt es neben Landesvolks-
begehren und der Landesvolksbefra-
gung auch das Gemeindevolksbegeh-
ren. Zur Einleitung eines Landesvolks-
begehrens braucht man 3,3 Prozent
der Wahlberechtigten, also rund
15.000 Unterstützungserklärungen.
Auf Gemeindeebene müssen es
jedoch fünf Prozent sein. Ein
Durchführungsrecht gibt es aber
nicht. Im Fall des Klagenfurter Stadi-
ons konnten immerhin rund 12.000
Unterschriften gesammelt werden.

Sie treten gegen die Macht der Engergie
ten Politiker auf. Im Raum Villach hatte
tiative Villach-Süd“ gebildet, die gegen
Kelag, den Kärntner Energieversorger, a
statt enteignen“. Dabei geht es primär
eine umweltschonendere Erdverkabelu
mittlerweile aber auch gegen weltweite
sche Großprojekte. Der „BI Villach-
aber auch weltweit zu vernetzen. Zie
Bürgerplattform, die sich energie- und g

Begehren können vie

Bürger aller Länder,

Die Oppositionsparteien Liste Fritz
und Grüne versuchten Elemente der di-
rekten Demokratie in die Landespolitik
einzubringen. Dazu hätte die Landes-
verfassung novelliert werden müssen,
was nicht geschah. Der Grüne Gebi
Mair argumentiert, es werde von den
regierenden Parteien ÖVP und SPÖ

„alles, was direkte Demokratie betrifft“
verhindert. Initiativen wie „Volksab-
stimmungen auf Gemeindeebene mit

Bürgerbeteiligungsprojekt Anpruggen: Im Zuge eines Markenbildungsprozes-
ses wird seit 2009 an einer Revitalisierung von Anpruggen, dem Innsbrucker
Stadtteil, der, von der Altstadt aus gesehen, jenseits des Inns liegt, gearbeitet.
In zahlreichen Sitzungen mit Bewohnern, Lokalbesitzern und Kreativen aus
den Grätzeln St. Nikolaus und Mariahilf werden Ideen für das neue Anpruggen
gesammelt. Der Waltherplatz soll etwa nutzbarer gemacht werden. Der Inn –
derzeit durch seine Verbauungen quasi ausgesperrt – könnte mehr ins Zentrum
von Stadt und Grätzel rücken. Überhaupt könnte es eine Verkehrsoptimierung
geben. Und der Hans-Brenner-Platz sollte nicht mehr nur als Parkplatz dienen,
sondern auch zu einem nutzbaren öffentlichen Raum werden. Mit Bürgerbeteili-
gung sollen kurz-, aber auch langfristige Projekte zur Belebung des Stadtteiles
ins Leben gerufen werden.

Bindung des Gemeinderates“ oder
die „Einführung von Online-Petitionen
und Online-Bürgerinitiativen“ wurden
etwa abgelehnt. Die Landeshauptstadt
Innsbruck hingegen bemüht sich in
einem eigenen Ausschuss um mehr
Bürgerbeteiligung. So kann etwa mit
einer Online-Bürgerbefragung unter
www.innsbruckinformiert.at/meinung
über unterschiedliche Themen abge-
stimmt werden.

Mitreden per Mausklick

Wir machen unser Grätzel zur Marke

Die Hälfte der Legislaturperiode in
Oberösterreich ist vorbei. Zeit für die
regierende ÖVP, sich Gedanken über
die 2015 anstehende Landtagswahl
im Allgemeinen und über die politik-
verdrossenen Nichtwähler im Speziel-
len zu machen. So übernahm die ÖVP
von ihrem grünen Koalitionspartner in
Oberösterreich einen Vorschlag zum
Ausbau der direkten Demokratie: die
Einführung eines Vetoreferendums.

Demzufolge sollen Bürger die Chance
erhalten, nachträglich eine Bürgerab-
stimmung über ein beschlossenes
Gesetz im Landtag herbeiführen zu

Für ihr zukunftsweisendes Amtshaus be
meinde Ottensheim 2010 den begehr
verliehen. Damals war die dafür verant
13 Jahre im Gemeinderat vertreten un
sieben Jahre lang Bürgermeisterin der
der Landeshauptstadt Linz liegenden
Bürger gaben Böker im Jahr 2003 ihre V
287 Stimmen mehr, als der bis dato am
Vielleicht weil viele Ottensheimer seit
Bürgerliste ohne parteipolitischen Zwa
tig verändern kann. Die Marktgemeinde
beispielgebend: in Sachen Ortsentwick
Sensibilisierung für nachhaltige Theme
Jahren Bürgerlisten-Engagement sind
und die Zusammenarbeit über Parteig
geworden. Ottensheim ist heute ein wel
sammlungen, der wöchentliche Bio-Ma
Marktplatz, Grätzelbesuche oder gem
Das neue Amtshaus ist da nur das sichtb

Stoppschild der Bürg

Die Bürgerin im Gem

Bürgerinitiativen und Stadtregierung
haben ein dreistufiges Bürgerbeteili-
gungsmodell verhandelt. Es soll
vom Gemeinderat im Frühjahr 2013
beschlossen werden. Das Salzburger
Modell richtet sich nach der
Wahlzahl. Hat eine Initiative Unter-
stützungserklärungen im Wert eines
Gemeinderatsmandates, kann sie im
Gemeinderat einen Initiativantrag
einbringen. Mit dem Äquivalent von
zwei Mandaten kann ein stadtweites

Die Zerstörung der Altstadt Salzburgs und die geplante Verbauung von Freisaal,
einer der prägendsten Stadtlandschaften, führte Anfang der 1970er-Jahre zur
Gründung der Bürgerbewegungen. Als Ergebnis wird 1985 vom Gemeinderat
die Grünlanddeklaration beschlossen. Dieser Grünlandschutz ist aber nur
eine Selbstbindung des Gemeinderates. Nach Versuchen, die Deklaration
aufzuweichen, erzwingt die Aktion Grünland 2006 eine Bürgerabstimmung.
95 Prozent stimmen für den Erhalt der Stadtlandschaften. 2007 tritt die neue
Grünlanddeklaration in Kraft. Sie kann nur mit hohen Quoren und bei Flächener-
satz abgeändert werden.

Bürgerbegehren erzwungen werden.
Stufe drei ist der Volksentscheid:
Die Abstimmung ist für die Politik bin-
dend, wenn mindestens zehn Prozent
der Wahlberechtigten teilnehmen.

Die ÖVP tritt für eine Hürde von 30
Prozent ein. Das Stadtrecht ist aber
in der Landesverfassung festgeschrie-
ben, und ohne ÖVP ist im Landtag
derzeit keine verfassungsändernde
Mehrheit möglich.

Drei Stufen für die Bürger

Unsere Stadt soll grün bleiben

idt, Elisabeth Steiner, WolfgangWeisgram
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Direkte Demokratie dient in Wien nicht
unbedingt nur der Meinungsfindung.
Im Vorfeld der Wahl 2010 initiierte die
damals ausschließlich rote Stadtregie-
rung eine Volksbefragung, aus deren
Fragestellung man schon ablesen
konnte, was die SP gut fand und was
weniger. Dieses Kalkül ging in einem
Punkt nicht auf: Die Wiener votierten
für die Einführung der Nacht-U-Bahn
am Wochenende, für die vor allem die
VP geworben hatte.

Von 7. bis 9. März wird das Volk in Wien
wieder befragt – und es geht wieder
darum, der Opposition das Wasser
abzugraben. Denn die VP hatte quasi in
einem Akt der politischen Selbstwieder-
belebung massiv gegen die Ausweitung
des Parkpickerls kampagnisiert und
Unterschriften für eine Volksbefragung
gesammelt. Das Rathaus qualifizierte
die intendierte Fragestellung als
verfassungwidrig (weil auf Gebühren

Kaum etwas mobilisiert die Wiener so sehr wie die drohende Bebauung von
Grünflächen. Die diesbezüglich erfolgreichsten Bürgerinitiativen sind wohl
jene gegen die Bebauung der Steinhofgründe in Penzing. Dort wurden zehntau-
sende Unterschriften gesammelt gegen die Errichtung von – ursprünglich –
600 Wohnungen. Die „Kronen Zeitung“ setzte sich auf das Thema, und prompt
erklärte es Bürgermeister Michael Häupl (SP) zur Chefsache. Er veranlasste
Ende Oktober 2011 ein „Zurück zum Start“.

Im Herbst 2012 wurde als Abschluss eines Mediationsverfahrens festgehalten,
dass ein Expertengremium entscheiden soll, wie es am Steinhof weitergeht.
Allerdings herrscht auch zwischen den Bürgerinitiativen Uneinigkeit; nur ein
Teil hat die Einigung unterschrieben, andere wehren sich ganz grundsätzlich
gegen die Bebauung.

bezogen) ab; die rot-grüne Koalition
zimmerte eine Befragung zusammen,
in der es um das Parkpickerl geht, aber
auch um mögliche Olympische Spiele
in Wien, um die Privatisierung der
Daseinsvorsorge und um Energieprojek-
te mit Bürgerbeteiligung.

Ebendiese Frage darf als Zugeständnis
an den kleineren Koalitionspartner
gewertet werden. Die Olympia-Frage
und das auf eine Brüsseler Initiative
gemünzte Privatisierungsthema
wiederum zielen eindeutig auf den
Boulevard ab, den die Wiener SP in
ihren Aktivitäten stets einkalkuliert.

Im Schatten der Volksbefragung
medial fast verschwunden ist der Petiti-
onsausschuss, den der Wiener Landtag
kürzlich eingerichtet hat. Dieser muss
sich künftig mit jedem Bürgeranliegen
beschäftigen, für das mehr als 500
Unterschriften gesammelt wurden.

Was die Wiener so denken

Retour zur Natur

Die Diskussion um die Verstärkung
direktdemokratischer Instrumente
köchelt im Burgenland unter der
Wahrnehmungsschwelle auf dem
Niveau von Sonntagsreden.

Eine landesweite Volksbefragung gab es im Burgenland noch nicht. 2001
wurde die Menschen in den Ortschaften entlang der Bundesstraße 50
zwischen Eisenstadt und Neusiedl am See befragt, ob sie umfahren werden
wollen. Bis auf Schützen am Gebirge sprachen sich alle dagegen aus, die Lan-
despolitik folgte dem Votum. Im vergangenen Herbst gab es den Spatenstich
zur Ortsumfahrung Schützen.

Sehr umstritten war die Volksbefragung 2010 im Zusammenhang mit dem
geplanten Asylzentrum in Eberau. Dort wurde das Volk gleich zweimal befragt.
In Eberau selbst, danach noch einmal im ganzen Südburgenland. Bei letzterer
Befragung, die von vielen als glatter Missbrauch direktdemokratischer Mittel
angesehen wurde, lag die Wahlbeteiligung deutlich unter 30 Prozent.

Konkrete Vorstöße der Regierungspar-
teien SPÖ und ÖVP gibt es nicht.
Man hat genug zu tun, sich bei der
Abschaffung des Proporzes zu blockie-
ren.

Weniger direkt geht’s auch

Wollen Sie umfahren werden?

ekonzerne und der mit ihnen verbünde-
e sich zunächst eine starke „Bürgerini-
n Grundstücksenteignungen durch die
auftritt. Ihr Motto lautet: „Fairkabeln

r darum, statt einer 110-KV-Freileitung
ung zu erreichen. Man engagiert sich
te Energielobbys und umweltzerstöreri-
-Süd“ ist es gelungen, sich kärnten-
el ist eine breite länderübergreifende
gesellschaftspolitisch einbringt.

Das Gemeindebegehren wurde
jedoch vom Tisch gewischt. Kärntens
Grüne fordern jetzt für Großprojekte
nach dem Schweizer Modell eine
zwingende Behandlung von Gemein-
devolksbegehren – und zwar ab einer
bestimmten Investitionssumme. „Da
gibt es dann kein Drüberfahren mehr“,
meint der Grün-Abgeordnete Rolf
Holub: „Die meisten Großprojekte
werden bei uns schon im Vorfeld
ausgedealt.“

ele viel

vereinigt euch!

Vergangenen Herbst machte sich
die FP Niederösterreich für eine
Direktwahl des Landeshauptmannes
und der Bürgermeister sowie für eine
Abänderung des Initiativrechts stark.
SP und VP hatten im Frühjahr zuvor
Gespräche über ein „Demokratiepa-
ket“ unter anderem zur Abschaffung
des Proporzes verhandelt, aus dem

Steht die Erweiterung eines Flughafens an, ist geballter Bürgerprotest
vorprogrammiert. In Wien-Schwechat ist es in Bezug auf die Pläne für eine
dritte Abflug- und Landepiste nicht anders. Speziell ist dort aber, dass fünf
Jahre lang ein Mediationsverfahren lief, in das neben Flughafen, AUA, Austro
Control und Ländern auch Gemeinden und Bürgerinitiativen eingebunden
waren – insgesamt 50 Parteien. 2005 wurde die Abschlusserklärung
unterzeichnet.

Die darin festgehaltenen Zusagen für Anrainer zum Beispiel in Sachen Lärm-
schutz oder Nachtflugregelung erwirkten 2012, als ein positiver Bescheid
der Umweltverträglichkeitsprüfung für den Flughafenausbau vorlag, dass
mehrere Bürgerinitiativen gegen diesen keinen Einspruch eingelegt haben.
Nach wie vor wacht das Dialogforum, ein gemeinnütziger Verein, über die
Einhaltung der im Mediationsverfahren ausgehandelten Verträge und dient
als Ansprechpartner.

dann nichts wurde. Nach Darstellung
der Schwarzen ließen die Roten die
Gespräche platzen, die wiederum be-
klagten, die VP habe nicht ernsthaft
darüber reden wollen. Die VP tat
auf Wahlplakaten schon mal so, als
könne man den Landeshauptmann
direkt wählen, hält aber am Vorzugs-
stimmensystem fest.

Der direkte Landeshauptmann

Die Bezwinger der Flugangst

ekam die oberösterreichische Marktge-
rten österreichischen Bauherrenpreis
ntwortliche Bürgerliste „Pro O“ schon
nd die Pro-O-Frau Ulrike Böker schon
r zehn Kilometer donauaufwärts nach
n Gemeinde. 1302 Bürgerinnen und
Vorzugsstimmen, das waren immerhin

amtierende ÖVP-Bürgermeister bekam.
t 1997 miterleben konnten, dass eine
ang einen Ort wie Ottensheim nachhal-
de ist mittlerweile in vielerlei Hinsicht
klung, aktive Bürgerbeteiligungen und
en und Lebensmodelle. Nach über 15

d die Veränderungen deutlich spürbar,
grenzen hinweg ist selbstverständlich
eltoffener Ort. Das beweisen Bürgerver-

Markt, interessante Vorträge, Kino am
meinsames Grillen in den Donauauen.
tbarste Zeichen.

können. Vorstellbar wäre dieses
Veto für die ÖVP, sobald 50.000
Unterschriften vorliegen würden.
Zuerst will die Volkspartei aber
prüfen lassen, ob ein Bürgerveto
auch verfassungsrechtlich halten
würde. Dann wolle sie mit den
anderen Fraktionen verhandeln.

Schon vorab stellt Gottfried Hirz,
Klubobmann der Grünen, zum Vetore-
ferendum klar: „Damit hätten die
Bürger und Bürgerinnen eine gewich-
tige Korrekturmöglichkeit, um sich
gegen umstrittene Landesgesetze
aktiv zur Wehr zu setzen.“

ger

meindeamt

Auffällige Sympathien für Modelle direk-
ter Demokratie hat die steirische Landes-
regierungsspitze bisher nicht erkennen
lassen. „Wir sind nicht die Schweiz“,
hatte Landeshauptmann Franz Voves in
einem STANDARD-Interview zum Thema
angemerkt. Der Wunsch nach direkter
Mitbestimmung wird jetzt aber massiv
von der untersten politischen Ebene,
den Gemeinden, an Voves und seinen
ÖVP-Stellvertreter Hermann Schützenhö-
fer herangetragen.

Voves und Schützenhöfer haben
Gemeindefusionen als zentrales
Thema ihrer Reformpolitik formuliert.
Nach einer „Freiwilligen-Phase“ sind
nun auch Zwangsfusionen geplant.

Anders als die steirische Landesregierung ist der Grazer ÖVP-Bürgermeister Siegfried
Nagl ein glühender Anhänger direkter Demokratie. Als er nach einem dürftigen
Ergebnis seiner Partei bei der Landtagswahl 2010 feststellte, dass Politiker für die
Bevölkerung das „Letzte vom Letzten“ seien, beschloss er, künftig „alle wichtigen
Fragen und Projekte durch Bürgermitbestimmung“ zu entscheiden. Seither gingen
einige Befragungen, an denen man postalisch oder über Internet teilnehmen konnte,
in Graz über die Bühne – die jüngste im Sommer 2012, als die Grazer sowohl gegen
den Kauf der Reininghausgründe als auch gegen die Einführung einer Umweltzone
stimmten. Doch diese Befragung wirft rechtliche Fragen auf. Nach der Klage eines Gra-
zers kam nämlich die Datenschutzkommission zu dem Schluss, dass die Verwendung
von Meldedaten im Zuge der Befragung rechtswidrig war.

„Wir bereiten unsererseits eine Beschwerde gegen die Entscheidung der
Datenschutzkommission vor“, sagte der Grazer Magistratsdirektor Martin Haidvogl
dem STANDARD. Schneller gelöst wäre das Problem aber, wenn der Landtag das
Steiermärkische Völkerrechtegesetz novelliert und die Bürgerbefragung via Internet
als Instrumentarium zulässt.

Gegen verordnete Zusammenlegungen
von Gemeinden haben sich jetzt
mehr als 100 Bürgermeister zu einer
Initiative zusammengeschlossen. Sie
fordern auf Grundlage von Gemeinde-
ratsbeschlüssen in ihren Ortschaften
verpflichtende Volksabstimmungen
in den von Fusionen betroffenen
Gemeinden.

Die Kommunalpolitiker verlangen eine
Änderung der Gemeindeordnung, damit
Zwangsfusionen nicht mehr möglich
sind. Aufgrund der hohen Anzahl an ent-
sprechenden Gemeinderatsbeschlüssen
muss das Thema laut Steiermärkischem
Volksrechtegesetz demnächst im
Landtag behandelt werden.

Steirer sind keine Schweizer

Bürger befragt – Bürger klagt

ESTEIE
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Wie viel Demokratie die 
Schule braucht, erklärt 
Bundesschulsprecher 

Felix Wagner im 
SchülerStandard-

Interview mit Philipp 
Koch. Wagner fordert 

mehr Selbstbestimmung 
bei der Fächerwahl.

„Wir sind Schüler 
und keine  

Berufspolitiker“

Standard: Wie schaut dein Alltag 
als Bundesschulsprecher aus? 
Wagner: Es ist im Prinzip ein Voll-
zeitjob. Wir nehmen unter ande-
rem an Sitzungen des Bildungsmi-
nisteriums teil, für die man sich 
sehr gut vorbereiten muss. Zu -
sätzlich veranstalten wir Fortbil-
dungsseminare, deren Organisa-
tion auch sehr zeitintensiv ist. 
Außerdem bin ich auch noch Lan-
desschulsprecher von Niederös-
terreich. 

Standard: Wie bist du zu deinem 
Job gekommen? 
Wagner: Ich wurde von meinen 
Schulkollegen angesprochen, ob 
ich nicht als Schulsprecher kandi-
dieren will, weil es keine Interes-
senten gab, die wirklich etwas än-
dern wollten. Die Aufgabe als 
Schulsprecher hat mir so sehr ge-
fallen, dass ich als 
Landesschulspre-
cher kandidieren 
wollte. Nach nur 
einem Jahr in der 
Landesschulvertre-
tung (LSV) bewarb 
ich mich zum Bun-
desschulsprecher. 
Normalerweise ge-
lingt der Aufstieg 
nicht so rasch. Ich bin quasi ein 
Quereinsteiger. 

Standard: Stehst du nun auch im 
Rampenlicht? 
Wagner: In der Schule schon. Auf 
der Straße bin ich persönlich noch 
nicht angesprochen worden, aber 
meine Mutter erzählt mir immer, 

dass Leute sie darnach fragen, was 
ihr Sohn macht.  

Standard: An meiner Schule ken-
nen dich die meisten Schüler nicht, 
obwohl du deren Vertretung bist. 
Wagner: Wir haben letzten Herbst 
eine Umfrage durchgeführt, die 
unter anderem ergab, dass tat-
sächlich nur sehr wenige Schüler 
die Bundesschülervertretung ken-
nen. Um dem entgegenzuwirken, 
haben wir Projekte wie „BSV on 
tour“ gestartet, bei dem wir an ös-
terreichischen Schulen Gesprä-
che mit Schülern führen. Wir kön-
nen aber nicht monatelang durch 
Schulen touren, weil wir trotzdem 
in unserer eigenen Schule sitzen 
müssen. 

Standard: Die „Aktion kritischer 
Schüler“ fordert eine direkte Wahl 
der Bundesschulvertreter. Stört es 
dich, dass du nur indirekt gewählt 
wurdest? 
Wagner: Nein. Ich möchte mir gar 
nicht vorstellen, was ein Wahl-
kampf für einen direkt gewählten 
Bundesschulsprecher bedeuten 
würde. Schon in der Zeit, als ich 
für die Landesschulvertretung kan-
didiert hab, war ich kaum in der 
Schule. Wir sind eben Schülerver-
treter und keine Berufspolitiker. 
Eine direkte Wahl wäre auch viel 
stärker politisiert. Die Parteien 

würden unter dem 
Vorwand der BSV-
Wahl mehr an Schu-
len werben. Das fän-
de ich nicht gut. 

Standard: In der Bun-
desschülervertretung 
sitzen 27 Vertreter der 
ÖVP-nahen Schüler-
union und nur zwei 

Vertreter von der SPÖ-nahen Ak-
tion kritischer Schüler (AKS). Kom-
men die Interessen der AKS dabei 
nicht zu kurz? 
Wagner: Die Mitglieder der AKS 
sind bei den Sitzungen immer an-
wesend, aber natürlich kommen 
in Grundsatzfragen eher unsere 
Interessen zum Tragen. Trotzdem 

bemühen wir uns, auch auf die In-
teressen der anderen Rücksicht zu 
nehmen. Meistens ziehen wir aber 
ohnehin an einem Strang: Stich-
wort Zentralmatura. 

Standard: Gibt die ÖVP eine Richt-
linie vor, an die ihr euch halten 
müsst? 
Wagner: Nein. Die Schülerunion 
orientiert sich an ihrem eigenen 
Grundsatzprogramm, das am Bun-
destag letztes Jahr abgestimmt 
wurde. 

Standard: Eine deiner Forderun-
gen ist mehr Mitbestimmungsrecht 
für Schüler in Form eines Bundes-
schulgemeinschaftsausschusses. 
Wie stellst du dir das vor? 
Wagner: Genau wie ein Schulge-
meinschaftsausschuss, nur eben 
auf Bundesebene. Mit jeweils drei 
Schüler-, Eltern- und Lehrerver-
tretern, die ein aktives Mitbestim-

mungsrecht bei Reformen besit-
zen. Ob das ein Vetorecht oder ein 
erweitertes Beratungsrecht ist, 
kann noch diskutiert werden. Mir 
ist vor allem wichtig, dass die 
 Meinung dieser Vertre-
ter auch wirklich zum 
Tragen kommt. Momen-
tan wird deren Meinung 
nur Beachtung ge-
schenkt, wenn sie dem 
Ministerium auch in den 
Kram passt. 

Standard: Ebenfalls for-
derst du eine stärkere För-
derung individueller In -
ter essen. 
Wagner: Prinzipiell finde ich den 
Gedanken gut, dass man sich sei-
ne Fächer selbst aussuchen kann. 
Dafür gibt es auch schon Konzep-
te, wie etwa die modulare Ober-
stufe, die in den nächsten Jahren 
für alle Schulen verpflichtend 

wird. Das könnte man insofern er-
weitern, dass ein Schüler sich sei-
ne Fächer selbst aussuchen kann 
und auch die Möglichkeit hat, die 
Fächer, die ihm nicht gefallen, ab-

zuwählen. Im Moment 
wird ein Großteil der Zeit 
in der Schule einfach 
versessen. Jeder Schüler 
hat sicher schon einmal 
im Unterricht gedacht: 
„Das brauche ich nie 
wieder.“ Die Schule ist 
dazu da, den Schüler in 
die Richtung zu lenken, 
in die er will, und nicht, 
um ihm Steine in den 
Weg zu legen.  

Standard: Wenn ein Schüler unge-
liebte Fächer abwählen kann, wäre 
dann die Teilnehmeranzahl in Ma-
thematik nicht extrem gering? 
Wagner: Solche Einzelheiten müss-
te man noch diskutieren. Mathe-
matik wäre vermutlich ein zu we-
sentliches Fach, um es abzuwäh-
len, weil grundsätzliche mathe-
matische Fertigkeiten auch in ge-
wissen Studienrichtungen gefor-
dert werden. Eine abgespeckte Va-
riante wäre eine Möglichkeit.  

Standard: Wie kannst du deine 
Ideen endgültig durchsetzen? 
Wagner: Einerseits habe ich eine Be -
raterfunktion bei Claudia Schmied 
inne, andererseits können wir im 
BSV enormen Druck ausüben, weil 
wir die Vertretung von 1,1 Mil -
lionen Schülern sind. Mitbestim-
mung funktioniert aber nicht über 
den direkten Weg: Meisten erhal-
ten wir erst sehr spät nach Einrei-
chung eines Vorschlags eine Ant-
wort, manchmal sogar gar nicht. 
Die Bildungsministerin Schmied 
gibt sich zwar Mühe, aber es könn-
te mehr Wille da sein, uns zu un -
terstützen.  

Standard: Strebst du eine weitere 
politische Karriere an? 
Wagner: Jetzt will ich erst einmal 
dieses Jahr im Amt auskosten und 
dann schaue ich weiter. Momen-
tan habe ich keine Zeit, um über 
meine weitere Zukunft nachzu-
denken. Das Weiteste, das ich ge-
plant habe, ist mein Zivildienst 
kommendes Jahr. 
 

FELIX WAGNER (19) ist seit 30. Septem-
ber 2012 Bundesschulsprecher. Er be-
sucht die HTL Mistelbach.

 
Im Schüler-
parlament 
wird wie im 
Nationalrat 
über Anträge 
debattiert und 
abgestimmt.       
Foto: Corn

Das
Ende der
Fremd-

bestimmung

Die Schule ist aller Demokratie Anfang  
 

Österreichs Schüler haben mehr Mitbestimmungsmöglichkeiten, als die meisten von ihnen vermuten
Darius Djawadi 

Wien – Jede höhere Schule in Ös-
terreich verfügt über eine eigene 
Schülervertretung. Diese besteht 
zumeist aus sechs Vertretern, die 
zu Beginn des Schuljahres direkt 
von den Schülern gewählt wer-
den. Bei größeren Gymnasien gibt 
es oft extra Unterstufenvertreter, 
die nur von der Unterstufe ge-
wählt werden und ebenfalls ein 
Teil der Schülervertretung sind. 

Was viele Schüler nicht wissen: 
Schülervertreter haben das glei-
che Stimmrecht im Schulgemein-
schaftsausschuss (SGA) wie die 
Lehrer- und Elternvertreter. Es 

kann somit nichts ohne die Zu-
stimmung der Schüler beschlos-
sen werden. Wenn also entschie-
den werden soll, welche Schul-
klasse mit Laptops ausgestattet 
wird, wohin die Schulreise geht 
oder ob die Pausenzeiten verlän-
gert werden sollen, hängt das im-
mer auch von den Stimmen der 
Schülervertretung ab.  

Vorreiter Österreich 
Auf Landesebene nimmt Ös-

terreich in Sachen Demokratie 
für Schüler eine Vorreiterrolle 
ein: Als einziges Land in der EU 
ist in Österreich die Schülerver-
tretung auf allen Verwaltungs-

ebenen gesetzlich festgelegt. Die 
Bundesschülervertretung (BSV) 
besteht aus dem Bundesschul-
sprecher, drei Landesschulspre-
chern pro Bundesland und der 
Zentrallehranstaltenschülerver-
tretung (ZSV). Die ZSV wiede-
rum setzt sich aus der Schüler-
vertretung der 
tech nischen und 
gewerblichen 
Lehranstalten 
zusammen.  

Somit ist bei-
nahe jeder Schü-
ler auch im Bund 
vertreten. Aller-
dings ist das Mit-
spracherecht der 
Bundesschüler-
vertretung ge-
ring. Im Grunde liegt ihre einzi-
ge Kompetenz in der Interessen-
vertretung der Schüler auf Bun-
des- und Landesebene, also qua-
si Lobbyarbeit für Schüler. Aber 
auch das sollte nicht unter-
schätzt werden, schließlich ist 
für unter 16-Jährige diese Schü-
lerlobby fast der einzige Weg, 
ihre Meinung auf Bundesebene 
vertreten zu lassen.  

Der Ruf nach direkter Demokra-
tie wird unter Schülern allerdings 
immer lauter. Doch viele Jugendli-
che wissen oft gar nicht, welche 
Möglichkeiten sie unter den jetzi-
gen Rahmenbedingungen schon 
haben. „In der Schule ist unser Mit-
spracherecht gering, und im ganzen 

Land hat man als 
Einzelperson so-
wieso keine Chan-
ce“, meint die 16-
jährige Schülerin 
Vi viane. Auch der 
16-jährige Florian 
behauptet: „Auf 
Bundesebene 
würde ich mir 
mehr Mitbestim-
mung wünschen, 
weil man momen-

tan fast nichts ver ändern kann.“ 
Solche persönlichen Eindrücke 

hört man oft in Österreichs Schu-
len. Derartige Haltungen resultie-
ren oft aus Unkenntnis und könn-
ten durch genaue Aufklärung leicht 
geändert werden. Demokratie be-
ginnt nämlich in eben jener Insti-
tution, in der Jugendliche einen 
Großteil ihrer Zeit verbringen: der 
Schule. 

Viele Leser  
wollten wissen: „Wie 
wird demokratische 
Mitbestimmung in 
unseren Schulen 

gelehrt 
und gelebt?“

Wagner: „Inter -
esse fördern.“ 

Foto: Cremer
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Volksbegehren in Österreich

Quelle: BMI

Volksbegehren Unterschriften %*Rang

1964
1969
1969
1975
1980
1980
1982
1985
1985
1985
1986
1987
1989
1989
1991
1993
1995
1996
1996
1997
1997
1997
1997
1999
2000
2001
2002
2002
2002
2003
2004
2006
2009

17,3

17,7

6,8

17,9

8,0

2,8

25,7

6,6

3,6

2,2

4,5

4,6

3,9

2,0

2,3

7,4

1,3

8,0

6,2

21,2

11,2

4,4

4,3

3,2

3,4

3,0

15,5

12,2

10,7

2,2

10,5

4,3

2,2

5

4

14

3

11

28

1

15

24

30

19

18

23

33

29

13

35

12

16

2

8

20

21

26

25

27

6

7

9

31

10

22

32

832.353
889.659
339.407
895.665
421.282
147.016

1,361.562
353.906
196.376
121.182
244.254
250.697
219.127
109.197
126.834
416.531

75.525
459.096
358.156

1,225.790
644.665
253.949
248.787
183.154
193.901
173.594
914.973
717.102
624.807
131.772
627.559
258.281
140.622

Für ORF-Reform
Pro 40-Stunden-Woche
Für Abschaffung 13. Schulstufe
Aufhebung Fristenlösung
Pro-Zwentendorf
Anti-Zwentendorf
Gegen Bau Konferenzzentrum
Konrad-Lorenz-Volksbegehren (Hainburg)
Zivildienst-Verlängerung
Gegen Abfangjäger
Anti-Draken (nur Steiermark)
Anti-Privilegien
Für Senkung der Klassenschülerzahl
Gegen ORF-Monopol
Für Volksabstimmgung EWR-Vertrag
„Österreich zuerst“ – Ausländervolksbegehren
Pro Motorrad
Für bundesweites Tierschutzgesetz
Für Erhaltung der Neutralität
Gentechnik
Frauen-Volksbegehren
Schilling-Volksabstimmung
Atomfreies Österreich
Familien-Volksbegehren
Für neue EU-Abstimmung
Bildungsoffensive und Studiengebühren
Veto gegen Temelin
Sozialstaats-Volksbegehren
Anti-Abfangjäger
Atomfreies Europa
Pensions-Volksbegehren
Österreich bleib frei
Stopp dem Postraub

2011 1,63498.678Raus aus EUROATOM
2011 6,117383.724Bildungsinitiative

* Prozent der Wahlberechtigten

Volksbegehren waren in der Geschichte der Zweiten 
Republik nicht immer erfolgreich – aber sie haben  
auf Umwegen die Entwicklung der repräsentativen 
Demokratie mitgeprägt. Und manche unterschätzte 
Initiative hat ihr Anliegen dennoch durchgebracht. 

mit einer Mobilisierung bis in die 
letzte Gemeinde erzielt.  

Zudem wurde die Wiener ÖVP 
damals vom populären Erhard Bu-
sek geführt, der der Stadtpartei ein 
grünes Image zu geben versuchte 
und gegen alle Großprojekte in 
Wien und Umgebung ökologische 
Motive anzuführen verstand. In-
haltlich passte der Kampf gegen 
das Konferenzzentrum daher per-
fekt für jede Klientel der ÖVP. 

Oder nicht ganz für jede, erin-
nert sich Ikrath: Im Wirtschafts-
bund habe es durchaus Stimmen 
gegeben, die dem Bau des Konfe-
renzzentrums etwas abgewinnen 
konnten, die Argumente der SPÖ-
Alleinregierung, dass Großkonfe-
renzen die Ostregion beleben wür-
den, fielen bei vielen Wirtschafts-
treibenden auf fruchtbaren Bo-
den. Auch Graff habe im kleinen 
Kreis eingeräumt, dass Wien 
außer der Hofburg ein weiteres 
Konferenzzentrum brauche – aber 
er hat die Parteilinie vorgegeben 
und durchgezogen. Dies auch in 
der Erwartung, dass die SPÖ ihre 
Linie unbeirrt von der ÖVP durch-
ziehen würde, die Wirtschaftstrei-
benden also am Ende ihr Geschäft 
mit dem Konferenzzentrum ma-
chen würden. 

„Reibebaum“-Effekt 
Die Kampagne der ÖVP wurde 

dann auch eine richtige Wahl-
kampfkampagne: „Graff hat auf 
Plakate gesetzt – auf das einpräg-
same Bild, dass Wien von einem 
Betonmonster erdrückt wird.“  

Realistisch war dieses Bild na-
türlich nicht – drückend war nicht 
der Bau selbst (der heute zwischen 
vielen anderen auf der Donauplat-
te versteckt ist). Drückend war nur 
die Finanzierung: Die Republik 
zahlt auf fünfzig Jahre sechs Pro-
zent garantierte Zinsen an arabi-
sche Investoren, die Kreisky auf-
getrieben hatte, um den Eindruck 
zu erwecken, dass der Bau die Ös-
terreicher ohnehin „nichts“ kos-
ten würde. 

Aber solche Überlegungen zähl-
ten im politischen Geschäft nicht, 
sie waren zu kompliziert für Bür-
ger, die sich mit öffentlichen Fi-
nanzen nicht beschäftigen. 

Nicht nur das Volk begehrt gern 

Peter Mayr 
Conrad Seidl 

Wien – Um 1970 war die Sozialde-
mokratie – in Österreich hieß ihre 
Trägerin damals noch Sozialisti-
sche Partei Österreichs – europa-
weit angetreten, „alle Bereiche mit 
Demokratie zu durchfluten“. Es 
war ein direktdemokratisches 
Instrument, das den SPÖ-Chef 
Bruno Kreisky 1970 die (zunächst 
erst relative) Mehrheit brachte: 
Erst hatte das Rundfunkvolksbe-
gehren von 1964 dem ORF einen 
regierungsunabhängigen Journa-
lismus (und damit der ÖVP-ge-
führten Regie-
rung viel Kritik) 
eingebracht. Und 
dann hatte die 
SPÖ 1969 das 
zweite Volksbe-
gehren der Zwei-
ten Republik ein-
geleitet und 
889.659 Wahlbe-
rechtigte für die 
Einführung der 
40-Stunden-Wo-
che mobilisiert. 

Gegen Ende der Ära Kreisky wa-
ren es wieder direktdemokrati-
sche Instrumente, die die Ent-
wicklung prägten. Die Volksab-
stimmung über das Atomkraft-
werk in Zwentendorf 1978, mit 
der Kreisky sein persönliches 
Schicksal verbinden wollte, war 
negativ ausgegangen – Kreisky 
blieb dennoch, er errang 1979 so-
gar seinen größten Wahlerfolg.  

Mit der direkten Demokratie 
hatte er aber keine glückliche 
Hand mehr: 1980 waren es sozia-
listische Gewerkschafter, die ein 
Volksbegehren starteten, um 
Zwentendorf doch noch ans Netz 
zu bringen – mit 421.282 Unter-
schriften ein Fehlschlag.  

Die ÖVP stellte sich daraufhin 
neu auf, Parteichef Alois Mock 
holte sich seinen alten Weggefähr-
ten Michael Graff als Generalse-
kretär, und dieser verkündete 
vollmundig, er werde der ÖVP 
1983 „einen Wahlsieg, der sich ge-
waschen hat“ erkämpfen. 

Das Instrument dazu: Ein 
Volksbegehren gegen das Konfe-
renzzentrum, das die Regierung 
Kreisky damals in Nachbarschaft 
des Vienna International Center 
(vulgo Uno-City) zu errichten ge-
plant hatte. Der Großbau, heute 
als Austria Center Vienna be-
kannt, bediente alle möglichen 

Feindbilder, die 
man in der Pro-
vinz traditionell 
gegen den „Was-
serkopf Wien“ 
gehegt hat: groß, 
teuer und allen-
falls für die Wie-
ner nützlich. 

Graff scheute 
sich nicht, alle 
diese Aspekte in 
der ÖVP-Kam-

pagne zu betonen und als Konzept 
ein Konferenzzentrum-Einspa-
rungsgesetz vorzulegen, das die 
Errichtungskosten des Großbaus 
in den Wohnbau umlenken sollte: 
Mit 12.000 Wohnungen könnten 
Arbeitsplätze in ganz Österreich 
geschaffen werden.  

Missbrauch des Instruments 
„In Wahrheit war das natürlich 

auch ein Missbrauch des Instru-
ments“, erinnert sich Michael 
Ikrath, damals Graffs Sekretär und 
heute Verfassungssprecher der 
ÖVP: „Es ging darum, der unter 
Generalsekretär Sixtus Lanner 
müde gewordenen Volkspartei 
einen Wachstumsschub zu ge-
ben.“ Und den habe man vor allem 

Was zählte, war die Kampagne, 
„die die SPÖ mit ihrer Gegenpro-
paganda quasi mitfinanziert hat“, 
erinnert sich Ikrath. Das war der 
gewünschte „Reibebaum“-Effekt.  

Das Ergebnis waren 1.361.562 
Unterschriften – das meistunter-
zeichnete Volksbe-
gehren. Der Bau des 
Konferenzzentrums 
wurde zwar dadurch 
nicht gestoppt. Kreis-
ky verlor ein Jahr spä-
ter die absolute 
Mehrheit, seine Ära 
war zu Ende. 

Natürlich wissen 
auch die anderen Par-
teien um den möglichen Mobili-
sierungseffekt eines Begehrens. 
Bei der FPÖ ging der Schuss 1993 
allerdings nach hinten los. Das 
vom damaligen Parteichef Jörg 
Haider initiierte Anti-Ausländer-
volksbegehren „Österreich zu-
erst“ floppte mit 416.531 Unter-
schriften. Im öffentlichen Ge-
dächtnis blieb der Protest: Hun-
derttausende Menschen setzten 
beim „Lichtermeer“ am Wiener 
Heldenplatz ein klares Zeichen. 

Das schlechteste Ergebnis eines 
Volksbegehrens hat allerdings 
eine Privatinitiative eingefahren: 
„Pro Motorrad“ hat im Jahr 1995 
nur 75.525 Unterschriften erhal-
ten und ist damit weit unter der 
für eine parlamentarische Be-
handlung nötigen Anzahl von 
100.000 geblieben. Die Initiatoren 
hatten Pech, praktisch zeitgleich 
lief das (erfolgrei-
che) Kirchen-
volksbegehren, 
das für ein großes 
Medienecho sorg-
te – und so „Pro 
Motorrad“ völlig 
überlagerte.  

„Das ärgert 
schon, dass wir 
da mit der Kirche 
kollidiert sind“, 
sagt Herbert Um-
lauft heute. Denn „bis dahin ist es 
eigentlich gut gelaufen“, erinnert 
sich der damalige „Pro Motorrad“-
Initiator, aber: „Es gab ja keine 
eigenen Plakate, wir waren voll 
auf die Medien angewiesen.“ 

Auslöser für das Begehren war 
vor allem die damals angekündig-
te – und umgesetzte – Kfz-Steuer-
erhöhung. Zusätzlich sorgte ein 
Verkehrsprojekt für Ärger: Aus 
 sicherheitstechnischen Gründen 
wurde eine Straße in Salzburg für 

Motorradfahrer ge-
sperrt. Anrainer 
brauchten eine Be-
willigung, die Geld 
kostete und nur wo-
chentags galt.  

„Es war absehbar, 
dass da andere fol-
gen könnten“, sagt 
Umlauft. So mager 
das Ergebnis auch 

ausfiel, einiges hat das Begehren 
für die zweiradfahrende Bevölke-
rung dennoch erreicht: Die Stre-
ckensperre fiel – „und soweit ich 
es weiß, hat es keine weitere mehr 
gegeben“. Der Leitplankenschutz 
wurde forciert und das „Vorbei-
fahrrecht“ bei stehenden Autos 
kam: „Der damalige Verkehrsmi-
nister hatte gesagt: Alles, was kein 
Geld kostet, können wir regeln.“ 

Herbert Umlauft kann sich wohl 
auch deshalb vorstellen, wieder 
ein Begehren mitzuorganisieren: 
„Nicht morgen, aber wenn es mich 
stark betrifft.“ Noch fehlt aber das 
richtige Thema. 

Auch heuer wird gesammelt 
Andere glauben, ihren Bereich 

längst gefunden zu haben. Auch 
heuer wird kräftig für Volksbegeh-
ren kampagnisiert. So kämpft die 

überparteiliche 
Initiative „Mein -
OE“ für ihr De-
mokratievolks-
begehren, das in 
der Woche vom 
15. bis 22. April 
läuft.  

Offen ist, 
wann das Anti-
Kirchenprivile-
gien-Begehren 
stattfindet. Und 

mit den Grünen versucht sich 
auch wieder eine Partei: Ihr ge-
plantes Anti-Korruptions-Begeh-
ren soll für Schub sorgen – am bes-
ten wohl auch gleich für die kom-
mende Nationalratswahl. 

Leser Philipp 
Schwarz will wissen: 
„Sind Volksbegehren 

nur Schein -
demokratie, weil 

alles längst politisch 
entschieden ist?“ 

Das
Ende der
Fremd-

bestimmung

Viele Leser wollten 
wissen: „Welche 

direktdemo -
kratischen Mittel 
und Methoden 

waren in Österreich 
bisher erfolgreich?“ 



 

Wirtschaft

www.novomatic.com
www.responsible-gaming.info

Zeichnungen nehmen entgegen: Erste Group Bank AG, Raiffeisen Bank International AG, UniCredit Bank Austria AG,
Raiffeisenlandesbank Oberösterreich AG, BAWAG P.S.K. AG, Oberbank AG, Österreichische Volksbanken-AG sowie alle
anderen österreichischen Kreditinstitute, die zur Verwendung des Prospektes berechtigt sind.
Diese Information wurde zu Marketingzwecken in Österreich veröffentlicht. Das öffentliche Angebot der Wertpapiere der Novomatic AG in Österreich erfolgt
ausschließlich durch und auf Basis des von der Finanzmarktaufsicht gebilligten Prospekts, der gemäß den Bestimmungen des Kapitalmarktgesetzes erstellt
und veröffentlicht wurde. Der Prospekt ist auf der Internetseite der Novomatic AG (www.novomatic.com/anleiheprogramm) veröffentlicht und am Sitz der
Gesellschaft in Wiener Straße 158, 2352 Gumpoldskirchen, während der üblichen Geschäftszeiten kostenlos erhältlich. Im Zusammenhang mit einem
Angebot der Teilschuldverschreibungen der Novomatic AG sind lediglich die Angaben im Prospekt, der im Zusammenhang mit den Endgültigen Bedingungen
zu lesen ist, verbindlich. Die Angaben dieser Mitteilung sind unverbindlich.

INNOVATIVES
ENTERTAINMENT

NOVOMATIC setzt auf eine erfolgreiche Zukunft.

4% NOVOMATIC-ANLEIHE 2013

Nähere Informationen über die NOVOMATIC AG sowie
die NOVOMATIC-Anleihe erhalten Sie auch unter
www.novomatic.com/anleiheprogramm

Zeichnungsfrist: 21.-25. Jänner 2013 (vorzeitige Schließung vorbehalten)

Eckdaten der Anleihe

Emittentin NOVOMATIC AG

Volumen EUR 250.000.000,-

Stückelung EUR 500,-

Zinssatz 4,00% p.a. vom Nennbetrag, zahlbar jährlich
im Nachhinein jeweils am 28. Jänner jeden Jahres

Laufzeit 6 Jahre, endfällig
Emissionskurs 101,421 % vom Nennbetrag,
beinhaltet eine Verkaufsprovision in Höhe
von 1,50 %-Punkten*

Tilgung 28. Jänner 2019 zu 100% des Nennbetrags

Börseeinführung Antrag auf Zulassung zum Geregelten
Freiverkehr an der Wiener Börse wird gestellt

Zeichnungsfrist 21.-25. Jänner 2013
(vorzeitige Schließung vorbehalten)

Zahlstelle Erste Group Bank AG
Valuta 28. Jänner 2013
ISIN AT0000A0XSN7

*) Die Emittentin trägt 0,375 % des Gesamtnennbetrages als Führungsprovision für die Arrangeure
und die weiteren beteiligten Emissionsbanken sowie übliche Transaktionskosten.
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Beim Bargeldtransfer 
im Auftrag der 

Schwiegermutter 
stellt sich heraus, 

dass sie zu dem 
Zeitpunkt nicht in der 

Schweiz weilte. Die 
Justiz sieht nun ihre 
These gestützt, dass 
Karl-Heinz Grasser 

Provisionen kassierte. 
Er dementiert. 

Grassers Kreditkartenab-
rechnung u. a. betreffend 
Flüge und der von Giori-
Lho ta aus steuerlichen Grün-
den geführten Aufzeich-
nungen über ihren Aufent-
halt neue Widersprüche 
entdeckt: Zum von Grasser 
angegebenen Zeitpunkt der 
Geldübergabe sei Marina 
Giori-Lhota demnach gar 
nicht im Schweizer Steuer-
paradies Zug gewesen. 
Grasser habe daher „im ers-
ten Halbjahr 2005 nicht die 
Möglichkeit gehabt, seine 
damals zukünftige Schwie-
germutter in der Schweiz zu 
treffen“. 

„Interessiert mich nicht“ 
Grasser bleibt bei seiner 

Aussage: „Was Sie an Flug-
bewegungen recherchiert 
haben, interessiert mich 
nicht.“ Was sein Anwalt 
Manfred Ainedter unter-
streicht. Im Gespräch mit 
dem Standard gibt er zu be-
denken, dass Giori-Lhotas 
Aufzeichnungen nicht kor-
rekt sein könnten. In frühe-

Grassers Probleme mit der Schwiegermutter

Andreas Schnauder 

Wien – Karl-Heinz Grasser 
teilt aus. Mehr als vier Stun-
den wurde er am 18. Dezem-
ber von Staatsanwalt Gerald 
Denk einvernommen, die 
Abschrift ist 93 Seiten dick. 
Der frühere Finanzminister 
bleibt bei seiner Verteidi-
gungslinie. Die Buwog-Vor-
halte seien falsch, für die 
Steuerkonstruktion sein 
Steu erberater zuständig. 
Wes halb es am Freitag noch 
einmal zu einem finalen Pa-
rallelverhör von KHG und 
Berater Peter H. von der 
Gruppe Deloitte kam. 

Finanzstrafrechtlich sind 
die Erhebungen der Staats-
anwaltschaft somit abge-
schlossen, heißt es aus der 
Justiz, das Buwog-Verfah-
ren dürfte noch etwas dau-
ern. Dass Grasser an der Pri-
vatisierung der Bundeswoh-
nungen partizipiert haben 
soll, wie die Justiz vermutet, 
dafür hat sie nach wie vor le-
diglich Indizien. Aber zu-
mindest glauben die Ermitt-
ler, die Schwiegermutter-
Version widerlegt zu haben. 

Test für Anlagetalent 
Zur Erinnerung: 2005 hat 

Grasser nach eigenen Anga-
ben in der Schweiz 500.000 
Euro von seiner Schwieger-
mutter Marina Giori-Lhota 
erhalten und im Geldkoffer 
zur Meinl Bank nach Wien 
gebracht. Die bereits legen-
däre Begründung: „Meine 
Schwiegermutter wollte da-

mit meine Geldveranla-
gungsfähigkeit als damali-
ger Bundesminister für Fi-
nanzen testen.“ 

Gekauft wurden Vorzugs-
aktien der Hypo-Alpe-Adria-
Leasing-Tochtergesellschaft. 
Der damals noch als Finanz-
minister tätige Grasser er-
zielte 274.588 Euro Gewinn, 
Geld und Ertrag wurden 
mittelbar auf ein liechten-
steinisches Konto des Kari-
bik-Briefkastens Mandarin 
überwiesen. Dabei handelt 
es sich um jene Zahlstelle, 
an die auch Grassers Trau-
zeuge Walter Meischberger 
1,5 Millionen Euro aus Bu-
wog-Provisionen überwie-
sen hatte.  

In akribischer Kleinarbeit 
hat die Staatsanwaltschaft 
nun durch Vergleiche von 

ren Statements hatte Ained-
ter zudem darauf verwie-
sen, dass ein Zusammen-
hang zwischen Buwog und 
Schwiegermuttergeld schon 
wegen der zeitlichen Abfol-

ge nicht infrage komme. Es 
gilt selbstredend die Un-
schuldsvermutung. Die Dif-
ferenzen zwischen Exminis-
ter und Schwiegermutter 
nehmen damit zu. Bereits 

im Rahmen der Großbe-
triebsprüfung hatte sie aus-
gesagt, dass sie nicht die 
wirtschaftlich Berechtigte 
des Meinl-Bank-Depots der 
Treuhandfirma Ferint sei, 
von dem das Geld ursprüng-
lich stammte und zwischen-
zeitig mitsamt Gewinnen 
geparkt worden war. Ge -
nerell soll der Haussegen 
schief hängen, heißt es ab-
seits der strafrechtlichen Er-
mittlungen. 

Folgen für Swarovski 
Das habe nun auch hand-

feste wirtschaftliche Aus-
wirkungen, indem Giori-
Lhota Anteile an Swarovski 
an ihre Tochter Anouschka 
Winter übertrage und Gras-
sers Gattin Fiona Pacifico 
Griffini leer ausgehe, so das 
unbestätigte Gerücht. Giori-
Lhota ist immerhin zweit-
größte Eigentümerin des 
Swarovski-Imperiums.

Exminister 
Karl-Heinz Grasser 
beteuert neuerlich – 
wie auch schon im 
Untersuchungsausschuss 
des Parlaments – 
seine Unschuld. 
Foto: Reuters

Wien – Es ist ein ebenso klei-
nes wie feines Detail im 
Steuerakt von Karl-Heinz 
Grasser. 2003 schloss der 
damalige Finanzminister 
einen Leasing-Vertrag zu 
Sonderkonditionen für den 
Porsche 911 Carrera 4 Ca -
brio ab. Zwar hat KHG Zah-
lungen für das Gefährt von 
9946 Euro geleistet, aller-
dings hat die Finanz auf Ba-
sis der Porsche-Angaben für 
die Normverbrauchsabgabe 
einen Wert von 33.415 Euro 
errechnet. 

Die Differenz – 23.469 
Euro – ist demnach als 
 „Entgelte von dritter Seite“ 
nachzuversteuern, wie es 
im Akt heißt, weil die „ver-
billigte Porsche-Nutzung 
dem Dienstverhältnis zuzu-
rechnen“ sei. Dieser Zusam-
menhang erhärte sich we-

gen der „VIP-Stellung als Mi-
nister, welche eine besonde-
re Werbewirksamkeit hat“. 

Dazu Grasser in seiner 
Einvernahme: „Ich hatte ein 
VIP-Leasing und habe das 
Entgelt bezahlt.“ Die Super-
konditionen habe er „wie 
einer von vielen VIPs be-
kommen“. Zudem stellte 
KHG den Antrag, Sektions-
chef Wolfgang Nolz zu ver-
nehmen. 

Nolz befragt 
Grasser habe den Beam-

ten nämlich seinerzeit be-
fragt, ob die Leasing-Kondi-
tionen in Ordnung gingen. 
Nolz wurde bereits vergan-
gene Woche befragt, ob 
denn die Leasing-Konditio-
nen annehmbar seien. Seine 
Antwort: „Nein.“ Die Staats-
anwaltschaft geht noch 

einen Schritt weiter. Sie 
wirft Grasser ein Nahever-
hältnis zu Ex-Porsche-Chef 
Wendelin Wiedeking vor, 
was dieser bestreitet, und 
beruft sich dabei auf ein 
Schreiben des Deutschen.  

Darin bedankt sich Wie-
deking anlässlich des Aus-
scheidens Grassers aus der 
Politik Anfang 2007 dafür, 
dass der Minister auf EU-
Ebene „zur Verhinderung 
der von Porsche strikt abge-
lehnten Quartalsberichte 
beigetragen“ habe. „Das wer -
de ich Ihnen niemals ver-
gessen.“ Auch nicht, dass 
Grasser in die Heimatstadt 
Wiedekings reiste, um ihm 
in Bietigheim das Große Sil-
berne Ehrenzeichen mit 
dem Stern für Verdienste 
um die Republik Österreich 
zu überreichen. (as)

„Das werde ich Ihnen nie vergessen“    
 

Wiedeking dankt Grasser für Ehrung – Steuernachzahlung für Porsche 

SCHWERPUNKT: 

Ermittlungen 
zu Buwog 
im Finale

*
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Die Lehren aus der 
Kreditkrise gehen vielen 

Ökonomen zu wenig weit. 
Um zu verhindern, dass 

immer wieder Blasen 
aufgebläht werden, die 

dann platzen, sollte man 
den Banken das 

Geldsystem reformieren. 

Die Schöpfung  
und Erschöpfung 

des Geldes

Lukas Sustala 

Wien – Es ist viel passiert – auf den 
ersten Blick. Seit den ersten 
Schockwellen der Finanz- und 
Schuldenkrise 2008 wurden so 
manche marode Banken verstaat-
licht und die Geldinstitute ge-
zwungen, mehr Eigenkapital zu 
halten. Die neuen 
Bankenregeln Ba-
sel III schreiben 
den Geldinstitu-
ten dreimal so 
viel Kernkapital 
vor wie die Vor-
gängerversion 
des Regelwerks. 
In der Eurozone 
und Großbritan-
nien sollen die 
spekulativen Ak-
tivitäten der Banken vom Einla-
gengeschäft weitgehend getrennt 
werden, in den USA wiederum 
wurde den Banken das Zocken mit 
Hedge- und Private-Equity-Fonds 
deutlich erschwert. 

„Es wurde nichts grundsätzlich 
geändert“ – der zweite Blick. Ri-
chard Werner ist Professor für 
Internationales Bankwesen an der 
Universität von Southampton. Er 
kritisiert die bisherigen Antwor-
ten auf die Krise als zu kurz ge-
dacht: „Am Geldsystem und den 
Grundursachen der wiederkeh-

renden Bankenkrisen wurde 
nichts geändert.“ Denn nach wie 
vor genießen die Banken ein enor-
mes Privileg, das trotz Regulie-
rung und mehr Kapital nicht an-
gefasst wird: Sie dürfen aus dem 
Nichts Kredit schaffen – weil da-
für nur ein Bruchteil an Reserven 
zurückgelegt werden muss.  

Um das Geld rankt sich ein 
Schöpfungsmythos. Wie Werner 
in einer aktuellen Studie unter-
sucht hat, glaubt eine überwiegen-
de Mehrzahl der Deutschen, dass 
die Zentralbank die wichtigste 
Schöpferin des Geldes sei. „Doch 
das stimmt einfach nicht. Die pri-
vaten Banken schaffen und vertei-
len das Geld.“ Konkret schaffen 
die Banken bei der Vergabe eines 
Kredits auf Knopfdruck Giralgeld. 
Nach aktuellen Zahlen aus der 
Eurozone machen die Münzen 

und Scheine, die 
im Wirtschafts-
kreislauf zirku-
lieren, gerade 
einmal 850 Mil-
liarden Euro aus. 
Doch diese Zahl 
wird vom Giral-
geld in den Schat-
ten gestellt: Die 
Summe der Kre-
dite, die von den 
Banken geschaf-

fen wurden, liegt derzeit bei 
18.382 Milliarden Euro. 

Dieser Schuldenberg hat gravie-
rende Folgen. Dazu genügt ein 
Blick nach Spanien. In den zehn 
Jahren vor 2008 sind die Bankkre-
dite von 653 auf 2338 Milliarden 
Euro angeschwollen. 

Spanische Unternehmen und 
Haushalte haben mit dem frischen 
Geld von den Banken einen mas-
siven Immobilienboom befeuert. 
Jetzt ist laut der spanischen Zen -
tralbank jeder neunte Kredit „not-
leidend“, kann also nicht mehr 

vollständig eingetrieben werden. 
Mit einer Ausfallsrate von elf Pro-
zent ist ein Finanzsystem, in dem 
Banken immer noch weniger als 
zehn Prozent Eigenkapital haben, 
aber überfordert. 

„Die Banken haben mit ihrem 
Privileg, Kredit zu schöpfen, im-
mer wieder Krisen ausgelöst und 
verschärft“, kritisiert der deutsche 
Ökonom Werner. Er ist ein intimer 
Kenner der Situation 
Japans. Dort hat eine 
Kreditblase in den 
1980er-Jahren die 
Wirt schaft in eine 
wirtschaftliche Sta -
gnation gestürzt, die 
über 20 Jahre andau-
ert. Auch die jahr-
zehntelangen Versu-
che der Zentralbank, 
die Wirtschaft zu stimulieren, gin-
gen ins Leere, weil die Kreditver-
gabe der Banken zurückging. 

Macht über Geldschöpfung 
Daher fordern die Befürworter 

eines „Vollgeldes“, wie der deut-
sche Soziologe Joseph Huber, dass 
die Giralguthaben in Zentralbank-
geld umgewandelt werden. Damit 
hätte der Staat die Macht über die 
Geldschöpfung und könnte die 
lahmende Kreditvergabe und die 
Realwirtschaft ankurbeln. 

Doch auch die Geldverbesserer 
sind keine homogene Gruppe. 
Neben den Befürwortern des Voll-

geldes gibt es eine Reihe anderer 
Ideen zur Reform des Geldsys-
tems. So wird Gold immer wieder 
als Anker für das Geld ins Spiel ge-
bracht, um die laufende Inflatio-
nierung einzudämmen. Während 
die Befürworter eines Vollgeldes 
sich einen starken Staat wün-
schen, der die Geldschöpfung 
übernimmt, kritisieren die Ver-
fechter einer goldgedeckten Wäh-

rung, wie der Öko-
nom Thorsten Pol-
leit, die bereits jetzt 
zu große Macht der 
Zentralbank. 

Selbst im Interna-
tionalen Währungs-
fonds, dem wohl 
wichtigsten Vertre-
ter der aktuellen 
Geldordnung auf in -

ternationaler Ebene, rumort es an-
gesichts der jüngsten Krise. In 
einem Forschungspapier haben 
Volkswirte des Fonds eine Lanze 
für den „Chicago-Plan“ gebro-
chen. Dieser Vorschlag war eine 
Antwort auf die Große Depression 
der 1930er-Jahre. Führende Öko-
nomen wie Irving Fisher forderten 
ein „100%-Geld“. Die Banken soll-
ten nur so viel Kredit vergeben, 
wie sie auch Reserven haben. Fi -
sher erwartete sich von dieser Re-
form viele Vorteile: Vor allem soll-
te die massive Schwankung der 
Konjunktur und die Krisenanfäl-
ligkeit der Wirtschaft eingedämmt 

werden. Gleichzeitig würden die 
Staaten schlagartig entschuldet 
sein. Die einzigen Verlierer wären 
die Banken, die ihr Vorrecht zur 
Geldschöpfung verlieren. 

Push für die Wirtschaft 
Die IWF-Volkswirte Jaromir Be-

nes und Michael Kumhof bestäti-
gen Fishers Hoffnungen in ihrem 
Papier und gehen noch weiter. 
Wenn sich nicht mehr große Tei-
le der Wirtschaft mit unnötigen 
Kreditrisiken auseinandersetzen 
müssen und die Zinsen fallen, 
könnte die Wirtschaft um zehn 
Prozent produktiver sein als bis-
her – angesichts der Rezession in 
Europa ein verlockendes Angebot.

Das
Ende der
Fremd-
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Viele Leser wollten 
wissen: „Wie könnten 
sich Komplementär-

währungen und  
neue Bankmodelle 
demokratiepolitisch 

auswirken?“

USA: Geschöpfter Kredit, erschöpfte Wirtschaft
in Mrd. Dollar

Quelle: Federal Reserve St. Louis
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Um die Schöpfung von Geld ran-
ken sich viele Mythen.     F.: Photodisc
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Der Dauerfrost sorgt besonders am
Morgen für erhöhte Beschwerden bei
Rheumatikern. Auch der Südföhn sorgt
regional für Probleme, wie z.B. Kopf-
schmerzen und Migräne.

Zwischenhocheinfluss sorgt für
Wetterberuhigung.
Der Tag beginnt mit starkem
bis sehr starkem Frost, örtlich
auch mit tiefen Restwolken.
Tagsüber scheint somit zeit-
weise die Sonne, im Südosten
bleibt es länger trüb. Gleichzei-
tig ziehen aus Westen bereits
wieder dichte Wolken auf. In
den Föhnstrichen an der Al-
pennordseite wird es oft son-
nig. Die Temperaturen steigen
nur vereinzelt über den Ge-
frierpunkt, meist bleibt es fros-
tig. Maximal -8 bis +2 Grad.

Sonne, Wolken, Föhn

-20° -15 -10° -5° 0° 5° 10° 15° 20° 25° 30°

85% -3° -3° 14° (83)Schneeflocken -16° (63) 1° -1°
70% -4° -6° 13° (83) -17° (66)wolkig 1° -1°
88% -1° -3° 12° (75) -21° (64)bedeckt -5° -5°
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Kaltfront

Okklusion

Warmfront

19.1.2013Wettervorschau für heute,

www.ubimet.at
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Temp
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***
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*** 18.1.2013

*** 10-jähriges (1991–2000) und 50-jähriges (1951–2000)
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Tages
min.*
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Mondphasen

p Länderprognosen und detaillierte Städtewerte aus ganz Europa, Nordamerika, Mittel-  
und Südamerika, Afrika, dem Nahen Osten, Asien, Australien und Ozeanien finden Sie auf  
derStandard.at/Wetter
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Wir machen Strom aus Wasserkraft
in Österreich, für Österreich.
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Die Demokratie braucht 
nicht nur Strukturen, 

sondern auch Symbole 
und Inszenierungen. 

Joseph Beuys hat dafür 
geboxt. Christoph 

 Schlingensief hob dafür 
den Wasserstand  

des Wolfgangsees. 

Die symbolische 
Dimension der 

Demokratie 

Bert Rebhandl 

Im Wahlkreis Düsseldorf-Ober-
kassel trat 1976 bei den Wahlen 
zum Deutschen Bundestag ein be-
rühmter Kandidat an: Der Künst-
ler Joseph Beuys kam als Vertreter 
der Arbeitsgemeinschaft Unab-
hängiger Deutscher zwar nur auf 
568 Stimmen (drei Prozent), doch 
seiner Botschaft konnte er auf je-
den Fall eine Menge Aufmerksam-
keit verschaffen. Sie lautete: Die 
Demokratie muss direkter wer-
den. Dazu stand nicht in Wider-
spruch, dass Beuys sich bei dieser 
Wahl für ein Amt im Zusammen-
hang der repräsentativen Demo-
kratie bewarb. Es wäre es ihm im 
Gegenteil auch im Bundestag da-
rum gegangen, die Demokratie in 
dem Sinne umzubauen, in dem er 
sie schon des Längeren zu einem 
Gegenstand seiner künstlerischen 
Arbeit und Reflexion gemacht hat-
te. Dabei galt ein ähnliches Prin-

zip, das er auch für seine Kunst 
geltend machte: Da wie dort woll-
te Beuys keine Experten am Wer-
ke sehen (also meisterliche Kunst-
schaffende und abgehobene Poli-
tikmacher), sondern er wollte das 
Künstlerische und das Politische 
auf alle Menschen verteilen. 

Macht und Autorität 
Das, was daraus entstehen soll-

te, nannte er eine „soziale Plastik“. 
Schon vier Jahre zuvor hatte 
Beuys bei der Documenta 5 die 
wesentlich von ihm selbst mitge-
tragene Organisation für direkte 
Demokratie durch Volksabstim-
mung als seinen künstlerischen 
Beitrag verstanden und die 100 
Tage zu intensiven Diskussionen 
genützt. Am Ende der Veranstal-
tung gab es einen Boxkampf für 
 direkte Demokratie, zu dem Beuys 
persönlich antrat – eine symbol-
starke Aktion, in der es auch  
um das Lehrer-Schüler-Verhält-
nis ging und damit um die Weiter-
gabe oder Ablehnung von Macht 
und Autorität. Mit seinem Kon-
zept von „Volksherrschaft“ ging 
Beuys so weit, dass es eher revo-
lutionär als reformistisch wirken 
musste. Tatsächlich schwebte 
ihm auch eine Art Räterepublik 
vor, in der Amtsträger kurzfristig 
abwählbar sein sollten, und in der 
wichtige Bereiche wie das Schul-
wesen oder die Wirtschaft einer 
„freien Selbstverwaltung“ unter-
liegen sollten, während der Staat 

sich auf „die reine Rechtsverwal-
tung“ beschränken sollte. 

In der damals gerade entstehen-
den Partei der Grünen bildeten die 
Prinzipien der direkten Demokra-
tie anfänglich ein wichtiges Ele-
ment: Die Parlamentarier sollten 
möglichst direkt mit einem basis-
demokratischen Prozess in Ver-
bindung stehen. Heute würde 
man das als klassi-
sche Fundi-Ansprü-
che verstehen, gegen 
die sich bei den Grü-
nen die Realos 
durchgesetzt haben, 
die eine flexiblere 
Handhabung des 
Mandats befürwor-
ten. Doch das sind 
schon eher prozedu-
rale Fragen, hinter denen wieder 
zu verschwinden droht, was die 
Kunst den Verfahrensweisen der 
Demokratie ursprünglich nahe-
bringen wollte: einen positiven 
Begriff von Teilnahme, von Krea-
tivität, von Gesellschaft und folge-
richtig auch von Politik als ge-
meinschaftlichem Projekt, das 
nicht zuletzt unter dem Gesetz der 
künstlerischen Freiheit stehen 
sollte. 

Dass Beuys nach der Documen-
ta 5 seine Professur an der Düssel-

dorfer Kunsthochschule verlor 
(wogegen er einen Prozess an-
strengte), war auch ein Indiz für 
das insgesamt antiinstitutionelle 
Moment in dieser Offensive für 
eine direktere Demokratie. Die 
Kunst ist in der aufgeklärten Ge-
sellschaft das System, das am 
ehesten auf die Freiheitsdefizite 
zu verweisen vermag, die dort ent-

stehen, wo Politik zu 
routinierter Verwal-
tung wird. Theoreti-
ker wie Jacques Ran-
cière, die einen an-
spruchsvollen, kon-
kret kaum einzulö-
senden Begriff von 
Politik entwickeln, 
gehen nicht umsonst 
häufig von ästheti-

schen Fragen aus. Rancière vor al-
lem findet in der historischen 
Konstellation um 1800, als Schil-
ler das Zusammenspiel von 
Kunst, Gesellschaft, Politik auf 
das Bild eines großen Tanzes 
brachte, eine wichtige Inspiration. 
Das, was uns gemeinhin als poli-
tischer Alltag erscheint (Vertei-
lung von Budgets, Besetzung von 
Posten, Erlass und Durchsetzung 
von Gesetzen), fällt bei Rancière 
unter den polemischen Begriff 
„Polizei“. 

Parteien stehen besonders im 
Verdacht, dass sie Bewegungen 
zum Stillstand bringen und Frei-
heit in Strukturen verwandeln. 
Deswegen wandte sich Christoph 
Schlingensief, den viele als Nach-
folger von Joseph Beuys sahen, im 
Jahr 1999 auch genau diesem The-
ma zu und gründete eine „Partei 
der letzten Chance“, die auch auf 
einen neuen Begriff von direkter 
Demokratie zielte. Schlingensief 
begriff das demokratische Ver-
hältnis als eines zwischen Akteu-
ren und Zuschauern und wollte 
folgerichtig eine „Publikumsak -
tivierung“ erreichen. Mit der Ak-
tion „Baden im Wolfgangsee“, zu 
der Arbeitslose eingeladen wur-
den, um den See zum Überlaufen 
zu bringen, an dem der deutsche 
Kanzler Helmut Kohl traditionell 
seinen Sommerurlaub verbrachte, 
machte Schlingensief deutlich, 
dass in einer Mediengesellschaft 
die direkte Demokratie nicht mehr 
nur auf Volksabstimmungen zu 
konkreten Themen zielen kann.  

Sie muss auch die symbolische 
Dimension ernst nehmen, muss 
Inszenierungen schaffen, aber sol-
che, in denen der „Spin“ nicht 
dazu dient, Machtverhältnisse zu 
verkaufen, sondern offenzulegen 
und demokratischer zu machen. 

Das
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Fremd-
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Christoph Schlingensief beim Versuch, den Wolfgangsee, Sommerfri-
sche von Helmut Kohl, zum Überlaufen zu bringen.  Foto: APA
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Das schafft Strom aus Wasserkraft:
Unser Strom ist ein echter Österreicher. Von der Donau über die Mur und die Drau bis zum Inn decken unsere mehr als 100Wasserkraftwerke fast die Hälfte des österreichischen
Strombedarfs ab. Strom aus der Region. Direkt von VERBUND. Welches VERBUND-Wasserkraftwerk in Ihrer Nähe ist, erfahren Sie aufwww.verbund.com

* Einmaliger Bonus von zusätzlich 35 Tage Gratis-Strom auf jedes H2Ö-Produkt bei Vertragsabschluss bis 31.1.2013. Gültig für Neukunden in der Höhe des täglichen Durchschnittsverbrauches entspre-
chend dem tatsächlichen bzw. errechneten Jahresverbrauch gemäß der ersten Jahresabrechnung zum vereinbarten Energiepreis (exkl. Grundpreis) ohne Netzkosten, Steuern und Abgaben (Division
des Arbeitspreises durch 365 Tage). Anteilige Verrechnung bei einer Belieferungsdauer von unter einem Jahr. Details auf www.verbund.at

Stromkennzeichnung der VERBUND AG gem. §78 Abs.1 und 2 ElWOG 2010 und Stromkennzeichnungs-VO 2011 für den Zeitraum 1.1.2011 bis 31.12.2011.
Durch den vorliegenden Versorgermix fallen weder CO2-Emissionen noch radioaktive Abfälle an. 100% der Nachweise stammen aus Österreich.

Energieträger:
Wasserkraft 100%

Wirtschaft

Hohe Ungleichverteilung
Im vergange-
nen Jahr hat
sich die 
OECD mit
der Vertei-
lung von 
Einkommen 
und Vermö-
gen in ihren 
Mitgliedslän-

dern beschäftigt. Die OECD-
Ökonomen trugen eine Fülle 
von Daten zusammen, die drei 
Trends aufzeigen. Erstens hat
in vielen Industrieländern 
und auch EU-Ländern die Ein-
kommensungleichheit lang-
fristig zugenommen. Zweitens 
ist die Vermögensverteilung 
sehr ungleich und wesentlich 
ungleicher als jene der Ein-
kommen. Am ungleichsten 
verteilt sind drittens die Ver-
mögenseinkommen. Für diese 
liegt der Gini-Index, der bei 
vollkommener Ungleichvertei-
lung seinen maximalen Wert
von eins annimmt, für die we-
nigen OECD-Länder, für die es 
vergleichbare Daten gibt, je-
weils über 0,8, was eine hohe 
Ungleichverteilung anzeigt.

Vor diesem Hintergrund 
gewinnt die in der Lite-
ratur bisher unterbelich-

tete Frage nach den Vertei-
lungseffekten der aktuellen 
Konsolidierungsprogramme an 
Bedeutung. Zwei aktuelle Stu-
dien sind in diesem Zusam-
menhang von Interesse. In sei-
nem letzten „Fiscal Monitor“ 
zeigt der Internationale Wäh-
rungsfonds anhand von ver-
gangenen Konsolidierungsepi-
soden, dass ausgabenbasierte 
Sanierungsprogramme sowie 
solche mit einem hohen An-
teil an Erhöhungen indirekter 
Steuern und an Ausgabenkür-
zungen tendenziell die Un-
gleichheit erhöhen*. Dieser 
Tage veröffentlichte die OECD 
eine Studie zu den Vertei-
lungseffekten der Konsolidie-
rungsprogramme in 30 OECD-
Ländern**. Die Analyse unter-
sucht die von 2009 bis 2015
umgesetzten oder geplanten 
Konsolidierungsprogramme,
mit dem Ergebnis, dass sie ge-
nerell die Einkommensun-
gleichheit eher erhöhen wer-
den. Dieser Befund vermag 
kaum zu verwundern. In der 
Mehrheit der befragten Länder 
wird primär ausgabenseitig 
konsolidiert, und dies mit
Schwerpunkt auf Kürzung von 
Sozialleistungen, die niedrige 
Einkommen tendenziell stär-
ker belasten. Auch von den

Lohnkürzungen im öffentli-
chen Dienst sowie vom Abbau
von Stellen in der öffentlichen
Verwaltung in knapp einem
Drittel der befragten OECD-
Länder wird eher eine Vertie-
fung der Ungleichheit erwar-
tet.

Gleichzeitig haben drei 
Viertel der befragten OECD-
Mitgliedsländer Verbrauchs-
steuern erhöht oder planen 
dies. Die eher progressiv wir-
kenden Einkommensteuerer-
höhungen sowie die höheren 
vermögensbezogenen Steuern 
können diese negativen Ver-
teilungseffekte nur teilweise 
ausgleichen. Ähnliches dürfte 
für die EU gelten. So erhöhten 
seit 2009 fünfzehn Mitglieds-
länder ihren Mehrwertsteuer-
satz, sodass der EU-durch-
schnittliche Mehrwertsteuer-
satz von 19,8 Prozent auf 21
Prozent anstieg. Auch die An-
hebung von – wenn auch mit
positiven Lenkungseffekten 
verbundenen – Umwelt-
steuern belastet die unteren 
Einkommen stärker. Ander-
seits haben eine Reihe von 
EU-Ländern die Steuersätze 
auf Vermögenseinkommen 
leicht angehoben, sie werden 
aber nach wie vor deutlich ge-
ringer besteuert als Arbeits-
einkommen. Auch vermögens-
bezogene Steuern erhöhten 
nur wenige EU-Länder.

Die zentrale Folgerung 
der OECD-Ökonomen 
gilt damit auch für die 

EU: Zur Vermeidung un-
erwünschter Verteilungseffek-
te wie aus Gründen der sozia-
len Akzeptanz der Konsolidie-
rungsprogramme sollte stärker 
auf deren verteilungssensible-
re Ausgestaltung geachtet wer-
den. Zumal mit höheren Steu-
ern auf Kapitaleinkünfte und 
Immobilienvermögen sowie 
dem Abbau von Steueraus-
nahmen einschließlich der 
vielfach großzügigen Sparför-
derung wachstumsverträgliche 
Konsolidierungsoptionen zur 
Verfügung stünden.
*IMF, Fiscal Monitor October
2012, Washington D.C.
**Lukasz Rawdanowicz, Eck-
hard Wurzel, Ane Kathrine 
Christensen, The Equity Impli-
cations of Fiscal Consolidation,
OECD Economics Department
Working Paper.

MARGIT SCHRATZENSTALLER ist
Referentin für öffentliche Finanzen
beim Wirtschaftsforschungsinstitut
(Wifo). Foto: Cremer

MARGIT SCHRATZENSTALLER

Ein junges bäuerliches Arbeitsheer feuerte über viele Jahre die chinesische Wirtschaft an. Foto: EPA

Der stete Abwärtstrend beim Wirtschaftswachstum
ist gestoppt. China rechnet wieder mit verstärkten
Exporten. Peking sorgt sich aber um die alternde

Gesellschaft. Die staatliche Geburtenplanung gehört 
laut Experten an geänderte Arbeitsmärkte angepasst.

auf, als Wirtschaftsplaner erwar-
teten. Ma bestätigte, dass darüber 
in China eine Debatte geführt
wird. Peking müsse sein bisheri-
ges Wachstumsmodell rascher 
verändern, Arbeitsproduktivität
steigern und mit Qualifizierung,
Training und flexibler Arbeitsbe-
schaffung reagieren. Er übte keine 
direkte Kritik an der staatlichen 
Geburtenplanung, plädierte aber,
diese nach neuen Anforderungen 
des Arbeitsmarkts zu verändern.

Zu wenige Frauen
Ende 2012 war jeder siebente

Chinese im Pensionsalter über 60
Jahre alt. Fast zehn Prozent der Be-
völkerung waren über 65. Die
Stadtbevölkerung nahm um 21
Mio.Menschen zu, dieAgrarbevöl-
kerung um 14,3 Mio. ab. Die Ein-
kindfamilie und der traditionelle
Wunsch nach Jungen verzerrte
entgegen allen Aufklärungskam-
pagnen 2012 erneut die Geburten-
relationen zugunsten des männli-
chen Nachwuchses: Auf 100 Mäd-
chengeburten kamen 118 Buben.

Ma nannte erstmals auch eine 
Zahl zum Gini-Koeffizienten, ein 
Maßstab für extreme Verteilungs-
Ungleichheit und für die Kluft
zwischen Reich und Arm. Dieser 
belief sich 2012 auf 0,474. Zahlen 
zwischen 0,47 und 0,49 bedeute-
ten große Einkommensunter-
schiede. Der Alarmwert für die 
Stabilität einer Gesellschaft liegt
bei 0,4. Höhere Zahlen dienen als 
Warnsignal für mögliche soziale 
Verwerfungen oder Unruhen.

Chinas Wirtschaft hält Kurs –
aber ihr gehen Arbeiter aus

Johnny Erling aus Peking 

Chinas Wirtschaft fasst wieder 
Fuß. Mit 7,9 Prozent Zuwachs im
vierten Quartal 2012 stoppte die 
zweitgrößte Volkswirtschaft der 
Welt erstmals seit Anfang 2011
den steten Abwärtstrend ihres 
Wachstums. „Unsere Wirtschaft
wächst langsamer, konnte sich 
aber stabilisieren“, sagte Statistik-
chef Ma Jiantang bei der Vorlage 
seines Jahresberichts in Peking.

Mit 7,8 Prozent Jahreszunahme 
lag das Wachstum erstmals seit
1999 unter der für China einst ma-
gischen Muss-Zahl von acht Pro-
zent. Es war aber höher als das von 
der Regierung im neuen Fünfjah-
resplan auf 7,5 Prozent reduzierte 
Wachstumsziel. China starte jetzt
mit guten Grundlagen, um 2013
sein relativ robustes Wachstum
fortsetzen zu können, sagte Ma.

Obwohl die Industrieproduktion
2012 und darunter besonders die
Schwerindustrie und Bauwirt-
schaft langsamer als im Vorjahr
wuchsen, würden sich die bisheri-
gen Motoren der Wirtschaft weiter
auswirken. Hinzu kommen Impul-
se aus der stärkeren Binnennach-
frage, ein gutesAgarergebnis, Erfol-
ge bei der Beschäftigung und rela-

tive Preisstabilität mit nur 2,6 Pro-
zent Teuerung. Trotz international
schwieriger Lage rechne China
heuer auch für den Außenhandel
mit positiven Anschüben, etwa
durchdieErholung indenUSA,die
besser als erwartet verlief.

Erstmals sorgte sich der Statis-
tikchef über hausgemachte, sich 
langfristig ungünstig auswirkende 
Rahmenbedingungen durch die 
rasch alternde Gesellschaft und 
das abnehmende Heer an verfüg-
baren Arbeitskräften. Er lenkte die 
Aufmerksamkeit auf neue statisti-
sche Zahlen zur demografischen
Lage Chinas. Ende 2012 ha-
be bei einer Gesamtbevölkerung 
von 1,354 Milliarden Menschen
zumersten Mal seit Beginn der Re-
formen die Zahl der Arbeitsfähi-
gen zwischen 15 und 59 Jahren 
um 3,45 Millionen abgenommen.
Dies sei bei einer Zahl von 767
Millionen Arbeitenden wenig.
Doch es stehe für einen Trend, der 
bis 2030 anhalten werde.

Bisher feuerte ein junges bäuer-
liches Arbeitsheer das Wirt-
schaftswunder an. Die Familien-
planung mit ihrer Einkindpolitik,
die Urbanisierung und eine um-
kippende Alterspyramide brau-
chen den Bonus aber schneller 
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Ist das Publikum des Mitbestimmens in Sing-,  
Tanz- und Talenteshows müde? Gegenwärtige  

Erschöpfungstendenzen lassen das vermuten, Experten 
sehen die Zukunft des Votens in Politdiskussionen. 

Talker Stefan Raab macht es bereits vor.

Stronach mit „Dislikes“ zur Vernunft voten

Doris Priesching 

Wien – Wie es laufen kann, 
demonstriert derzeit Der Bachelor. 
Seit Anfang Jänner verteilt ein 
Jüngling wöchentlich Rosen an 
schmachtende Anbetende. Frau-
enverachtend, aber RTL ist das 
egal: Von Beginn an stimmt die 
Quote. Anders beim 
Showschlachtross 
Deutschland sucht 
den Superstar. Dieter 
Bohlens Geätze legte 
in der zehnten Aufla-
ge den zweit-
schwächsten Start 
hin. Im Gegensatz 
zur Castingshow ent-
scheidet der Bache-
lor allein, was die Frage erlaubt: Ist 
das Publikum nach einem Jahr-
zehnt nahezu permanenten Anru-
fens und Simsens des Mitbestim-
mens überdrüssig und überlässt 
den Protagonisten wieder die Qual 
der Wahl? 

Im Fall des Bachelor scheint es 
fast so. Hier hat sich die Zuschau-

ergemeinde für andere Aktivitäten 
entschieden. Auf allen Webkanä-
len wird heftig diskutiert: Ausse-
hen und Auftreten des Brautwer-
bers gewertet, über Schönheits- 
und Peinlichkeitsfaktoren der 
Kandidatinnen abgestimmt.  

Shows können heute auch ohne 
Voting erfolgreich sein, sagt ORF-

Chefentwickler Ste-
fan Ströbitzer. Mit-
bestimmung sei 
„eine nette Zutat, 
aber nicht entschei-
dend“. Darauf ver-
zichten werde man 
in Zukunft dennoch 
nicht, vor allem aus 
Mangel an Alternati-
ven: Seit längerem 

leidet die Showbranche an chro-
nischer Ideenlosigkeit: „Alle set-
zen auf ähnliche Rezepte“, sagt 
Ströbitzer.  

Das Instrument des Votings hat 
Tradition im Fernsehen. Als Ur-
sprung der Bürgerbeteiligung gilt 
die stilbildende Spieleshow 
Wünsch dir was! Dietmar Schön-

An „Deutschland sucht den Superstar“ verlieren die Zuschauer das Interesse. Die Zukunft gehört der 
politischen Stimme im TV. Foto: AP

herr rief in den 1970ern das Pub-
likum auf, Klospülung und Licht-
schalter zu drücken, um Sieger zu 
bestimmen. Die Zuschauer drück-
ten begeistert. Wasser- und Elekt-
rizitätswerke schickten die Ergeb-

Das
Ende der
Fremd-

bestimmung

Harald Fidler 

Wien – Sind Medien als vierte, 
kontrollierende Gewalt tragende 
Säule der Demokratie – und daran 
besteht wenig Zweifel –, dann 
sind offene Kanäle, Bürgerfernse-
hen, Community-TV und freie Ra-
dios direkte Demokratie in den 
Medien. Die Grundidee: Bürgerin-
nen und Bürger, und nicht allein 
die, nehmen Programm selbst in 
die Hand. 

Da versprechen auf FS1 Studie-
rende zum Latenighttalk Unpre-
dictable Full HD, FS steht seit 2011 
für Freies Fernsehen Salzburg. Da 
funken Medienwerkstätten, Anti-
Atom-Komitees, vernetzte Kultur-
frauen und das Offene Technolo-
gielabor Vorchdorf auf Dorf TV in 
Oberösterreich. Und in Wien bie-
tet schon seit 2005 der Communi-

tysender Okto Zugang zum Fern-
sehen. Wie die Kollegen weiter 
westwärts finanziert von der öf-
fentlichen Hand, Wien zeigt mit 
980.000 Euro pro Jahr für Okto 
und 280.000 für das freie Radio 
Orange am meisten Sinn für nicht-
kommerziellen Rundfunk. 
¿Demokratie? 

Dafür erklärt das Community- 
TV etwa ¿Demokratie? und wie sie 
funktioniert in einem eigenen For-
mat. In CU Television, produziert 
vom Verein der Wiener Jugend-
zentren, diskutierten gerade jene, 
die das Ergebnis der Volksbefra-
gung am Sonntag direkt betrifft, 
Für und Wider von Wehrpflicht. 
Sonntag können Jugendliche erst 
ab 16 Jahren darüber mitstimmen. 

Okto bietet auch jenen Öffent-
lichkeit, deren Stimme bei keiner 

Befragung, keiner Landtags- oder 
Nationalratswahl zählt: Ein Vier-
tel bis ein Drittel des Programms 
wird von Menschen mit migran -
tischem Hintergrund gestaltet, 
schätzt Renate Billeth, stellvertre-
tende Okto-Geschäftsführerin: 
„Menschen, die hier leben und 
doch bisher von Instrumenten der 
Demokratie ausgeschlossen, aber 
von ihren Auswirkungen betrof-
fen sind, können so Stellung be-
ziehen.“  

Stereotype und Vorurteile be-
stimmten oft das Bild von Migran-
ten in Medien. „Hier können sie 
diesen Stereotypen selbstbe-
stimmt ihre Lebenswelten gegen-
überstellen.“  
p www.okto.tv 

www.dorftv.at 
www.fs1tv.at 
www.freie-radios.at

Nicht nur in der Politik, 
auch unter Journalisten 
hat in den letzten Tagen 

vor der Volksbefragung zum Heer 
eine gewisse Gereiztheit bezie-
hungsweise an leiser Hang zu 
Übertreibungen eingesetzt. Beru-
higend und gleichzeitig volksbil-
dend versuchte lediglich Armin 
Thurnher im „Falter“ zu wirken, 
wo er mitteilte: Xanadu hieß der 
legendäre Palast von Kublai 
Khan, dem letzten großen Mon -
golenherrscher. Mongolenhorden 
zählen aber nicht mehr zu jenen 
Bedrohungen, vor denen sich der 
Staat Österreich schützen muss. 
Mehr noch: Dass Kublai Khan 
(1215–1294) unsere Sicherheit 
bedroht, kann eher ausgeschlos-
sen werden.  

Die Heeresdebatte war nicht 
vergeblich geführt, wenn die Be-
völkerung aus ihr immerhin die 
Erkenntnis mitnehmen kann, 
dass der legendäre Palast von Ku-
blai Khan Xanadu hieß. Da haben 
SPÖ und ÖVP weniger Auf-
schlussreiches geliefert. Ein 
„Profil“-Herausgeber hätte sich 
von der Einschätzung, dass Mon-
golenhorden nicht mehr zu jenen 
Bedrohungen zählen, vor denen 
sich der Staat Österreich schützen 

muss, niemals einlullen lassen. 
Der von der einschlägigen Fach-
zeitschrift „Woman“ neulich zum 
Womanizer beförderte Militär-
theoretiker nahm mit der für die-
sen Typ charakteristischen Gran-
dezza ein Upgrading an der 
Volksbefragung vor und erklärte 
schlicht: Tatsächlich ist es eine 
Jahrhundertentscheidung. Und 
weil ihm das Spiel mit Jahrhun-
derten so gut gefiel, ließ er auch 
auf das Cover setzen: Vor der 
Jahrhundert-Entscheidung, dies-
mal mit Bindestrich.  

Welches Jahrhundert er dabei 
im Auge des Womanizers hatte, 
ließ er leider offen, ihm ging es 
nur darum, Stimmung für ein Be-
rufsheer zu machen. Sollte er das 
Jahrhundert von Kublai Khan ge-
meint haben, könnte eine Volks-
befragung möglicherweise jene 
Bedeutung gehabt haben, die er 
ihr zuspricht, vorausgesetzt, ei -
ner der damals auf hiesigem Ter-
ritorium waltenden Herren hätte 
die Idee der rot-schwarzen Koa -

lition kühn vorweggenommen. 
Sollte er das zwanzigste Jahrhun-
dert gemeint haben, sind gewis-
se Zweifel angebracht, ob dem 
Ereignis vom Sonntag ein derarti-
ger Rang zukommt. Sollte er aber 
das laufende Jahrhundert mei-
nen, kann man ihm nur zu dem 
prophetischen Blick gratulieren, 
der schon nach den 
ersten zwölf Jahren 
erkennt, dass das 
Bundesheer in den 
restlichen 88 Jahren 
nichts Nennens-
wertes mehr zu er-
warten hat.  

Wer weiland 
mangels Alternati-
ven Gebirgsjäger war, äußert sich 
da schon klarer, auch wenn er 
 dabei die in der „Presse“ sonst 
 gepflegte eher bürgerliche Aus-
drucksweise in dem Wissen bei-
seite lässt, Tschinbum: Ein Heer 
ist doch kein Ponyhof! Otto Bru-
satti erklärte die Volksbefragung 
bereits am Dienstag für obsolet, 

denn das erschreckend inkom -
petente Gequatsche höchster Offi-
ziere und Politiker hat das Bun-
desheer schon zur Auflösung ge-
bracht. Einst in der Zwangsreser-
ve eher verzweifelt, gab er sich 
nun unreserviert als der zu er-
kennen, der sich auskennt. Es be-
schleicht einen das Gefühl, im 

Theater der Reali-
tätsverweigerer oder 
einer republikani-
schen Totalverar-
schung zu stehen. 
Verehrtes Bundes-
heer/Offizierscorps 
sowie bemühte, sich 
wie trotzige Buben 
im Kindergarten auf-

führende Politik: Was wird da für 
ein ruinierender, von Inkompe-
tenz strotzender Schwachsinn 
verzapft?  

Wenigstens einen gab es also, 
der im Theater einer republikani-
schen Totalverarschung den Blick 
für das Wesentliche bewahrte: 
Interna müssen intern bleiben. 

Freie Diskussionen sind einem 
Bundesheer verboten oder nur mit 
– vor allem politischer – Erlaubnis 
möglich. Auch Unteroffiziere, Of-
fiziere machten sich sonst straf-
bar. Ja, tatsächlich. Und dann 
 reißen seit Monaten Dutzende 
höchster Heereswürdenträger den 
Mund auf? Die haben Glück, 
denn in Ländern mit funktionie-
render Armee stünden sie fast alle 
schon außer Dienst oder vor 
 Disziplinarkommissionen – ganz 
egal, wie klug sie argumentiert ha-
ben. Ein Heer ist kein Ponyhof, 
sondern so etwas wie ein Orden 
mit scharfen Waffen.  

Jawoll! Da gibt’s nur eins: Hee-
reswürdenträger reißen den Mund 
auf – Volksbefragung ungültig! 
Eh wurscht, denn das Bundes-
heer wird die Volksbefragung plus 
jene Männer/Frauen, die sich ge-
scheit aufbuddeln (sic!), nicht 
überleben. Und ein Berufsheer 
wäre bald der Entsorgungsbetrieb. 

Darob gelassen die „Krone“, die 
Donnerstag ganzseitig unser 
„Krone“-Model ganz in Gold prä-
sentieren konnte. Heute trifft sie 
auf Gastjuror und Fotograf Gregor 
Schlierenzauer und hat ihr erstes 
Nackt-Shooting (siehe Bild). Also 
mindestens das zweite. 

BLATTSALAT

Von Xanadu zum Ponyhof
GÜNTER TRAXLER

nisse. Die moderne Zeitrechnung 
televisionären Mitbestimmens be-
gann am 23. August 1979. Nach 
einer Umfrage des Magazins 
Schauplatz Berlin „Wird Hertha 
BSC Deutscher Meister?“ konnten 
600 Zuschauer eine ihnen be-
kannte Nummer anrufen.  

Eine erste Konjunktur brachte 
TED. Mit dem „telefonischen Dia-
log“ ermittelte Wetten, dass...? 
Wettkönige. 10.000 Anrufe pro 
Minute konnten verarbeitet wer-
den, dennoch kam es gebietswei-
se zu Ausfällen in den Netzen. 

Rekordhalter Song Contest 
Im Vergleich zu heute mutet 

dieses System altertümlich an: 
1997 wurde der TED durch ein 
leistungsstärkeres Anrufsystem 
ersetzt. Rekordhalter ist jährlich 
der Song Contest: 20.000 Anrufe 
und SMS gehen während der 
Show ein – pro Sekunde. 

Vor dem Hintergrund sinkender 
Beteiligung bei politischen Wah-
len überrascht der starke Ge-
brauch des Stimmrechts. Noch 
dazu, wo die Beteiligung im Fern-
sehen nicht einmal gratis ist: 50 
Cent verlangt der ORF pro Anruf 
und SMS, bei Privatsendern vari-
iert der Preis. Als das Voten noch 
funktionierte, riefen 25 Millionen 
bei Deutschland sucht den Super-
star an. RTL erwirtschaftete 9,45 
Millionen Euro.  

Demokratisierung finde heut-
zutage über Medien statt, sagt der 
US-Webaktivist Ethan Zucker-
man: Wer politisch etwas bewir-
ken will, wendet sich nicht mehr 
an Parteien, sondern gründet eine 
Facebook-Gruppe. Glücklich ist 
jeder Sender, dem es gelingt, Face-
book-User zu integrieren. Ent-
wicklungen sieht Ströbitzer dem-
zufolge bei Infoformaten. Zuletzt 
zeigte Stefan Raab vor, wo es lang-
geht: In der Politdiskussion Abso-
lute Mehrheit bestimmten Zu-
schauer, wer am besten diskutier-
te. Der Sieger gewann 100.000 
Euro. Raab war an dem Abend in 
der Kernzielgruppe Marktführer. 

Man stelle sich vor: Bei Armin 
Wolf in der ZiB 2 sitzt ein rabiater 
Frank Stronach, der wortreich 
Antworten verweigert. Hätte der 
Politeinsteiger ebenso gezetert, 
wenn das Publikum noch in der 
Sendung massenhaft „Dislikes“ 
geschickt hätte? „Finger weg von 
der ZiB“, wehrt Ströbitzer ab. Bei 
Politdiskussionen kann er sich 
Facebook als Mittel direkter TV-
Demokratie durchaus vorstellen.  

Demokratisierung ereignet sich 
im Fernsehen über die Fernbedie-
nung: Die Zuschauer machen sich 
längst ihr eigenes Programm, wäh-
len über Festplatte, DVD und Vi-
deo-on-Demand, was und wann 
sie sehen wollen. Vielleicht ist das 
der Grund für Votingverdruss.

Funken direkter Demokratie 
 

Community-TV und freie Radios bieten nicht allein Bürgerinnen und Bürgern Zugang
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K O S M O S T H E A T E R
Barockoper »Talestri«

Musikalische Leitung: Elisabeth Attl |
Konzept & Regie: Heidi Sommer |
Mit: Heidi Brunner, Anna Manske, Roland
Schneider, Ivana Canovic, Francesco
Divito, Maria Fliri
Ab 22. 1. | 20 Uhr

KosmosTheater, 7., Siebensterng. 42,
T: 01/523 12 26, www.kosmostheater.at
WIEN

K O N Z E R T
Teodor Currentzis dirigiert die Wiener Philharmoniker

Am 30. Jänner werden die Wiener Philharmoniker
mit einer Uraufführung von Johannes Maria Staud
bei der Mozartwoche in Salzburg zu erleben
sein: Gespielt wird dessen Orchesterfassung
der c-Moll-Fantasie von Mozart sowie Mozarts
Klavierkonzert c-Moll KV 491. Es dirigiert Teodor
Currentzis, der für horizonterweiternde musi-
kalische Zugänge, für seine Sensibilität und für
sein Gespür für musikalische Prozesse bekannt
ist. Solist ist der Pianist Pierre-Laurent Aimard.

30. Jänner, 19.30 Uhr

Großes Festspielhaus, www.mozarteum.at
SALZBURG©
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Das Essl-Museum in 
Klosterneuburg richtet 
dem deutschen Maler 
Georg Baselitz eine  

Geburtstagsausstellung 
aus. Mit Andrea Schurian 

sprach der Künstler über 
europäische und 

amerikanische Kunst.

von Jackson Pollock, außerdem 
von Barnett Newman, Clyfford 
Still, Sam Francis, Willem de Koo -
ning. Das war von der Dimensio-
nierung, von der Ästhe-
tik her etwas so Über-
wältigendes, so ande-
res als das, was wir zu-
standegebracht hatten. 
Das warf einen einfach 
um. Wir wussten da-
mals nichts. Ich war 
zwanzig und expe -
rimentierte, angeregt 
durch meinen Lehrer 
Hann Trier, mit fran -
zösisch-existenzialisti-
schem Tachismus. 
Durch diese Ausstel-
lung verlor ich das Zu-
trauen in die Lehrmei-
nungen, denn die waren völlig 
hinterm Berg, provinziell, desin-
formiert.  

Standard: Aber das trifft nun im 
 Informationszeitalter ja nicht mehr 
zu. Verwischen sich die Unter-
schiede nicht zunehmend? 
Baselitz: Es gibt Leute, die das be-
haupten. Ich nicht. Ich sehe, dass 
es nach wie vor polnische Künst-
ler gibt, slowenische, russische, 
spanische, italienische, deutsche. 
Die haben alle etwas anderes im 
Kopf, als nachzumachen, was aus 
Amerika kommt.  

Standard: Wird europäische Kunst 
in den USA wahrgenommen? 

„Ich bin ein fleißiger Sachse“

Wenn das Ehepaar Essl sammelt, 
dann ordentlich: Auch im Atelier 
des deutschen Malerfürsten Georg 
Baselitz griffen die beiden tüchtig 
zu und kauften über vier Jahr-
zehnte hinweg rund 50 Werke. 44 
davon hat Karlheinz Essl für die 
von ihm kuratierte Ausstellung 
aus dem Depot geholt: für jedes 
Jahr der wachsenden Freund-
schaft zwischen Sammlern und 
Künstler eines.  

Gleich im ersten Raum hat Essl 
die riesige Holzskulptur Meine 
neue Mütze postiert, die Bilder in 
den vier Ausstellungsräumen we-
der chronologisch noch thema-
tisch geordnet. Er nahm sich die 
Freiheit, nach rein subjektiven Ge -
sichtspunkten zu hängen.  

Das Ergebnis: interessante Dia-
loge zwischen Früh- und Spät-
werk; zwischen den typischen 
Wendebildern, auf denen Baselitz 
seit den 1960er-Jahren die Welt 
auf den Kopf stellte, und den seit 
2005 entstandenen Remixbildern, 
einer Art Neubearbeitung und 
künstlerischer Variation früherer 
Themen mit neuen Techniken 
und Technologien; und es ent-
spinnen sich Dialoge zwischen 
Groß- und Kleinformaten, etwa 
zwischen Hockender Hund aus 
dem Jahr 1968, dem frühesten Ba-
selitz in Essls Sammlung (und mit 
168 x 130 cm eines der eher klei-
neren), und dem 480-x-395-Monu-
mentalwerk Melancho-
lie, das Baselitz 1998, 
30 Jahre später, schuf.  

Die Ausstellungser-
öffnung war von Agnes 
und Karlheinz Essl 
auch als Geburtstags-
fest für ihren Freund 
angelegt, der am 23. 
Jänner 1938 als Hans-
Georg Bruno Kern in 
Deutschbaselitz gebo-
ren wurde, in Ostberlin 
wegen „gesellschafts-
politischer Unreife“ 
von der Kunstschule 
flog, 1957 in den Wes-
ten emigrierte und 1961 den 
Künstlernamen Baselitz annahm. 

Der zwischen DDR-Realismus 
und abstraktem Expressionismus 
seine Bild- und die internationale 
Kunstwelt auf den Kopf stellte 
und zu einem der wichtigsten 
(und teuersten) deutschen Nach-
kriegskünstler wurde.  

Standard: Gehören Sie zu denen, 
die gern Geburtstag feiern, oder 
wollen Sie lieber nicht ans Älter-
werden erinnert werden? 
Baselitz: Das kennt man doch! Man 
wird ganz unruhig, weil einen der 
und der nicht angerufen hat. Aber 
jetzt kommt etwas Fatales hinzu: 
Manche kommen ja nicht aus Ver-
gesslichkeit nicht, sondern aus 
physischen Gründen. Einige ha-
ben hier abgesagt, da sie schlicht 
nicht mehr reisen können, weil sie 
sich in die Hosen machen.  

Standard: Die Ausstellung ist aus-
schließlich mit Bildern aus der 
Sammlung Essl bestückt. Manche 
Künstler mögen das nicht wirklich. 
Und Sie?  
Baselitz: Ich finde die Essls und ihr 
Museum großartig, sie haben viel 
riskiert. Von mir hat er – weder 
schlecht noch gut, sondern unbe-
raten – immer wieder gekauft. In 
den letzten Jahren wurde unser 
Kontakt enger. Er besucht Ausstel-
lungen, wird von Galeristen be-
drängt und beraten, er ist gut in-
formiert, kauft wunderbare Sa-
chen. Früher gab es große Ver-
säumnisse, die kann man aber 
schwer füllen. Falls die Bilder 

noch am Markt zu ha-
ben sind, sind sie zu 
teuer geworden. Auch 
meine. 

Standard: Was hat 
Herr Essl denn so „un-
beraten“ gekauft? 
Baselitz: Ursprünglich 
wollte er nur österrei-
chische Kunst sam-
meln, aber er dehnte 
das aus. Denn natür-
lich ist es Unsinn, nur 
lokale Kunst zu sam-
meln. Normalerweise 
ist es ja so: Ein Mu-

seum in Wien oder auch in 
Deutschland ist auf der sicheren 
Seite, wenn es amerikanische 
Kunst sammelt. Europa entwi-
ckelt sich zu einer Provinz, nicht 
nur politisch, auch in der Kunst. 
Deutsche und Österreicher schie-
len ganz besonders nach Dingen, 
die von woanders herkommen. In 
meinen Anfängen war es Frank-
reich, jetzt ist es ausschließlich 
Amerika. 

Standard: Wodurch wurden Sie be-
einflusst? 
Baselitz: 1958 gab es an der Hoch-
schule für bildende Künste in 
Westberlin, wo ich studierte, eine 
Ausstellung über amerikanischen 
Expressionismus, veranstaltet vom 
Museum of Modern Art, kuratiert 
von Alfred Barr (Gründungsdirek-
tor des Moma, Anm.). Da hingen an 
die zwanzig, dreißig Bilder allein 

Baselitz: In der Tat wurde deutsche 
und österreichische Kunst in den 
letzten Jahren international sehr 
hoch bewertet. Ich will nicht sa-

gen, dass wir Einfluss 
genommen haben auf 
die dortige Kunst – 
schon aber jedenfalls 
auf die Sammlungen 
und Museen. Es gibt 
in den USA einen gro-
ßen Markt für unsere 
Sachen. Das finde ich 
unglaublich.  

Standard: Wie würden 
Sie das typisch Euro-
päische und typisch 
Amerikanische in der 
Kunst beschreiben? 
Baselitz: Ich denke, 

der Hauptunterscheidungsgrund 
liegt in der Erziehung, in der Fol-
ge in der Bildung, in der Psycho-
logie, im Verhältnis zur Väterge-
neration. Ich habe zu allem und al-
len Nein gesagt, Vater: nein! Leh-
rer: nein! Akademie: nein! Ich tat 
dies berechtigterweise, denn die 
haben nur Mist gebaut. US-Künst-
ler haben ein ganz anderes, un -
gebrochenes Verhältnis zu ihrer 
Tradition. In Europa lösen sich 
Künstler mit mächtigem Radau 
vom Vorhergegangenen. Na, wie 
viel Blut ist allein in Wien geflos-
sen, um ein Bild zu machen! 

Standard: Künstlerischer Vater-
mord waren vermutlich auch die 

Manifeste, die Sie 1961 und 1962 
gemeinsam mit Eugen Schönebeck 
verfassten. Hätten Sie heute wieder 
Lust dazu? 
Baselitz: Nein. Nur Sprüche klop-
fen reicht nicht aus. Aber es ist 
okay, was ich gemacht habe, wir 
haben die Hose runtergelassen – 
und sind in offene Messer gerannt. 
Unser Anspruch war eine existen-
zielle Wahrheit: Kunst muss ob-
jektiv und objektiv nachvollzieh-
bar sein. Aber das ist natürlich 
Mist. Das Subjektive, das rein In-
dividuelle ist das, was ich mache, 
liebe und wovon ich nicht ablas-
se. Andy Warhol hat auf Bilder ge-
pinkelt: Was ist daran objektiv?  

Standard: Als Sie vom Osten in den 
Westen kamen: War der Wertewan-
del mit ein Grund dafür, dass Sie 
die Welt malerisch buchstäblich 
auf den Kopf stellten? 
Baselitz: Ja. Es gab vorher keine In-
formationen, mit deren Hilfe ich 
mich hätte vorbereiten können. 
Ich kam in Berlin in eine Situa-
tion, die mich umhaute – ich habe 
die erste rauchende Frau in der U-
Bahn gesehen.  

Standard: Sie könnten sich zur 
Ruhe setzen. Denken Sie ans Auf-
hören?  
Baselitz: Ich bin ein fleißiger Sach-
se. Und wenn ein fleißiger Sachse 
Maler wird, bleibt er fleißig. Auf-
hören? Nie. Hans Hartung saß bis 
zu seinem Ende im Rollstuhl im 
Schwimmbad, tauchte den Reisig-
besen in Wannen und rauschte da-
mit über die Leinwände.  

Standard: Nehmen Leichtigkeit 
und Ironie im Alter zu, wird man 
angstfreier in der Arbeit? 
Baselitz: Angstfreier? Nein, das 
würde ich nicht sagen. Man hat 
mehr Erfahrung, das schon. Frü-
her stand man unter wahnsin -
nigem Druck, man hat um das 
Ende eines Bildes gekämpft. Aber 
Leichtigkeit, ja, die hat zugenom-
men. Alles, von dem man früher 
dachte, es sei wichtig, hat sich er-
ledigt. Ich muss nichts mehr 
durchsetzen. 

GEORG BASELITZ (75) löste bereits mit 
seiner ersten Einzelausstellung 1963 
einen Skandal aus: Die große Nacht im Ei-
mer, das einen masturbierenden Buben 
darstellt, sowie Der nackte Mann wurden 
beschlagnahmt. Der Wald auf dem Kopf 
war 1969 eine seiner ersten Motivum-
kehrungen. 1980 stellte der mehrmalige 
Documenta-Teilnehmer gemeinsam mit 
Anselm Kiefer auf der Biennale von Vene-
dig im Deutschen Pavillon aus. Verheira-
tet seit 1962, lebt der Vater zweier er-
wachsener Söhne in Bayern. Zur Ausstel-
lung bei Essl erscheint ein Katalog. 
p www.essl.museum.at

Der deutsche Maler Georg Baselitz zu Gast in Klosterneuburg: „Das Subjektive, rein Individuelle ist das, 
was ich mache, liebe und wovon ich nicht ablasse.“ Foto: Toppress/Schöndorfer

„

“

Ein Museum 
ist auf 

der sicheren 
Seite,  

wenn es 
amerikanische 
Kunst kauft.

„

“

Früher stand 
man unter 

wahnsinnigem 
Druck, man hat 
um das Ende 
eines Bildes 
gekämpft.
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Nähere Informationen: T: 01/531 70-132 und 133, F: -479
E-Mail : kulturanzeiger@derstandard.at

T A G E S A K T U E L LKULTUR-T IPP
K A B A R E T T
Reinhard Nowak
»Juchuu – 30 Jahre Nowak«

Kulisse, Sa, 20 Uhr
17., Rosensteingasse 39, Karten:
T: 01/485 38 70, www.kulisse.at
WIEN

M U S I K T H E A T E R
Sidi Larbi Cherkaoui: Puz/zle (Österreich-Premiere)
Erfolgschoreograf Sidi Larbi Cherkaoui untersucht die Teile, die das
Puzzle unserer Beziehungen ausmachen.

Festspielhaus St. Pölten, Sa, 19.30 Uhr
www.festspielhaus.at, T: 02742/90 80 80-222
N I EDERÖSTERRE I CH

Direkt und für alle verständlich:  
Das Berliner Künstlerinnenkollektiv Migrantas hat eine  

eigene Bildsprache für die Ängste und Sorgen unserer 
Gesellschaft entwickelt. Die Piktogramme illustrieren 

auch diese Standard-Schwerpunktausgabe.

Kleine Strichmännchen zeigen große Gefühle

Birgit Baumann aus Berlin 

Eine Frau steht auf der Erdkugel, 
ein Bein auf einem Erdteil, das an-
dere auf einem anderen, auch ihr 
Herz ist zerrissen. Manchmal las-
sen sich die Welt und auch Welt-
schmerz mit ein paar Strichen er-
klären. Jeder, der nicht in seiner 
Heimat lebt, kann diese Gefühle 
nachvollziehen.  

Es braucht keine langen Erklä-
rungen, Ängste und Sorgen wer-
den dem Betrachter direkt mitge-
teilt. Auch dies ist ein Beitrag für 
ein Mehr an Demokratie: Alle ver-
stehen sofort, was gemeint ist. 

Die Argentinierinnen Marula Di 
Como (49) und Florencia Young 
(47) haben einander ebenfalls 
gleich ohne Worte verstanden. 
Vor zehn Jahren – damals noch bei 
einem Studienaufenthalt im spa-
nischen Barcelona – beschäftigte 
sich Di Como mit den Ängsten von 
Migrantinnen und brachte diese 
als Zeichnungen zu Papier. 

„Ich habe das gesehen und ‚Was 
sie da zeichnet, ist genau das, was 
ich fühle‘ gedacht“, erinnert sich 
Young. Ohne Um-
schweife, auf das We-
sentliche beschränkt. 
Grafikerin Young 
bringt ihre Ideen ein 
und entwickelt mit 
Di Como fortan eine 
Reihe von Piktogram-
men. 

Diese bleiben we-
der im Zeichenblock 
noch im Computer stecken, son-
dern finden ihren Weg in die Öf-
fentlichkeit auf Plakaten. Eines der 
Erstlingswerke zeigt eine Frau, die 
dem Betrachter des Piktogramms 
ihr Herz zu schenken scheint. Ob-
wohl minimalistisch dargestellt, 
wirkt sie offen und freundlich. 

Doch unter der Zeichnung ste-
hen die Worte „aunque apestes“: 
„Und trotzdem stinkst du“. Das 
Echo war enorm. „Wir haben so 
viele E-Mails bekommen, in de -
nen uns Menschen schilderten, 
was es für sie heißt, Ausländer zu 
sein, welche Schwierigkeiten sie 
haben, weil sie ausgegrenzt wer-
den“, erklärt Di Como. 

Ängste der Gesellschaft 
Aber auch Menschen, die kei-

nen Migrationshintergrund ha-
ben, fühlten sich angesprochen 
und meldeten sich bei den beiden. 
Ausgeschlossen zu sein – aus der 
Familie, von demokratischer Teil-
habe, von der Gesellschaft, das ist 
kein Problem, das sich allein auf 
Migrantinnen beschränkt. 

„Später in Deutschland haben 
wir gemerkt, dass auch die Deut-
schen unsere Piktogramme als 
Weg sehen, ihre Ängste in der Ge-
sellschaft so auszudrücken, dass 
die auch verstanden werden“, sagt 
Young. 2002 kamen sie und Di 
Como nach Berlin und fanden dort 
zu einer ganz eigenen Form, um 
vor allem Frauen Ausdrucksmög-
lichkeiten zu verschaffen. 

In Workshops sitzen die Mi -
grantas mit den Teilnehmerinnen 

zusammen und sprechen über de-
ren Sorgen: Gehöre ich zur Gesell-
schaft dazu? Wird mein Kind da-
zugehören? Kann ich mich ver-
ständlich machen? „Oft wird die 
Büchse der Pandora geöffnet, und 
wir erfahren sehr persönliche Ge-
schichten“, beschreibt Young die 
erste Stufe des Prozesses. 

Der Kopf ist rund 
Im zweiten Schritt zeichnen die 

Frauen gemeinsam, wobei Di Co -
mo und Young ihnen keine Rat-
schläge geben. Alles soll frei her -
ausdürfen. Klar ist nur, dass der 
Kopf rund und der Körper ein 
Dreieck ist. Über allem schwebt 
die Frage: Was wollen die Frauen 
der Gesellschaft auf sehr direktem 
Weg mitteilen? 

Young und Di Como verstehen 
sich dabei aber nicht als Thera-
peutinnen, sondern als Mittle -
rinnen – sie ermöglichen, dass die 
Mitteilungen an die Öffentlichkeit 
kommen. Denn nach der Zeichen-
runde verbleiben die Skizzen bei 
den Migrantas. Zu deren Kollektiv 
in Berlin zählen auch noch eine 

Soziologin, eine 
Journalistin und 
eine Stadtplanerin. 

Sie sorgen dafür, 
dass aus den Zeich-
nungen Piktogram-
me entstehen und 
diese als Plakate im 
öffentlichen Raum 
sichtbar gezeigt wer-
den. Dies ist bei allen 

Projekten der Migrantas Bedin-
gung. 

In Wien allerdings machen sie 
eine Ausnahme. Dort wird ihre 
Arbeit im Künstlerhaus im Rah-
men der Ausstellung Zeit(lose) 
Zeichen – Gegenwartskunst in Re-
ferenz zu Otto Neurath vorgestellt. 
Der 1882 in Wien geborene Philo-
soph und Sozialökonom gilt als 
„Vater“ des Piktogramms, der Bild-
statistik und urbaner Leitsysteme. 
Sein Credo: Der Bürger soll in der 
Lage sein, uneingeschränkt Infor-
mationen über alle Gegenstände 
zu erhalten, die ihn inter essieren. 
Für Young ist es eine „große Ehre“, 
bei der Ausstellung dabei zu sein. 
Neurath bewundert sie seit lan-
gem: „Er war ein Visionär.“ 

 Vortrag Migrantas am 24. Jänner 
p www.migrantas.org 
         www.k-haus.at
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Simon Schwarz ist der Tod 
im neuen „Jedermann“ 

Salzburg – Simon Schwarz, Jahr-
gang 1971, spielt in der Neuinsze-
nierung des Jedermann von Julian 
Crouch und Brian Mertes bei den 
Salzburger Festspielen den Tod. 
Er ist u. a. aus Trautmann, den 
Wolf-Haas-Verfilmungen und zu-
letzt aus der Serie Braunschlag 
(„Hier St. Pölten“) bekannt. (trenk)  

  
Erwin Kisser  

1955–2013 
Wien – Der österreichische Autor, 
Dramatiker, Journalist und Regis-
seur Erwin Kisser ist 57-jährig in 
seiner Wiener Wohnung „mit un-
bekanntem Todesdatum verstor-
ben“. Dies gab Gerhard Ruiss, 
Sprecher der IG Autorinnen Auto-
ren, am Freitag bekannt. (trenk)

KURZ GEMELDET

Marula Di Como (links) und Florencia Young vom Kollektiv Migran-
tas mit einem ihrer „Kinder“. Darunter steht: „hier?“   Foto: Birgit Baumann

Die Poesie der frei verfügbaren Daten 
 

Projekte auf Basis der Open-Data-Idee könnten künftig politische Debatten sachlicher machen  
Wien – Die öffentliche Verwaltung 
produziert Unmengen an Daten. 
Daten, die man mit Computertools 
optisch aufbereiten kann, um die 
Gesellschaft besser zu verstehen. 
Daten, die man in Smartphone-
Apps verwerten kann und die 
einem sagen, wie die aktuellen 
Ozonwerte sind oder wo es in der 
Stadt Obstbäume gibt. 

Open Data, Open Government 
und Open Society sind die Schlag-
wörter der Bewegung, die sich da-
für einsetzt, dass das, was eine Ge-
sellschaft misst und erhebt, auch 
öffentlich zugänglich wird. Ent-
wickler, Medien und Interessierte 
sollen die nichtpersonenbezoge-
nen Daten von Budgetzahlen über 
Geoinformationen und Umwelt-

daten dann aufbereiten, analysie-
ren, weiterverarbeiten.  

In Österreich bemüht sich etwa 
der Verein Open3 um die dies -
bezügliche Vermittlung zwischen 
Institutionen und Zivilgesell-
schaft. Die Gründer Robert Harm 
und Carl-Markus Piswanger ver-
suchen mit Umfragen, prototypi-
schen Projekten und Aktionen wie 
dem Open Government Poetry 
Contest Bewusstsein zu schaffen. 

Gerade mit der spaßhaften An-
näherung über einen Gedichte-
wettbewerb, bei dem es im Sinne 
von Open Data etwa ein isländi-
sches Telefonbuch und alte Com-
puterlochkarten zu gewinnen gab, 
sei man den Leuten im Gedächt-
nis geblieben, sagt Piswanger im 
Standard-Gespräch. 2013 soll ein 
neuer Kreativwettbewerb augen-
zwinkernde Auseinandersetzun-
gen abseits der üblichen techni-
schen Argumente bringen. 

Frei verfügbare Daten würden 
künftig auch politische Relevanz 
erlangen. Aus Daten werden Infor-
mationen, daraus werde Wissen 
und daraus wiederum die Möglich-
keit besserer Partizipation, erklärt 
Harm die „Wertschöpfungskette“ 
der Open-Data-Idee. Politische 
Debatten sollen durch freie Daten 
versachlicht werden. „Wir ma-
chen etwas für die Gesellschaft.“ 

Die Zukunft wird mehr Struktur 
für den Datendschungel bringen: 
In sogenannten Mash-ups werden 
Daten aus verschiedenen Quellen 
in Beziehung gesetzt, um neue 
Einblicke zu gewinnen. Einen 
nächsten Schritt fasst der Begriff 
Linked Open Data zusammen. 
Den Webdaten soll damit eine se-
mantische Beschreibung mitgege-
ben werden, und sie sollen sich, 
über ihre „Bedeutungswolken“ 
mit anderen Daten automatisiert, 
verbinden. (pum)  p www.open3.at
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HANS RAUSCHER

Funktion der Kirche(n)
Die Caritas ist 
für ihre Un -
terstützung 
der hunger-
streikenden 
Besetzer der 
Votivkirche 
von ganz links 
und von ganz 

rechts angegriffen worden: 
von links aus Kreisen schat-
tenhafter Unterstützer, denen 
die Caritas wohl bei einer ge-
wünschten Eskalation im Weg 
steht; und von ganz rechts na-
türlich durch die FPÖ, die hier 
endlich wieder zu sich gefun-
den hat. Asylwerber, „Auslän-
der“, noch dazu aufmüpfig, da 
gibt’s nur eins: Zwangsernäh-
rung, Schubhaft, Abschiebung 
(Strache). Endlich wieder das 
beliebte Thema, nachdem die 
FPÖ in den letzten Monaten 
im Stronach-Schatten ver-
schwunden war. 

Es handle sich um eine Al-
lianz von Kirchenvertre-
tern und Anarchisten, 

und: „Wir würden uns wirk-
lich neue Hirten bzw. ein an-
deres Verhalten unserer Ober-
hirten in diesem Land wün-
schen ... Jeder, der meint, 
Asylbetrüger unterstützen zu 
müssen, ist ein Beitragstäter.“  
Von Kardinal Schönborn er-
hielt er im Gratisblatt Heute 
die entsprechende Antwort: 
„Sie sind einfach Menschen in 
Not. Sie sind unsere Mitmen-
schen.“ Menschen in echter 
Not und Gefahr dürften von 
der Kirche nicht im Stich ge-
lassen werden. Man versuche, 
den Flüchtlingen den Hunger-
streik auszureden und sie zu 
bewegen, die angebotenen 
Quartiere zu beziehen. 

Die Haltung der überwie-
gend pakistanischen Flücht-
linge ist teilweise problema-
tisch. Sie wurden von heimi-
schen Aktivisten offenbar zu 
unerfüllbaren (Streichung aus 
der EU-Datenbank) und 
schwer erfüllbaren (Zugang 
zum Arbeitsmarkt) Forderun-

gen ermutigt. Aber es ist eine 
grundsätzliche Aufgabe der 
Kirchen (auch die evangeli-
sche Kirche unterstützt), sich 
um die Schwachen, die Müh-
seligen und Beladenen zu 
kümmern. Das ist Teil des 
Christentums. 

Es ist kein Verbrechen, was 
die Besetzer da tun, hält 
Schönborn fest. Die Dauerbe-
treuung durch die kirchlichen 
humanitären Institutionen hat 
überdies mit Sicherheit 
schwerere gesundheitliche 
Schäden und wohl auch eine 
Eskalation verhindert. 

Die Caritas und die anderen 
erfüllen eine notwendige 
Funktion als Abfederung zwi-
schen potenziell radikalisier-
ten Asylwerbern und der Poli-
tik, die in Versuchung geraten 
könnte, zu harten Polizei-„Lö-
sungen“ zu greifen. Die Kirche 
ist ein Schutzraum für Men-
schen in einer mehr als 
schwierigen Situation. Diese 
Schutzfunktion verstößt kei-
neswegs gegen die österreichi-
schen Gesetze, wie Strache es 
behauptet. Sie ist im Gegenteil 
eine Hilfe für den Staat, der 
sich auf Menschenrechte und 
die Humanität verpflichtet hat. 

Im Interesse der Hunger-
streikenden in der eisig kal-
ten Kirche selbst wäre es 

gut, wenn es den Kirchen, 
 anderen Sympathisanten 
und/oder klugen Vertretern 
der Behörden gelänge, sie zur 
Aufgabe zu bewegen. Eine 
mehr als schwierige Übung, 
auch deshalb, weil sich die 
Besetzer offenbar Illusionen 
über ihre Chancen auf dem 
heimischen Arbeitsmarkt ma-
chen. Wie immer eine Lösung 
aussehen kann, es hat sich 
schon jetzt der Wert von erfah-
renen, geduldigen, realistisch 
denkenden, von Menschenlie-
be und der eigenen Glaubens-
überzeugung motivierten 
kirchlichen Institutionen er-
wiesen.  
hans.rauscher@derStandard.at

Wer politisch auch abseits von Wahlen  
mitbestimmen will, der soll dazu  

die Gelegenheit haben – aber nicht um jeden Preis. 
Ein Querschnitt von Leserstimmen  

zu Vor- und Nachteilen direkter Demokratie.

Vom Mitreden zur 
Meinungsbildung: 
Demokratie lernen

Gefahren erkennen 

Direkte Demokratie ist eine gute 
Idee; deren Vertreter sind aber oft 
so davon begeistert, dass sie ein 
paar Dinge vergessen: Minder -
heitenschutz ist sehr 
wichtig, ebenso wie 
der Schutz vor sich 
selbst. Siehe Kalifor-
nien: Dort ist man in 
den tiefroten Zahlen, 
weil die Bevölkerung 
für jegliche Ausga-
ben stimmt, dabei 
aber auch ständig 
Versuche, die Ein-
nahmen zu steigern, ablehnt. Die-
se beiden Schwachstellen muss 
man adressieren.  

 User „chezgarando“ 
 per Internet 

Mehr Transparenz 
Nur Transparenz und profunde 

Information plus Debattiermög-
lichkeiten schaffen die Grundlage 
für direkte Demokratie. Da sind 
wir in Österreich meilenweit ent-
fernt mit manipulierten Medien, 
die Informationsverschleierung  
be treiben. Ich wünsche mir dring-
lichst direkte Demokratie, weil ich 
der Überzeugung bin, dass der of-
fene Dialog vor der Meinungsbil-
dung zu Selbstbewusstsein und 
Selbstrechenschaft führt, was 
einen mündigen Bürger aus-
macht. Auch wenn die Medien ge-
rade von mir kritisiert wurden, 
denke ich, dass sie der beste Platz 
sind, um solche Diskussionsmög-
lichkeiten zu schaffen. 

 User „Sangsiesanderchef“ 
 per Internet 

Beteiligungsarten 
Die Diskussion um mehr Ein-

bindung der Bevölkerung in de-
mokratische Prozesse leidet an 
einer Vermengung grundsätzli-
cher Beteiligungsformen. Das 
Wichtigste ist, der in Österreich 
vorherrschenden repräsentativen 
Demokratie  sowohl die Spielarten 
der direkten Demokratie als auch 
die sogenannte partizipative De-
mokratie gegenüberzustellen und 
dabei die Unterschiede zu ver-
deutlichen.  

 Helmut Hofmann 
 per Internet 

Demokratie erlernen 
Demokratie muss, so wie das 

Sprechen, das Lesen, Schreiben 
und Rechnen, erst gelernt werden. 
Sie als Lebensstil zu entwickeln 
ist Voraussetzung für spätere dif-

ferenzierte Wahlentscheidungen 
und damit Hauptaufgabe politi-
scher Bildung. Die kommt dieser 
Zielsetzung aber nur zögerlich 
nach und ist relativ erfolglos. Um 
die Situation zu verbessern, 

braucht es gesamtge-
sellschaftliche An-
strengungen, die nur 
non-linear erfolgen 
können, wenn sie 
von Nachhaltigkeit 
sein sollen.  

Es braucht ent-
scheidende Verbes-
serungen und 
Schnittstellen beim 

kindlichen und vorpubertären 
Lernen sowie beim postpubertä-
ren Lernen beziehungsweise in 
der Erwachsenenbildung. 

 Michael Stanzer 
 Budapest

Vom Landleben zum Wesen der 
Europäischen Union 

 
Was Standard-Leser gerne häufiger lesen würden

Mehr Artikel über die Kompetenzen 
der EU, die Inhalte der Bundes -
verfassung, den ländlichen Raum: 
Unsere Leserschaft hat uns eine 
Flut von Anregungen zukommen 
lassen – eine Auswahl. 

Leben auf dem Land 
der Standard ist eine sehr städ-

tische Zeitung; ich fände es inter -
essant, wenn auf Augenhöhe dar -
über berichtet würde, wie das so-
ziale Leben auf dem Land und in 
den Kleinstädten funktioniert und 
welchen Stellenwert Kirche, Jagd, 
Frauenrunden, Stammtische, Jahr-
gangstreffen und Feuerwehr haben. 

Eine vierteljährliche Reportage 
wäre interessant und sicherlich 
heftig umstritten – jeder hat seinen 
eigenen Blick auf das Landleben. 

 User „anders and“ 
 per Internet 

Leserfragen in Interviews 
Es gibt bei derStandard.at im-

mer wieder Chatgäste, die Fragen 
können vorher von Usern einge-
sendet werden. 

Vielleicht könnte man generell 
bei bevorstehenden Interview -
terminen die Leser befragen, wel-
che Fragen sie gern beantwortet 
hätten.  User „morgause“ 

 per Internet 

EU-Abstimmungen abbilden 

Zwischen den Rubriken Inter-
national und Österreich fehlt mir 
die Rubrik EU. Wobei mein drin-
gendster Lesewunsch eine vor-
erst unkommentierte Berichter -
stattung über Abstimmungen im 
EU-Parlament darstellt.  

Welche Fraktion hat zu wel-
chem Thema wie abgestimmt? 
Ich möchte wissen, wie sich die 
österreichischen Parteien im EU-
Parlament verhalten, diese Fak-
ten sind nur sehr mühsam her -
auszufinden. 

 User „Genowo“ 
 per Internet 

Fortschrittliche Verfassung 
Es gab einmal den österreichi-

schen Verfassungskonvent. Was 
ist davon für eine zeitgemäße, 
fortschrittliche Bundesverfassung 
zu gebrauchen? Was wird derzeit 
in diesem Zusammenhang unter-
nommen? 

  User „Landstreicher“  
 per Internet 

Was wurde aus ... 
Ich würde gerne über wichtige 

Themen informiert werden, von 
denen man länger nichts mehr 
gehört hat: Aufräum- und Auf-
bauarbeiten in Japan, New York 
und Haiti; Ungarns Umweltka-
tastrophe mit dem Alu-Werk, BPs 
Ölloch. Vielleicht könnte man 
hier nachfragen. 

  User „temohpab“ 
 per Internet 

Öfter Pro und Kontra 
Zu vielen Themen gibt es nicht 

nur eine Sicht der Dinge, sondern 
mehrere Seiten. Ich wünsche mir 
Kommentare aus verschiedenen 
Blickwinkeln, denn der Laie hat 
eine engere Sicht als ein Repor- 
ter, der sich beruflich damit be-
schäftigt. 

Also bitte: öfter ein Pro-Kom-
mentar und ein Kontra-Kommen-
tar. User „Hortensia die Erste“ 

 per Internet
Als „sehr städtisch“ empfinden einige Leser den Standard. 
Und wünschen sich mehr Reportagen vom Land. Foto: Corn
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lem auch die Frauen, die laut Aris-
toteles diese Staatsform präferier-
ten, auch wenn sie nach wie vor 
von politischer Mitwirkung aus-
geschlossen waren. Auch dieses 
Manko wurde thematisiert, für 
uns fassbar in den „Ekklesiazu-
sen“, den „an der Volksversamm-
lung (ekklesía) teilnehmenden 
Frauen“, einer utopischen Farce 
des Komödiendichters Aristopha-
nes. In anderen Stücken von ihm 
scheinen Krisen der athenischen 
Demokratie durch, die sie im spä-
ten fünften Jahrhundert, als Athen 
in langwährendem und verlustrei-
chem Krieg mit Sparta stand, bis 
hin zu kurzfristigen Aufhebungen 
erleiden musste. 

Goldene Epoche  
Dennoch hatte diese Verfassung 

eine erstaunlich lange Dauer bis 
zur Besetzung Athens durch die 
Makedonen im Jahr 322, vielleicht 
mit einem kurzen Wiederaufleben 

noch im dritten Jahr-
hundert. Die Gründe 
für ihr Entstehen wie 
für ihren Erfolg – sie 
bescherte Athen ja 
die größte und bis in 
heutige Zeiten be-
wunderte Entfaltung 
politischer und geis-
tiger Macht – sind 
vielfältig. Oft wird 

der Sieg gegen die eindringenden 
Perser angeführt. Diesen hatte 
man zwar mit Sparta und anderen 
Verbündeten zu teilen, der See-
sieg von Salamis aber war sicher 
der athenischen Flotte und damit 
auch deren wendigen Matrosen 
und Ruderern aus den niederen 
Ständen geschuldet, die daraus 
hohes Selbstbewusstsein zogen. 
Eine bedeutende Rolle dürfte auch 
die bereits in der Tyrannis forcier-
te athenische Kulturpolitik ge-
spielt haben. Der für Athen bean-
spruchte „Nationaldichter“ Ho-

lung, der nun alle wichtigen Ent-
scheidungen und Kontrollbefug-
nisse zukamen, sowie durch eine 
Öffnung der politischen Funktio-
nen für alle Bürger, womit, drit-
tens, Repräsentation bzw. De-
legierung von Macht weitgehend 
vermieden werden konnte. Damit 
erreichte die athenische Demokra-
tie ihre wichtigsten Ziele, nämlich 
Gleichheit aller Bürger in der  
Teilhabe an politischer Macht  
und gleichzeitig größtmögliche 
Befreiung von jeglicher „Bemäch-
tigung“, in der „Politik“ des Aris-
toteles im Rückblick als „das 
Nicht-beherrscht-Werden“ (tò mè 

árchesthai) bezeichnet. 
Verstärkt wurden 
Gleichheit und Freiheit 
durch einige wichtige 
Begleitmaßnahmen, 
zum Beispiel den ra-
schen und regelmäßigen 
Wechsel von Amtsträ-
gern, das Zufallsprinzip 
der Auslosung oder 
durch Taggelder für die 
Teilnahme an der Volks-
versammlung, an der 
 damit auch Taglöhner 
oder Handwerker ohne 

Verdienstentgang mitwirken 
konnten. 

Revolutionäre Entwicklung  
Insbesondere wenn man be-

denkt, wie stark und wie werthal-
tig soziale Hierarchien in antike 
Diskurse eingeschrieben waren, 
ist das Ergebnis dieser Entwick-
lung zur Demokratie, auch wenn 
sie einen eher evolutionären Ver-
lauf hatte, als revolutionär zu be-
trachten. Gut ermessen lässt sich 
das etwa an den entsprechenden 
Bezeichnungen von Ober- bzw. 
Unterschichten, die immer auch 
positiv oder negativ werten: Die 
oben heißen z. B. chréstoi („Tüch-
tige“) oder áristoi („Beste“, Aristo-
kraten eben), die 
unten z. B. poneroí 
(„Notleidende“, 
„Üble“).  

Die gleichberech-
tigte Mitwirkung der-
art Geringgeschätzter 
am politischen Ge-
schehen hat natür-
lich von Anfang viel 
Kritik geerntet. Frü-
he Belege dafür finden sich in 
einer anonymen Schrift über die 
„Athenische Verfassung“ (Athe-
naíon politeía) aus aristokrati-
scher Sicht, zahlreiche dann in 
den Schriften Platons, der in sei-
nem „Staat“ ein elitäres Modell 
mit Philosophenkönigen empfahl. 
Er konstatiert dort auch das Einsi-
ckern demokratischer Denk- und 
Umgangsformen in die athenische 
Gesellschaft insgesamt. Davon 
scheinen alle schlechtergestellten 
Schichten bis hinunter zu den 
Sklaven profitiert zu haben, vor al-

ERRATA

Darf’s ein bisserl mehr sein? 
Schwindlig könnte einem wer-
den, bei den Summen, um die es 
momentan geht.  

Ernst Strassers 100.000er-Deal 
ist erst einmal abgehandelt. Zu sa-
gen ist nur noch, er war in  
Grieskirchen zu Hause und nicht 
in Grie-ß-kirchen. Mit dem „s“ ist 
man dort heikel. 

Alfons Mensdorff-Pouillys Fi-
nanzringelspiel hat auch vor Ge-
richt haltgemacht, er darf sich 
freuen, es ist nicht groß etwas he-
rausgekommen. Die ganz großen 
Fische sind ja andere, wir haben 
nie auf sie vergessen. Dem Groß-
Steuerhinterzieher Werner Rydl 
haben wir jüngst eine Steuer-
schuld von zwölf Milliarden Euro 
attestiert. Glaubhaft, dass er sagt, 
er könne das nicht bezahlen, habe 
er doch lediglich fünf Milliarden 
Euro irgendwo auf einem Atlantik-
Eiland versteckt. Verdächtig ist da 
nur die Großzügigkeit des Finanz-
amts, das sich mit einer Steuer-
nachzahlung von 11,6 Millionen 
Euro begnügen würde. Wahr-
scheinlich hat man dort zu Recht 
erkannt, dass von Millionen und 
nicht von Milliarden die Rede ist. 

Und dann erst das Gold, über 
das wir schrieben: „Die hartnäcki-
ge Kritik in Deutschland, die Deut-
sche Bundesbank könne im Kri-
senfall nicht schnell genug auf  
seine im Ausland gelagerten Gold-
bestände zugreifen, zeitigt Wir-
kung.“ Weil: „Die Notenbank kün-
digte im Rahmen seines Lagerstel-
lenkonzepts“ eine Rückholaktion 
an. Die Bank: Man ist auf jeden 
Fall sprachlich auf der sicheren 
Seite, wenn man dem weiblichen 
Element vertraut, manche über-
lassen ja überhaupt ihr die Geld-
geschäfte. 

Wir gehen davon aus, dass wir 
es mit den wirklich großen Dingen 
zu tun haben, wenn wir eine Sa-
che in den Blick nehmen. Ganz in 
diesem Sinn schrieben wir über 

„die Schlacht von Borodino bei 
Moskau, die 1812 Napoleons Nie-
derlage besiegelte“. Das hat eine 
interessante Debatte angestoßen: 
Man könnte diskutieren, ob es die 
Schlacht bei Leipzig oder bei Wa-
terloo war, die Napoleons Nieder-
lage besiegelte. Von Borodino lie-
ße sich lediglich sagen, dass dort 
die militärische Wende, sein Nie-
dergang eingeleitet wurde, wurde 
eingewendet. 

Ein Einwand zieht Kreise 
Es ließe sich aber auch sagen: 

Der Niedergang war besiegelt, weil 
Napoleon von Borodino ins verlas-
sene und brennende Moskau ge-
lenkt wurde. Woraus in der weite-
ren internen Diskussion ein salo-
monischer Schluss gezogen wur-
de: Borodino endete zwar mit 
einem „technischen Sieg“ Napo-
leons (so sein Biograf Johannes 
Willms), war zwar strategisch „be-
langlos“, aber „der Anfang vom 
Untergang“ im Russlandfeldzug. 
Wobei das Wort „technisch“ – wie 
auch die wiederkehrenden szeni-
schen Nachstellungen durch 
Schlachtfreunde in der Jetztzeit – 
darüber hinwegsehen, dass es die 
mörderischste Schlacht der napo-
leonischen Zeit war: Die Russen 
verloren binnen eines Tages 
52.000 Mann (jeden dritten), die 
Grande Armée 28.000 Mann. 

Die Diskussion zeigt vor allem 
eines, es wird auf Einwände ge-
hört, sie werden ernst genommen, 
auch an jenen Tagen, an denen wir 
nicht gerade eine Schwerpunkt-
ausgabe zu Demokratie und Mit-
bestimmung machen. Als würde 
man einen Stein in einen See wer-
fen: Die Wellen erreichen auch die 
entlegeneren Winkel der Redak-
tion, falls man das so über einen 
bis nach Paris reichenden E-Mail-
Verkehr sagen kann.  Otto Ranftl 

 Leserbeauftragter 
 leserbriefe@derStandard.at 
 otto.ranftl@derStandard.at

Am großen Rad gedreht 

Cartoon: Rudi Klein (www.kleinteile.at)

Athenische „demokratía“, das große Vorbild 

Karlheinz Töchterle  

Die im Athen des fünften 
Jahrhunderts v. Chr. erfun-
dene Demokratie hat bei an-

tiken Autoren insgesamt keinen 
guten Leumund. Das liegt in ers-
ter Linie wohl darin begründet, 
dass jene zumeist aus der Schicht 
der Aristokratie stammten, die im 
antiken Verfassungsdisput eine 
direkte Konkurrentin darstellte. 
Sehr schön wird dieser Disput in 
Ciceros De re publica abgebildet: 
In dessen erstem Buch erörtert 
Scipio (der Zerstörer Karthagos) 
seinen Gesprächspartnern die 
Vor- und Nachteile der 
Verfassungsformen Mo-
narchie (für ihn die beste 
Einzelverfassung), Aris-
tokratie und Demokratie 
(minime probandum, 
„am wenigsten akzepta-
bel“), um dann eine Lan-
ze für eine „gemischte 
Verfassung“ zu brechen, 
wie sie sich in Rom im 
Laufe der Geschichte he-
rausgebildet habe. Die 
Anregung hiefür fand Ci-
cero beim griechischen 
Historiker Polybios, der Roms 
Größe in dessen Stabilität und die-
se in einer solchen Mischverfas-
sung begründet sah. Andere Ver-
fassungsformen neigten nämlich 
grundsätzlich zur Degeneration 
(Monarchie zu Tyrannis usw.) 
und provozierten damit Umstür-
ze, wodurch ein Kreislauf von Ver-
fassungen und damit permanente 
Instabilität entstehe. 

Herrschaft des Volkes erreicht 
Dieser Schematismus findet 

einen gewissen Rückhalt in der 
Historie, auch in der der führen-
den hellenischen Staaten Athen 
und Sparta. Während sich hier 
schon früh, etwa um 700 v. Chr., 
das Königtum mit Adel und Volk 
so arrangierte, dass eine über lan-
ge Zeiten einigermaßen stabile 
Verfassung entstehen konnte, 
wurde dort eine sagenhafte Mo-
narchie durch eine fehdenreiche 
Aristokratie und diese im sechs-
ten Jahrhundert durch die Tyran-
nis des Peisistratos und seiner 
Söhne abgelöst, die gegen dessen 
Ende hin innerem Widerstand 
und spartanischer Bedrohung 
weichen mussten. Dies gab den 
Auftakt zu einer Entwicklung, in 
deren Verlauf die Macht sich im-
mer stärker zu allen männlichen 
und freien Bürgern der Polis hin 
verlagerte. Kurz vor Mitte des 
fünften Jahrhunderts war ein Zu-
stand erreicht, der wenig später 
als „demokratía“ („Herrschaft des 
Volkes“) bezeichnet wurde.  

Wesentlich gekennzeichnet 
war die neu entstandene Verfas-
sung durch einen enormen Macht-
zuwachs für die Volksversamm-

Mitbestimmung, Gleichberechtigung und individuelle 
Freiheit: Im Disput darüber werden wir immer wieder 

auf die klassische Demokratie Athens zurückgeführt. 
Sie wuchs langsam, und es dauerte Jahrhunderte,  

bis sie wieder zur damaligen Blüte fand. 

mer und vor allem die regelmäßi-
gen dramatischen Festspiele ha-
ben wesentlich zu einem neuen 
„Bürgersinn“ beigetragen. Ähnli-
ches gilt für den ökonomischen 
Aufschwung, der sich im Gefolge 
der gewonnenen Perserkriege ver-
stärkte und breitere Schichten er-
fasste. 

So entstand ein Gebilde, das, 
bei aller Skepsis gegen Idealisie-
rungen (vor allem mit seinen 
Bündnispartnern verfuhr Athen 

bisweilen brutal) und unter Ver-
nachlässigung des nicht Vernach-
lässigbaren (dass es nämlich nur 
freie Männer betraf), in der Reali-
sierung von Freiheit, Gleichbe-
rechtigung und Partizipation mit 
ganz wenigen Ausnahmen erst im 
20. Jahrhundert da und dort wie-
der erreicht wurde.   

KARLHEINZ TÖCHTERLE ist Altphilo -
loge und seit April 2011 österreichischer 
Wissenschaftsminister. 

Die Weisheit hat sich durchgesetzt, die Gleichheit der Menschen als Grundlage des politischen Lebens 
war aber auch in der Antike nicht unumstritten, etwa bei Plato.  Foto: Fotolia

Karlheinz 
Töchterle:  
„Nicht be-

herrscht wer-
den“. Foto: APA
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Qadris direkte Demokratie 
Gudrun Harrer  

Institutionelles Chaos in Pakistan ist keine Seltenheit. 
Aber diesmal hat es eine neue Dimension erreicht – die 
in einen Standard, der sich mit verschiedensten Formen 

direkter Demokratie beschäftigt, gut passt: Ein Parteifüh-
rer und Kleriker hat mit von ihm organisierten Massenpro-
testen der Regierung die Aufsicht über den Prozess abge-
trotzt, der Pakistan in Neuwahlen führt. Tahir ul-Qadri ist 
bei früheren Urnengängen immer im Bereich der Bedeu-
tungslosigkeit geblieben, oder er hat sie boykottiert. Nun 
fand er einen anderen Weg auf die politische Bühne. 

Der Quereinsteiger in die Macht hat jetzt plötzlich das 
Sagen darüber, wie eine Art Notkabinett und die Wahlkom-
mission auszusehen haben. Vor allem sauber sollen sie sein, 
sagt er. Optimisten mögen jetzt eine Erneuerungsbewegung 
orten, die gleich mit zwei Grundübeln der pakistanischen 
Gesellschaft, der Korruption und dem islamischen Extre-
mismus – denn Qadri ist sehr moderat –, aufräumen wird. 
Andere fürchten eher eine Störung des vorsichtigen We-
ges, den Pakistan stolpernd, aber doch in den vergangenen 
Jahren gegangen ist. Dazu gehört, das Militär von der Poli-
tik fernzuhalten. Viele halten Qadri für dessen Frontmann.  

Auch in Washington wird man diese Art des pakistani-
schen Frühlings eher skeptisch betrachten: Zur Beurtei-
lung der Lage in Afghanistan als „gut genug“ für einen Ab-
zug kann man kein Pakistan brauchen, mit dem sich die 
Zusammenarbeit noch weiter verschlechtert. 

Richter und Kröten 
Michael Völker  

Es war ein gerechter Spruch des Richters: Kurt 
Scheuch, ein Politikdarsteller in Kärnten und eben-
dort Chef der FPK, muss sich entschuldigen. Und 

zwar bei jenem anderen Richter, den er im Überschwang 
der Empörung über die Verurteilung seines Bruders Uwe 
als „Kröte“ bezeichnet hatte. Diese Verpflichtung tat 
Scheuch offenbar mehr weh als eine mögliche Verurtei-
lung. Denn „Kröte“, so räumte er ein, sei noch das Gerings-
te gewesen, was ihm zu diesem Richter eingefallen war. 
Und schließlich handelte es sich um eine Entrüstungs -
beleidigung, die müsste an sich folgenlos sein. 

Nicht immer weisen Gerichtsverfahren im politischen 
Umfeld einen derart hohen Skurrilitätsfaktor auf. Richter 
müssen sich aber auf den mitunter ungewöhnlichen Um-
gang mit Politikern (und vor allem Expolitikern) einstellen. 
Sie tun dies mit zunehmendem Selbstbewusstsein. Vier 
Jahre Haft für Ernst Strasser – das war auch mutig. Frei-
spruch für Alfons Mensdorff-Pouilly – der Richter selbst 
bedauerte dies explizit und außerordentlich. 

Vermutlich werden sich in absehbarer Zeit noch weite-
re (Ex-)Politiker vor Gericht verantworten müssen. Die 
Richter werden der mitunter vorherrschenden „Hängt sie 
höher“-Stimmung, die in der Bevölkerung und auch in 
manchen Medien vorherrscht, sicher nicht nachgeben. 
Aber sie werden fair und hart urteilen. Pech für Grasser-
rumpoldmeischbergerplechgorbachgastingerdobernig ... 

Es stinkt – mehr als genug 
Sigi Lützow  

Irgendwann kommt für jeden der Moment der Wahrheit, 
und dann heißt es lügen, lügen, lügen.“ Lance 
Armstrong dürfte keine Ahnung haben, wer Willy Mil-

lowitsch war. Aber die Strategie, mit der der einstige Super-
mann des Radsports Dopingvorwürfen von jeher begegnet, 
lässt sich hübsch mit diesem Zitat des Kölner Volksschau-
spielers umreißen. Daran hat das für beide Seiten gewiss 
einträgliche Geständnis bei Oprah Winfrey nichts geän-
dert. Denn es zählt ja nicht so sehr, was Armstrong zuge-
geben hat – längst Bekanntes, ja ihm zum Teil Nachgewie-
senes –, sondern was der Texaner, dem Reue nicht steht, 
bestritten hat. Nie, gab Armstrong also zum Besten, habe 
er Funktionäre des Weltverbandes mit Spenden auf seine 
Seite gezogen, nie habe er Kollegen unter Druck gesetzt, es 
ihm bezüglich illegaler Stärkung gleichzutun. Und in den 
Jahren des Comebacks, also auch während der Frankreich-
Rundfahrten 2009 und 2010, sei er nicht gedopt gewesen.  

Im Gegensatz zu den eingestandenen Praktiken bis zum 
Jahr 2005 handelt es sich dabei um strafrechtlich Relevan-
tes: Korruption, Nötigung, Verstöße gegen erst später erlas-
sene Gesetze, die in manchen Staaten auch jene mit Ge-
fängnis bedrohen, die gedopt haben, ohne mit Präparaten 
Handel zu treiben. Tröstlich ist, dass jene, die Armstrong 
zum Teilgeständnis zwangen – etwa die Ermittler der US-
Anti-Doping-Behörde – auf seiner Fährte bleiben werden. 
Denn diese Sache stinkt – mehr als genug. 

ARMSTRONGS GESTÄNDNIS 

JUSTIZ UND POLITIK 

PAKISTAN GEHT IN WAHLEN 

Mokhtar Belmokh -
tar ist eine – 
wenngleich in 

grausiger Art – pittores-
ke Figur: Das ist nütz-
lich, um die graue ano-
nyme Masse des interna-
tionalen Jihadismus bes-
ser greifbar zu machen. 
Allein die Beinamen des 
algerischen Terroristen-
führers zeichnen ein 
plastisches Bild: der 
Prinz, der Einäugige,  
der Unergreifbare und 
schließlich Mr. Marlbo-
ro, nach seinem Zigaret-
tenschmuggelmonopol 
in der Sahelzone.  

Seine kriminellen Ak-
tivitäten, zu denen auch 
Entführungen mit Löse-
gelderpressungen gehö-
ren, dienen aus seiner 
Sicht einem höheren 
Wohl, der Finanzierung 
seines Kampfes für die 
Verbreitung seiner Ideologie, die er 
selbst schlicht als „Monotheismus“ be-
schreiben würde: des sunnitischen Is-
lams salafistischer Prägung. Dennoch 
sollen seine Geldbeschaffungsmetho-
den im Vorjahr zu seinem Bruch mit 
Aqim, Al-Kaida im Maghreb, geführt 
haben. Eine operative Zusammen-
arbeit dürfte es trotzdem geben.  

Auch den Vorgängerorganisationen 
der Aqim, die ihre Wurzeln im algeri-
schen Bürgerkrieg der 1990er hatten, 
gehörte der jetzt 40-Jährige an. Seine 
aktuelle Gruppierung läuft unter dem 
Namen „Die mit Blut unterzeichnen“, 
war aber bisher als „al-Mulathamin“, 
die Verhüllten, bekannt.  

Belmokhtar wurde 
1972 in der mittelalgeri-
schen Stadt Ghardaia ge-
boren. In die Szene ein-
gestiegen soll er 1989 
sein, als der von ihm be-
wunderte „Vater des Ji-
had“ Abdullah Azzam, 
Mentor Osama Bin La-
dens, in Pakistan getötet 
wurde. Darauf ging er 
nach Afghanistan, von 
wo aus er 1993 – gut aus-
gebildet – in den algeri-
schen Bürgerkrieg zu-
rückkehrte. Nach Bin La-
den benannte Belmokh -
tar später einen Sohn.  

Ein kanadischer Di -
plomat, der 2008 von 
Belmokhtar entführt 
wurde, beschreibt die-
sen in der New York 
Times als „ziemlich 
schlank, sehr ernst und 
souverän wirkend“. Die 
„ruhige Autorität“ be-

scheinigt ihm auch ein malischer Jour-
nalist. Seine Leute hätten großen Res-
pekt, wenn nicht Angst vor ihm.  

In Nordmali sah Belmokhtar seine 
Vision eines Scharia-Staates Realität 
werden – bis Frankreich eingriff. Alge-
rien wird dafür bestraft, den Franzo-
sen Überflugsrechte zu gewähren. Im 
Statement zur Geiselnahme in der 
Gasförderanlage In Amenas kommt 
aber auch Syrien vor: Präsident Abde-
laziz Bouteflika hält ja Algerien aus 
der sunnitischen Front der Unterstüt-
zer des Kriegs gegen Assad strikt he-
raus. In Algerien kennt man die Jiha-
disten, die da auch zugange sind, aus 
leidvoller Erfahrung.  Gudrun Harrer

KOPF DES TAGES

Mr. Marlboro 
unterzeichnet  

mit Blut

Mokhtar Belmokhtar, 
Terrorführer in der  
Sahelzone. Foto: Reuters

Die vertane Chance  
 

Die Wehrpflicht-Befragung hätte zu einer spannenden Polit-Debatte führen können 
und in Salzburg zum vielzitierten 
„Systemversagen“ geführt hat. 

Diese Entwicklungen gefährden die 
Demokratie, warnt Crouch: „Die De-
mokratie kann nur dann gedeihen, 
wenn die Masse der normalen Bürger 
wirklich die Gelegenheit hat, sich 
durch Diskussionen und im Rahmen 
unabhängiger Organisationen aktiv an 
der Gestaltung des öffentlichen Le-
bens zu beteiligen.“ Der Philosoph Jür-
gen Habermas spricht von einer „Fas-
sadendemokratie“ in Europa: Bürger 
müssen als Steuerzahler Geld für die 
Eurorettung zur Verfügung stellen 
und werden nicht einmal gefragt. 

Die direkte Demokratie ist kein All-
heilmittel und sogar gefährlich, wenn 
etwa Migrantenfragen zur Abstim-
mung kommen. Wohldosiert einge-
setzt, kann sie aber als Mittel gegen 
Politikverdrossenheit wirken und 
Spannung in den politischen Alltag 
bringen. Das ist in den vergangenen 
Wochen nicht gelungen.  

Aber die Zeiten, in denen sich Poli-
tiker wie einst der bayerische Minis-
terpräsident Franz Josef Strauß über 
das Volk als „vox populi, vox Rind-
vieh“ lustig machen können, sind vor-
bei. Wähler lassen sich nicht mehr wie 
Stimmvieh behandeln. 

Die Volksbefragung zur Wehr-
pflicht ist eine vertane Chance. 
Es hätte die Möglichkeit bestan-

den, eine spannende öffentliche Dis-
kussion über die Sicherheitspolitik 
Österreichs und daraus resultierende 
Notwendigkeiten zu führen. Es hätte 
fundierter Informationen bedurft, die 
die Bürgerinnen und Bürger in die 
Lage versetzen, vor der Stimmabgabe 
Pro und Kontra abzuwägen. Daraus 
hätte sich eine profunde Debatte über 
die Chancen und Risiken der direkten 
Demokratie entwickeln können.  

Die Realität war eine andere: ein 
Hickhack der Parteien, die Debatte fo-
kussierte sich auf Nebenschauplätze 
wie Zivildienst und Katastrophenein-
sätze. Am Sonntag geht es darum: 
Liegt die SPÖ vorn oder die ÖVP?  

Dabei haben die Quoten bei den 
 TV-Diskussionen und die Reaktionen 
auch auf Standard-Artikel zum The-
ma Wehrpflicht gezeigt: Das Interesse 
war groß, von der vielzitierten Politik-
müdigkeit keine Spur. Aber die Men-
schen sind nicht abgeholt worden, 
weshalb viele, die eigentlich für mehr 
direkte Mitbestimmung sind, am 
Sonntag zu Hause bleiben werden: 
weil sie mit der Fragestellung nicht 
einverstanden sind, weil sie sich nicht 
als Streitschlichter missbrauchen las-
sen oder weil sie sich nicht für kom-
petent genug halten, Entscheidungen 
zu treffen, die im Rahmen der reprä-
sentativen Demokratie idealerweise 
im Parlament, meistens jedoch in der 
Regierung getroffen werden.  

Das ist auch deshalb schade, weil 
diese Volksbefragung zu einer 
Aufbruchstimmung hätte füh-

ren können, weg von der „Müdigkeits-
gesellschaft“, wie sie der jetzt in Ber-
lin lehrende Philosoph Byung-Chul 
Han konstatiert. In Österreich ist glei-
chermaßen zu beobachten, was der 
britische Politikwissenschafter Colin 
Crouch als „Postdemokratie“ bezeich-
net: dass die demokratischen Institu-
tionen existieren, aber die Mehrheit 
der Bürger „eine passive, schweigen-
de, ja sogar apathische Rolle“ spielt: 
„Im Schatten von politischer Inszenie-
rung wird die reale Politik hinter ver-
schlossenen Türen gemacht.“ 

Crouch weist in dem bei Suhrkamp 
erschienenen Essay auf die Gefahren 
hin, die sich daraus ergeben: große 
Spielräume für Lobbyisten und eine 
Form der Politik, die es sich richtet – 
wie sie derzeit in Österreich auch in 
den Gerichtssälen vorgeführt wird 

Alexandra Föderl-Schmid
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INHALT

Früher Revoluzzer, heute Stratege
Was in den 70er-Jahren emanzipatorisch als 

Mitbestimmung in Unternehmen gefordert wurde, 
kommt heute aus strategischer Notwendigkeit,  

aus betriebswirtschaftlicher Logik in die Wirtschaft, 
 sagt Barbara Heitger zu Karin Bauer.

Standard: Was ist aus den Bewe-
gungen der 70er-Jahre zur Partizi-
pation in Firmen geworden?  
Heitger: Diese Bewegung in den 
70ern war einerseits getragen von 
Sozialwissenschaftern aus den 
USA. Sie fanden heraus, dass 
Gruppenarbeit und Beteiligung 
von Mitarbeitern die Motivation 
erhöht und zu besseren Leistun-
gen führt, dass Gruppen in be-
stimmten Situationen auch besse-
re Ergebnisse erzielen und dass 
Produktivität mit besseren 
Arbeitsbedingungen zunimmt. 
Wichtig ist dabei, sich vorzustel-
len, dass diese Forschungsergeb-
nisse im Kontext von hoher 
Arbeitsteilung, Massenproduk-
tion und stark ausgeprägter Hie-
rarchie entwickelt wurden. Ande-
rerseits schwappten die politi-
schen Forderungen der 68er nach 
Partizipation, Selbstbestimmung, 
Emanzipation und gegen autoritä-
re Struktur in Organisationen und 
Wirtschaft herein. Das waren ers-
te Schritte in Richtung dialog-
orientierte Kommunikation und 
Zusammenarbeit. 

Standard: In einem 
Umfeld des Wirtschafts-
wachstums ... 
Heitger: Ja, das spiegel-
te sich auch in der Or-
ganisationsentwi-
cklung wider, die bean-
spruchte, dass Bedürf-
nisse von Menschen 
und Ziele von Unter-
nehmen gut miteinan-
der kombiniert werden 
können. Stellenweise 
schlug das Pendel auch 
zu stark aus, wenn 
durch endlose Kon-
sensprozesse schwieri-
ge krisenhafte Ent-

scheidungen torpediert, sabotiert, 
verunmöglicht wurden. Aber die-
se Phase ist ein wichtiges Funda-
ment. Ein politisches Ergebnis ist 
das Arbeitsverfassungsgesetz, das 
ja unter anderem gesetzliche „Mit-
bestimmung“ regelt. 

Standard: Eine Art Firmendemo-
kratie? 
Heitger: Insofern 
passt der Begriff De-
mokratie oder De -
mokratisierung in 
Unternehmen nicht, 
weil er aus dem Poli-
tischen kommt und – 
Stichwort Mehr-
heitswahl – eine an-
dere Systemlogik hat. 

Standard: Mitbestimmung hat es 
in Krisenzeiten aber schwer ... 
Heitger: Die Ziele aus den 70ern 
waren wohl utopisch angesetzt 
und halten nicht. Vor allem dann 
nicht, wenn es um Rationalisie-
rungen geht. Zugleich ist aber zu 
beobachten, dass die früher gesell-

schaftspolitisch for-
mulierten Ansprüche 
nach gemeinsamer Ge-
staltung und Mitwir-
kung an relevanten 
Unternehmensfragen 
heute oft unmittelbar 
aus der Logik der Wirt-
schaft und der Unter-
nehmen heraus ange-
packt werden. Und 
zwar dort, wo das Ent-
stehen gemeinsamer 
Zielbilder und eines 
gemeinsamen Willens 
strategische Notwen-
digkeit wird. 

Standard: Was kann 
da als Beispiel dienen? 

Heitger: Überall dort, wo bereichs-
übergreifend gearbeitet wird, 
braucht es ein Zusammenspiel 
von hierarchischer und lateraler 
Steuerung. In strategischen Ko-
operationen von Unternehmen 
(die ja zunehmend Mergers & Ac-
quisitions ablösen) geht es nicht 
mehr in erster Linie darum, 
durchzusetzen, sondern darum, 
Aushandlungsprozesse über Zie-
le, Schwerpunkte, Spielregeln zu 
etablieren. Wir beobachten in vie-
len Branchen einen Trend zum 
Lösungsgeschäft, bei dem es da-
rum geht, verschiedene Ressour-
cen im Unternehmen mit Vertre-
tern des Kunden in zielorientier-

ten Ko-Kreationspro-
zessen zu organisie-
ren – Bauprojekte, 
IT-Lösungen, Bera-
tungsprojekte. Es ge-
lingen Verände-
rungsvorhaben in 
Unternehmen auch 
nur dann, wenn die 
Perspektiven der 
wichtigsten An-

spruchsgruppen einbezogen und 
Lösungs- sowie Umsetzungskon-
zepte erarbeitet werden und aus 
solchen Kooperationsprozessen 
quasi wie nebenbei gemeinsame 
Ausrichtung und Commitment 
kontinuierlich verankert werden. 

Standard: Das ändert Rolle und 
Aufgabe von Führung ... 
Heitger: Sie trifft nicht mehr wie 
im klassischen Modell durch 
Übersicht und das Aggregieren 
von Fachkompetenz gute Ent-
scheidungen, sondern hat immer 
wieder das gemeinsame Zielbild 
zu bearbeiten und Plattformen für 
Aushandlungsprozesse dort zu 
schaffen, wo Einzelwissen und 
Einzelantworten nicht die ad-
äquate Antwort sind. 

Standard: Wo zeigt sich eine solche 
neue Führung? 
Heitger: Etwa im Nützen von Web-
2.0-Formaten für Open Innova-
tion, für virtuelle Zusammen-
arbeit, wo auch Experten außer-

halb des Unternehmens mitwir-
ken, oder in Großgruppenveran-
staltungen, wo wesentliche Stoß-
richtungen der Strategie vorge-
stellt werden und Experten und 
Führungskräfte in Arbeitsgrup-
pen Umsetzungsinitiativen er-
arbeiten. 

Standard: „Loslassen“ des Spit-
zenmanagements? 
Heitger: Die große Herausforde-
rung aktuell besteht darin, zu be-
urteilen, wie zu einem relevanten 
Thema die bestmögliche Ent-
scheidung gefunden werden 
kann. Die Lösung ist nicht ein 
„laissez faire“ und damit alles dem 
Strom der Selbstorganisation zu 
überlassen. 

Standard: Da passt auch der stän-
dige Imperativ vom „unternehme-
rischen Mitarbeiter“? 
Heitger: Das sehe ich kritisch. 
Wenn es in den 70ern um mehr 
Selbstbestimmung und weniger 

„

Gemeinsame 
Gestaltung 

kommt heute 
oft unmittelbar 
aus der Logik 
der Wirtschaft.

“

Hierarchie gegangen ist, geht es 
heute darum, dass Mitarbeiter 
unternehmerische Kompetenzen 
entwickeln sollen. Das ist eine Art 
Zwang zum unternehmerischen 
Selbst, das sich permanent in 
einem Markt bewegen muss, in 
dem es Subjekt und Objekt zu-
gleich ist. Auch mit allen negati-
ven Konsequenzen. 

BARBARA HEITGER ist Organisations-
beraterin, hat nach 17 Jahren in der Be -
ratergruppe Neuwaldegg ihr eigenes 
Unternehmen Heitger Consulting 
(35 Mitarbeiter) aufgebaut.
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Meilensteine
statt Standards.

www.milestone.ag

Karriere = Projekte + Erfolg

Für unseren Klienten suchen wir eine/n erfahrene/n und vielseitige/n

Brasilien, China, Deutschland, Finnland, Frankreich, Großbritannien, Japan, Kroatien, Niederlande, Österreich, Polen, Rumänien, Russland, Schweden, Schweiz, Singapur, Thailand, Tschechien, Ungarn, USA

Chief Financial Officer w/m
Die FH Campus Wien ist mit mehr als 4.000 Studierenden und mehr als 50
Studiengängen und Lehrgängen in 6 Departments die größte akkreditierte
Fachhochschule in Österreich.

Um auch in Zukunft nicht nur zu den besten Ausbildungsstätten des Landes
zu gehören, sondern darüber hinaus auch durch weiterhin erfolgreiches
Wachstum zu einem der führenden europäischen Player zu werden, besetzt
die FH Campus Wien die Position der/des CFO w/m neu.

In enger Zusammenarbeit mit dem CEO leiten Sie die FH Campus Wien und
stellen so als Mitglied der Hochschulleitung die weitere erfolgreiche Ent-
wicklung sicher. Sie verantworten schwerpunktmäßig den Kaufmännischen
Bereich und das Thema Finanzen und übernehmen zusätzlich die wirt-
schaftliche Führung einiger weiterer zu Ihrem Profil passender Bereiche und
Tochtergesellschaften.

Wenn Sie langjährige erfolgreiche Erfahrung in der Gesamtverantwortung für
den Finanzbereich mitbringen und es nicht nur verstehen, eine saubere
Verwaltung sicherzustellen, sondern auch das Geschäft aktiv mit Zahlen
zu steuern und zu gestalten sowie durch Ihre sozial kompetente und
kommunikative hands-on Führungspersönlichkeit überzeugen, freuen wir
uns darauf, Sie kennenzulernen!

Ihre Aufgabe
» Kaufmännische Führung und strategische Weiterentwicklung der FH Campus Wien in

enger Zusammenarbeit mit dem CEO
» Entlastung und Stellvertretung des CEO
» Verantwortung für die Bereiche Finanzen, Buchhaltung, Kostenrechnung und Controlling
» Optimierung aller kaufmännischen Prozesse und Strukturen
» Führung, Coaching und Entwicklung der MitarbeiterInnen im verantworteten Bereich
» Je nach Profil wirtschaftliche Führung weiterer Bereiche und Tochterunternehmen

der FH Campus Wien

Ihr Profil
» Abgeschlossenes betriebswirtschaftliches Studium mit Schwerpunkt Finanzen/Controlling
» Ergänzend gerne weitere einschlägige Ausbildungen
» Mehrjährige einschlägige erfolgreiche Berufserfahrung in einer vergleichbaren Position

mit Gesamtverantwortung im Finanzbereich, idealerweise im Dienstleistungssektor, nicht
notwendigerweise im Ausbildungsbereich

» Erfahrung im Aufbau neuer Prozesse und Strukturen
» Ambitionierte hands-on UnternehmerInnen-Persönlichkeit mit hoher Lösungs-

orientierung
» Reflektierte, loyale, gestandene Führungspersönlichkeit mit ausgeprägter

Kommunikationsstärke
» Mehrjährige Führungserfahrung eines kleinen Teams
» Exzellente Sozialkompetenz, politisches Geschick, Selbstverständnis als DienstleisterIn
» Idealerweise bereits Erfahrung im Umfeld komplexer, öffentlichkeitsnaher Strukturen,

Spaß am akademischen Umfeld

Wenn Sie sich angesprochen fühlen, freuen wir uns über Ihre
Kontaktaufnahme bis spätestens 1. Februar 2013 mit voll-
ständigen Unterlagen inklusive Foto sowie Angabe Ihrer
Gehaltsvorstellung. Registrieren Sie sich bitte vorzugsweise über
unser Jobportal unter www.kienbaum.at oder kontaktieren
Sie unsere Beraterin Dr. Marion Weber per E-Mail unter der
Kenn-Nr. 352.669 über ihre Projektassistentin bianca.galleider@
kienbaum.com.

Die FH Campus Wien hat die „Charta der Vielfalt“ unterzeichnet
und verpflichtet sich zur Gleichstellung und Gleichbehandlung
aller Menschen.

Absolute Diskretion sichern wir Ihnen selbstverständlich zu.

Kienbaum Beratungen Ges.m.b.H.
Tuchlauben 8, A-1010 Wien
Tel.: 01/ 533 51 88 - 14
www.kienbaum.at
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Michael Schaumann (41), seit sechs Jahren Managing Partner 
im Wiener Stanton Chase International-Büro, wurde zum 
Global Practice Leader Financial Services ernannt. Er 
 verantwortet nun in über 70 Ländern das weltweite 
 Headhunting-Geschäft im Banking-&-Finance-Sektor. 

Mit Februar übernimmt Michael Delion (Bild) die Leitung 
der Austrian Airlines Technik. Der gelernte Flugzeugmecha-
niker und Diplomingenieur der Luft- und Raumfahrttech-
nik folgt Burkard Wigger, der das Unternehmen mit Ende 
Jänner verlassen wird.  

Monika Anzeletti hat die Position des Sales Director für 
Consumer Produkte bei Sony Österreich übernommen. Seit 
2008 betreute die 51-Jährige die Vertriebssparte Großkun-
den für Consumer Electronics, zuletzt in der Funktion als 
Senior Channel Manager und Deputy Sales Director.  

Hannes Pichler (Bild) übernimmt von Christian Krammer die 
Leitung des Wiener Büros der BCG. Krammer wird HR-Chef 
Deutschland, Österreich, Osteuropa. Neben seiner neuen 
Funktion als Österreich-Chef betreut Pichler europaweit 
Kunden aus der Konsum- und der Industriegüterbranche.  

Anna Maria Nusko (33) hat im Bereich Privat- und Firmen-
kunden des BFI Wien die Leitung der Abteilung Gesundheit 
& Technik übernommen. Zuvor war Nusko Programm- 
Managerin für MBA-Programme an der WU Executive 
 Academy.  

Der Aufsichtsrat der Alcatel-Lucent Austria AG hat Thomas 
Arnoldner (35) zum neuen Vorstandsvorsitzenden bestellt. 
Thomas Arnoldner ist seit 2003 bei Alcatel-Lucent Austria, 
vormals Alcatel Austria, beschäftigt und war zuletzt als 
Account Director tätig.  

Seit Jänner ist Andreas Bene (Bild) neuer Marktvorstand  
der Raiffeisen Factor Bank (RFB). Bene bildet nun mit dem 
Vorstandsvorsitzenden Gerhard Prenner den neuen Doppel-
vorstand. Davor leitete er den Credit-Risk-Control-Bereich 
der Raiffeisen Bank International (RBI).  

Seit Jänner verstärkt Gabriele Pichler-Hammerschmidt (37) 
als Key-Account-Managerin Retail das Team von McCain 
Österreich. In dieser Funktion verantwortet sie die öster -
reichischen LEH-Kunden. Zuvor war sie u. a. bei Cernys 
Fisch & Feinkost, Pago und Frisch & Frost tätig.

EINSTIEGUMSTIEGAUFSTIEG Erste „goldene Regel“ bei Mitarbeiterbefragungen: 
extern beauftragen. Zweite „goldene Regel“: Die 

Ergebnisse der Befragung müssen intern zur Diskussion 
gestellt werden und in entsprechende Veränderungen 

münden, sonst ist das Tool für lange Zeit verloren.

ten Ergebnisse „gehören auf jeden 
Fall intern veröffentlicht und zur 
Diskussion gestellt. Egal, wie gut 
oder schlecht das Feedback der 
Mitarbeiter ausgefallen ist. Wenn 
man die Mitarbeiterbefragung als 
Feedbacktool ernst nimmt, muss 
man das tun.“ 

Und in diesem Sinne ist die Mit-
arbeiterbefragung Teil der Unter-
nehmensdemokratie, ist Laminger 
überzeugt, „weil es darum geht, 
dass die Führenden die wahren 
Regelungsbedarfe der Geführten 

kennen und sich ih-
nen auch widmen 
sollten“.  

Bereits Erhobenes 
könne fortan in kom-
mende Befragungen 
einbezogen werden, 
um Veränderungen, 
Sinnvolles und we-
niger Sinnvolles 
nachvollziehen zu 

können. Wichtig sei zudem auch 
die Benchmark, die den Organisa-
tionen zur Verfügung gestellt wer-
den, so Laminger weiter. So kön-
nen die eigenen Zahlen mit denen 
des Umfeldes verglichen und 
auch entsprechende Maßnahmen 
gesetzt werden. Jene Unterneh-
men, die mit ihren Feedbacks ge-
arbeitet haben, konnten überwie-
gend positive Veränderungen fest-
stellen – nicht nur sei die Bekannt-
heit als Arbeitgebermarke gestie-
gen, was nicht zuletzt auch mit der 
Mitarbeiterzufriedenheit zusam-
menhänge, auch die abteilungs-
übergreifende Kommunikation, 
die Mitarbeiterbindung und -loya-
lität konnte vielerorts mit diesem 
Tool verbessert werden – so denn 
ernsthaft und sorgfältig damit ge-
arbeitet worden ist. (haa) 
p www.greatplacetowork.at

Inhaltlich haben sich die Hinter-
gründe für eine Mitarbeiterbefra-
gung in den vergangenen zehn 
Jahren verändert: Wurde früher 
mehr nach dem Status der Zufrie-
denheit gefragt, dient die Mit-
arbeiterbefragung heute als unter-
stützendes Instrument etwa vor 
der Umsetzung neuer Strategien, 
dem Wunsch nach Verbesserung 
der Kommunikation oder inter-
nem wie externem Benchmarking. 
Leadership, Innovation, Weiter-
bildung und -entwicklung, Loya-
lität, Vertrauen, Engagement so-
wie Stress und Arbeitsbedingun-
gen im Allgemeinen sind heute 
treibende Themen. 

Gleich geblieben ist aber etwas, 
das als erste „goldene Regel“ der 
Mitarbeiterbefragung bezeichnet 
werden könnte: Wenn sie gut wer-
den soll, dann führe sie nicht 
selbst durch. Das sensible Instru-
ment bedarf einer professionellen 

Konzeption, Durchführung und 
Auswertung der Ergebnisse.  

Nur ein kleiner Fehler kann zu 
erheblichen Vertrauensverlusten 
aufseiten der befragten Mitarbei-
ter führen und das Instrument für 
lange Zeit in einer 
Organisation un-
brauchbar machen. 
„Der Umgang mit den 
Daten ist ein extrem 
sensibles Thema“, 
sagt auch Erich La-
minger, Managing 
Partner Great Place to 
Work Österreich. Die 
Anonymität der ein-
geholten Daten und Antworten 
muss ganz klar nachvollziehbar 
sein, sagt er. Zwischen den auf-
traggebenden Unternehmen und 
seiner Organisation gebe es daher 
klare vertragliche Vereinbarun-
gen von der Vorbereitung über 
den Prozess bis hin zu den Follow-
ups, so Laminger weiter. 

Vertrauen halten 
Gearbeitet werde mit dem soge-

nannten „Trust Index Modell“, 
das auf den Grundwerten Glaub-
würdigkeit, Respekt, Fairness, 
Stolz und Teamgeist gründet – 
„über die Mitarbeiterbefragung er-
heben wir, wie diese Grundwerte 
im Unternehmen gelebt werden 
oder wie weit weg das jeweilige 
Unternehmen von dieser Realität  
ist“, so Laminger weiter. Und die-
se Diskrepanzen, also die konkre-

Erich Laminger, Managing Part-
ner Great Place to Work Öster-
reich. Foto: Fischer
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Mitarbeiterbefragung:  
Nur gut von extern

Revirement im Anzeigenverkauf
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Wimmer  
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Michael Kaiser verlässt den Standard und übernimmt die 
Geschäftsführung einer Medienagentur in Zürich. Seinen 
Ver antwortungsbereich als Verkaufsleiter Karriere führt nun 
Rainer Wimmer, der damit in Personalunion den Stellenmarkt 
von derStandard.at/Karriere und die Leitung des Printteams 
innehat. Neu als Account-Managerin Bildung ist Christina 
Haßlinger, deren Bereich nun in die Teamleitung Tageszeitung 
zu Pe tra Kletecka ressortiert. Fotos: Fischer, Stöcher, Pröll, privat

ISG Personalmanagement GmbH,
A-3100 St. Pölten,Wiener Straße 12, Frau Gabriele Wachter,
Tel.: 02742 213 58 DW 11, E-Mail: gabriele.wachter@isg.com

Leiter/in Reinigungsservices
In dieser herausfordernden Funktion mit Wachstumsmöglichkeiten berichten Sie direkt an die Geschäftsführung.

Ihre Aufgaben:
• Führung und Steuerung der Regionalleiter sowie der Teams in den Niederlassungen
• Budgetverantwortung, Planung und Einhaltung der Kostenstruktur sowie Optimierung der Abläufe
• Sicherstellung der Kundenzufriedenheit über Dienstleistungsqualität; Pflege der Kundenbeziehungen
• Erfüllung der Vertragsvorgaben und Koordination von Dienstleistungsstarts bei Neuakquisitionen
• Enge Zusammenarbeit mit Geschäftsführung, Vertrieb, Finanzen und Personal

Ihr Profil:
• Technische Ausbildung (abgeschlossenes Studium von Vorteil) sowie betriebswirtschaftliche Affinität; alternativ

mehrjährige Erfahrung als Führungskraft mit umfassender Praxis
• Profunde Managementerfahrung in der Führung dezentraler Serviceeinheiten, in der Weiterentwicklung und

Motivation von Teams sowie im Kundenbeziehungsmanagement
• Prozess-Know-how, sehr gute analytische Fähigkeiten
• Bereitschaft zu laufender Reisetätigkeit in ganz Österreich

Sie überzeugen als innovative, authentische Führungskraft mit hoher Sozialkompetenz, einer strukturierten Vorge-
hensweise und Verantwortungsbewusstsein. Für diese Position bieten wir ein Jahresbruttogehalt ab € 70.000,--
p. a. in Abhängigkeit von Qualifikation, Erfahrung und Zielerreichung. Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung unter
Angabe der Kenn-Nr. 43.911 an unsere Beraterin, Frau Gabriele Wachter.

Markas ist ein international ausgerichtetes Familienunternehmen mit über 6.000 Mitarbeitern, das sich seit mehr
als 25 Jahren auf Dienstleistungen, vor allem im Gesundheitsbereich, spezialisiert hat. Für die österreichische
Gesellschaft mit Sitz in St. Pölten suchen wir eine engagierte und vertrauenswürdige Führungspersönlichkeit als

Die Besten
landen
bei uns.

ISG Personalmanagement GmbH
A-1020Wien, Rustenschacherallee 38
Mag. Margit Oberlander, Tel: 01/512 35 05, Fax: DW 35,
E-Mail: bewerbung.oberlander@isg.com

HR-Expert/in
Planung und Steuerung, Arbeitsrecht

Ihre Aufgaben:
• Analyse und Interpretation personalwirtschaftlicher Kennzahlen und Ableitung von Szenarien und Maß-

nahmen
• Unterstützung bei Verhandlungen im Bereich kollektives Arbeitsrecht (KV, BV)
• Prüfung und Koordination der Abteilungsbudgets
• Leitung bzw. Mitarbeit in HR- und bereichsübergreifenden Projekten

Ihr Profil:
• Betriebswirtschaftliches Universitätsstudium - idealerweise mit HR-Schwerpunkt
• Ca. 3-5 Jahre relevante Berufserfahrung mit ähnlichen Aufgaben in einer großen Organisation
• Exzellente MS-Office-Kenntnisse und hohe IT-Affinität
• Ganzheitliche Denkweise sowie ausgeprägte analytische und konzeptionelle Fähigkeiten
• Zielorientierter und selbstständiger Arbeitsstil
• Überzeugende Kommunikations- und Präsentationsfähigkeiten

Unser Kunde bietet eine äußerst vielfältige Position mit Gestaltungsmöglichkeiten und ein Gehalt von ca. 3500 €
brutto pro Monat plus jährliche Leistungsprämie (je nach Qualifikation und Erfahrung auch mehr).

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbungsunterlagen unter Angabe der Kennnummer 43.913 über das ISG-Karriere-
portal unter www.isg.com oder per E-Mail.

Unser Klient ist eine der bedeutendsten NPO-Organisationen im Sozialbereich in Wien mit mehr als 1.100
Mitarbeiter/innen. Im Zuge einer Nachfolgeregelung wird eine engagierte Persönlichkeit gesucht, die - direkt
dem Leiter Personalmanagement zugeordnet - für die Planung, Steuerung und Kontrolle konzernpersonal-
wirtschaftlicher und strategischer Belange zuständig ist.
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Mehr Eigenverantwortung, flüssige 
Grenzen zwischen Job & Privat: totale 
Vereinnahmung oder Humanisierung 
der Arbeitswelt durch die Hintertür? 
Karin Bauer fragt den Leadership-

Experten Jan Krims (Deloitte).

Widerspruch zwischen neuen An-
forderungen an Mitarbeiter und 
Führungskräfte und einem nach 
wie vor sehr traditionellen Ver-
ständnis von Führung beobach-
ten. Eigenverantwortung einzu-
fordern ist schnell formuliert. 
Aber: Auch eine Vertrauenskul-
tur, Subjektivierung, tatsächliche 

Alte Kommandeure müssen einpacken

Standard: Unternehmensorgani-
sation und Unternehmenssteue-
rung ändert sich grundlegend ... 
Krims: Ja, weg vom Kommandosys-
tem hin zur indirekten Steuerung: 
Unternehmen definieren heute 
die Rahmenbedingungen des 
Arbeitens so, dass Mitarbeiter 
eigenverantwortlich zur Errei-
chung der Unternehmensziele 
beitragen sollen – und das oft auch 
wollen. Dahinter steckt nicht das 
Bestreben, Partizipation oder 
Autonomie per se zu ermöglichen, 
sondern schlicht und einfach die 
Erkenntnis, dass diese Form der 
Unternehmenssteuerung wesent-
lich effektiver ist und die Agilität 
des Unternehmens erhöht. 
Nichtsdestotrotz führt das im Er-
gebnis in vielen Fäl-
len zu mehr Selbst-
ständigkeit und Mit-
gestaltungsmöglich-
keiten aufseiten der 
Beschäftigten. 

Standard: So weit die 
ideale Welt ... 
Krims: Nein, das 
stimmt nicht. Man-
che Unternehmen agieren in die-
sem Kontext schon sehr professio-
nell. Andere stehen am Anfang, 
nicht alle Branchen sind gleich 
weit. Diese Entwicklung ist ein 
langfristiger, schrittweiser Pro-
zess. Sehr oft wird die Ent -
wicklung gar nicht bewusst wahr-
genommen, manchmal gibt es wie 
bei einer Pendelbewegung auch 
wieder gegenläufige Entwicklun-
gen. Tatsache ist aber auf jeden 
Fall, dass diese Veränderung kon-
tinuierlich stattfindet und da-
durch klassische Koordinaten der 
Unternehmensorganisation, zum 
Beispiel die Hierarchie, die Kon -
trolle und der Austausch von Geld 
gegen Zeit, im Rahmen des 
Arbeitsverhältnisses ins Wanken 
geraten. Dazu gehört auch die 
Trennung von Arbeits- und Privat-
leben. 

Standard: Das bringt die Mitarbei-
ter aber ordentlich unter Druck ... 

Krims: Ja, das führt häufig zu deut-
lich mehr Leistungsdruck, zu stei-
genden Anforderungen an die 
Selbstorganisation, zu einem hö-
heren individuellen Risiko. 
Unternehmerische Anforderun-
gen wie Kundenorientierung, Er-
gebnisverantwortung und Input-
Output-Steuerung, mit denen frü-
her nur eine kleine Zahl exponier-
ter Fach- und Führungskräfte 
 beschäftigt waren, fallen heute in 
den Arbeitsalltag vieler Mit -
arbeiter. Das eröffnet andererseits 
auch mehr Entwicklungschancen, 
mehr Partizipation und auch 
mehr Chance auf Selbstverwirkli-
chung.  

Standard: Im Gesamtzusammen-
hang bedeutet das 
aber eine viel größere 
Vereinnahmung der 
Mitarbeiter ... 
Krims: Dass die Tren-
nung von Arbeits-
kraft und Person auf-
gehoben wird, die 
Subjektivität der Mit-
arbeiter entschei-
dend ist für Problem-

lösungen und Kommunikation, 
dass Kreativität und Eigeninitiati-
ve keine Störfaktoren mehr sind, 
sondern Erfolgsfaktor – das kann 
man kritisch als vollständige Ver-
einnahmung betrachten. Aber 
auch positiv als Humanisierung 
der Arbeitswelt quasi durch die 
Hintertüre. Beides hat wohl seine 
Richtigkeit. 

Standard: Was ist da der Kern 
eines neuen Führungsverständnis-
ses? 
Krims: Die Loslösung von formel-
ler Funktion und Autorität und 
ein grundlegend neues Führungs-
verständnis, orientiert an der 
zentralen Aufgabe des Ermögli-
chens. Die Anforderungen an alle 
sind deutlich höher. 

Standard: Entsteht da gerade ein 
neuer „Kontrakt“? 
Krims: Im Moment lässt sich in vie-
len Unternehmen ein massiver 

Whitepaper fürs Recruiting 
 

Sünden und Tipps im Umgang mit Social Media
Der Personalberater ePunkt hat die 
Recruiting-Prozesse österreichi-
scher Unternehmen im Hinblick 
auf Social Media untersucht und 
veröffentlicht die Ergebnisse in-
klusive Tipps in Form eines Whi-
tepapers. Es zeigt die häufigsten 
Sünden im Recruiting und deren 
mögliche fatale Folgen im Zusam-
menhang mit Social Media auf: 
Unternehmen mit unsauberen Re-
cruiting-Prozessen, wie z. B. um-
ständlichen und nicht funktionie-
renden Bewerbungstools auf der 
Website, fehlenden persönlichen 
Kontaktdaten und dem Nichtbe-
antworten von Bewerbungen, ver-
ärgern ihre Bewerber. Verbreiten 
diese ihre negativen Erlebnisse in 

der Social Media Community, so 
führt das dazu, dass Tausende eine 
Negativ-Information über das 
Unternehmen erhalten.  

Im Endeffekt bewerben sich 
unter Umständen hunderte Kandi-
daten auf Basis dieses Wissens erst 
gar nicht mehr bei diesem Unter-
nehmen. Daniel Marwan, Ge-
schäftsführer ePunkt: „Wir wollen 
mit diesem Whitepaper nicht den 
Teufel an die Wand malen, aber 
deutlich vor Unprofessionalität in 
diesem Bereich warnen.“ (red) 
p Kostenloser Download: 

http://www.epunkt.net/Ueber-
Uns/Pressemeldung/ePunkt- 
veroeffentlicht-Whitepaper-ueber-
Suenden-im-Recruiting 

Das
Ende der
Fremd-

bestimmung

Möglichkeit zur Mitgestaltung zu 
etablieren ist viel schwieriger. Das 
ist eine der wesentlichen Füh-
rungsherausforderungen. 

JAN KRIMS ist Senior Manager bei De -
loitte Human Capital in Wien. 

Lesen Sie ab 26. 1. die Serie 
„New Leadership“ im KarrierenStandard

Damit 
Weiterbildung 
nicht scheitert 

 
Zahlreiche Fördertöpfe 

für Frauen
Angebote für Frauen, sich Rüst-
zeug für den Aufstieg zu besorgen, 
gibt es mittlerweile sehr viele. 
Und die betriebswirtschaftliche 
Erkenntnis zum Nutzen gemisch-
ter (Führungs-)Teams setzt sich 
auch durch – langsam, aber stetig. 

Elisabeth Weghuber, die im 
März mit einer neuen Runde des 
„Women’s Leadership Develop-
ment“ in Wien startet, hat nun 
 aufgrund vieler Finanzierungs -
anfragen Fördermöglichkeiten für 
eine solche Weiterbildung zu -
sammengetragen.  
Q  Bildungsdarlehen:  
ab einem Ausbildungswert von 
5000 Euro; wird von verschiede-
nen Bausparkassen angeboten. 
Das Darlehen wird vor Beginn der 
Ausbildung gewährt, die Rück-
zahlung beginnt ab Ende der 
 Ausbildung. Die Bezahlung der 
Kurskosten erfolgt vor Beginn der 
Ausbildung durch die Bauspar-
kassen direkt an den Lehrgangsan-
bieter. 
Q  Informationsportale 

Förderungen: 
Datenbank der Arbeiterkammer: 
www.bildungsfoerderungen.at 
Bildungsförderdatenbank 
der Wirtschaftskammer: 
www.berufsinfo.at/ 
bildungsfoerderung 
Datenbank zur 
Weiterbildungsförderung: 
www.kursfoerderung.at 
Wiener ArbeitnehmerInnen  
Förderungsfonds: www.waff.at 
Arbeitsmarktservice 
AMS: www.ams.at 
p www.gruesser.at 

www.diversitysearch.at

On-Air/Motion Design
Sie haben ein abgeschlossenes Studium im Bereich Grafik Design, eine vergleichbare Ausbildung oder
sind Quereinsteiger mit reichlich Berufserfahrung. Sie sind konzeptionsstark und arbeiten strukturiert.
Ihr spielerischer Umgang mit Technik hilft Ihnen beim Erschaffen neuer Designwelten und Designme-
chaniken. Sie bringen ein hohes Maß an Eigenmotivation, Lernbereitschaft, Teamfähigkeit und Leiden-
schaft für Ihren Job mit. Sie sind sicher im Umgang mit MAC, Illustrator, Photoshop, After Effects, Final
Cut, (Cinema 4D). Von Sendungstrailern überWerbespots bis hin zur Gestaltung von Sender- und For-
matlogos und Sendungsverpackungen bieten wir Ihnen kreative Herausforderungen.

Interessierte, die über die entsprechenden Voraussetzungen verfügen, schicken Ihre Bewerbung samt
Lebenslauf mit Foto und Referenzen an office@schaumedia.at.

Für unseren Fernsehsender schauTV, der in der Ostregion Österreichs verankert und via Satellit,
Kabel und Antenne empfangbar ist, suchen wir für folgende Position engagierte MitarbeiterInnen:

Für die Position als On-Air/Motion Design mit Arbeitsort Eisenstadt
bieten wir Ihnen ein Bruttogehalt ab EUR 2.500,– bei 38,5 h/Woche; eine
Überzahlung ist je nach konkreter Qualifikation und Erfahrung möglich.

Unser Unternehmen beschäftigt sich mit Pro-
duktion und weltweitem Vertrieb von Physik-
geräten für den Schulunterricht (nähere Infor-
mationen unter www.ntl.at ersichtlich).

Zur Verstärkung unseres Teams suchen wir eine(n)

Vertriebsleiter(In) deutschsprachiger Raum (m/w)

Dabei sind Sie direkt demGeschäftsführer unterstellt, arbeiten eigen-
ständig und sind an Ihrem Arbeitsplatz in Neutal/Burgenland mit fol-
genden Aufgaben vertraut:

• Erstellung von Angeboten
• Betreuung sowie Beratung bestehender, und Akquisition von neuen
Handelspartnern

• Organisation und Durchführung von Groß- und Kleinausstellungen
• Schulungen und Produktpräsentationen für Anwender
• Erstellen von Mailings, Verkaufsunterlagen etc.

Anforderungen:
• Ausgeprägte Kommunikationsfähigkeit
• Technisches Grundverständnis
• Gute MS-Office Kenntnisse
• Reisebereitschaft

Wir bieten:
• Spannende Aufgaben mit Eigenverantwortung
• Ein dynamisches Team mit flachen Organisationsstrukturen
• Attraktives Einkommen

Dienstantritt: ab sofort/Bruttolohn für Vollzeit ab 5 2.500/Monat je
nach konkreter Qualifikation.

Schicken Sie bitte Ihre Bewerbungsunterlagen per e-mail an:
office@ntl.at

Die besten Jobs finden Sie auf

Pichler GmbH Wien
sucht ab sofort

BAULEITER/IN
Wir erwarten eine abgeschlossene

bautechnische Ausbildung (LAP/HTL),
sowie mehrjährige einschlägige

Praxis im Trockenbau.
Sie arbeiten selbständig, sind team-
fähig, können gut organisieren und

sind flexibel.
Wir bieten eine anspruchsvolle

Dauerstelle mit leistungsgerechter
Entlohnung. Gehalt ab EUR 2.000,-
netto/Monat, Überzahlung möglich.

Ihre aussagekräftige Bewerbung
senden Sie bitte per Mail an:
passail@pichler-trockenbau.at

20 Jahre Vertriebserfahrung, davon 10
Jahre im Baustoffhandel und 10 Jahre bei
der Dämmstoffindustrie, suchen eine neue
Herausforderung in Österreich. Sehr gute
Kontakte zum österreichischen Baustoff-
und Dämmstoffhandel werden geboten.
Erfahrung bei der Einführung von neuen
Marken und Produkten. Zuschriften bitte
unter Chiffre 28198 an den Verlag.
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bezahlte Anzeigen

Nähere Informationen: Eva Fuith, T: 01/531 70-133, F: -479
E-Mail : eva.fui th@derstandard.at

A N Z E I G E RVERANSTALTUNGS
U N I V E R S I T Ä T S L E H R G Ä N G E U N I V E R S I T Ä T S L E H R G Ä N G E

»Projektmanagement« – M.A.
Infoseminar: 23. Jan, 19.30 Uhr, ARGE-Haus, Start: 19. Apr

»Coaching, Organisations- &
Personalentwicklung« – MSc

Infoseminar: 29. Jan, 18 Uhr, ARGE-Haus
Start: 8. März

Nützen Sie den Frühbucherbonus!

T: 01/263 23 12-0, Fax-DW 20
www.bildungsmanagement.ac.at,
office@bildungsmanagement.at

in Kooperation mit der Sigmund Freud PrivatUniversität Wien
WIEN, OÖ , VBH-STMK, BF I -KÄRNTEN, VHS-T IROL , KVW-SÜDTIROL , DEUTSCHLAND

»Leadership & Soziales Management« – M.A.
Infoseminar: 22. Jan, 18.30 Uhr, ARGE-Haus
Start: 11. Apr

»Eventmanagement & Eventmarketing« – M.A.
Infoseminar: 21. Jan, 18 Uhr, ARGE-Haus
Start: 12. Apr
Nützen Sie den Frühbucherbonus!

„Politische Bildung ist eine wichtige Voraussetzung für direkte Demokratie“, sagt Gertraud Diendorfer, 
Leiterin des Demokratiezentrums Wien.  Foto: Andy Urban

Ohne politische Bildung kann direkte Demokratie nicht 
funktionieren. Wie ist es darum in Österreich bestellt 

und wo gibt es Verbesserungspotenzial? Gudrun 
Ostermann im Gespräch mit Gertraud Diendorfer 

(Demokratiezentrum Wien).

dung im Bereich der Erwachsenen-
bildung? 
Diendorfer: Auch im außerschuli-
schen Bereich gibt es viele Fach-
einrichtung – wie auch das Demo-
kratiezentrum –, die für Erwach-
sene viele Angebote bereitstellen, 
Lehrenden Unterrichtsmaterial 
zur Verfügung stellen und vielfäl-
tige Informationen anbieten. Hier 
passiert sehr viel. Bei all den Dis-
kussionen zur direkten Demokra-
tie geht es ja darum, dass die Zi-
vilgesellschaft gestärkt wird, da-
rum, dass sich mehr Menschen ak-
tiv in den politischen Prozess ein-
bringen können und Beteiligungs-
möglichkeiten vorfinden. Das 
wiederum hat dann auch Auswir-
kungen auf die Bedeutung der 
politischen Bildung im Schulsys-
tem. Aber auch im außerschuli-
schen Bereich ist es eine Ressour-
cenfrage. Und nicht nur ich wür-
de mir eine ähnliche Dotierung für 
unabhängige politische Bildungs-
einrichtungen wünschen, wie sie 
derzeit die Bildungsakademien 
der Parteien erhalten.  

Standard: Wo sehen Sie bei der 
politischen Bildung noch Verbesse-
rungsbedarf? 
Diendorfer: Auf theoretisch-didak-
tischer Ebene tut sich im Bereich 
der politischen Bildung bereits 
sehr viel. Die Schulen beginnen 
umzudenken und finden langsam 
zu einer Didaktik der Heterogeni-
tät. Eine wichtige Aufgabe der 
politischen Bildung ist es ja, über 
die demokratischen Möglichkei-
ten, die jeder Einzelne hat, zu in-
formieren. Diese Aufgabe erfüllt 
politische Bildung auch, sofern 
man sie lässt. Aber dafür muss 
politische Bildung sowohl schu-
lisch als auch außerschulisch ge-
stärkt werden.  

GERTRAUD DIENDORFER leitet das 
 Demokratiezentrum Wien. 
p www.demokratiezentrum.org

Mehr Professionalisierung für 
politische Bildung

Standard: Die Grundvorausset-
zung für direkte Demokratie ist die 
Partizipation. Wie schaut es damit 
in Österreich aus? Wer nimmt teil? 
Diendorfer: Die direkte Demokratie 
ist in Österreich noch nicht sehr 
ausgeprägt. Im Grunde geht es da-
bei darum, dass sich möglichst vie-
le beteiligen und so u. a. die Dis-
tanz zur bestehenden Politik ab -
gebaut wird. Einen guten Befund 
liefert eine aktuelle Studie, der 
nach sich 80 Prozent der Österrei-
cher mehr Elemente der direkten 
Demokratie wünschen. Bildung ist 
für das Interesse an Partizipation 
aber entscheidend. Bildungsfer -
nere Schichten betei-
ligen sich tendenziell 
weniger.  

Standard: Politische 
Bildung ist für die ak-
tive Teilhabe unum-
gänglich. Wie ist es 
allgemein um die 
politische Bildung in 
Österreich bestellt? 
Diendorfer: In den letzten Jahren 
gab es einige „windows of oppor-
tunities“ für politische Bildung – 
zum Beispiel im Zuge der Sen-
kung des Wahlalters. Seit 1978 
war politische Bildung nur eines 
von insgesamt 13 Unterrichtsprin-
zipien. Und eigentlich 30 Jahre 
zahnlos, weil es keine richtige 
Ausbildung für diese Unterrichts-
prinzipien gab. Politische Bildung 
hing sehr stark vom Ermessen des 
Lehrers ab. Für die Oberstufe wur-
de dann 2002 politische Bildung 
ins Fach Geschichte integriert. Mit 
der Senkung des Wahlalters 2008 
und der darauf folgenden Demo-

kratieinitiative steht politische 
Bildung nun auch am Lehrplan al-
ler 10-bis 14-jährigen Pflichtschü-
ler. Was ein wichtiger Schritt ist, 
auch weil mit politischer Bildung 
früh begonnen werden muss. Aber 
anders als in anderen europäi-
schen Ländern ist in Österreich 
politische Bildung mit dem Fach 
Geschichte kombiniert worden. 

Standard: Wie werden Lehrer für 
den Bereich politische Bildung aus-
gebildet? 
Diendorfer: Da gäbe es noch eini-
ges zu tun. Politische Bildung 
muss stärker in die Lehrerausbil-

dung integriert wer-
den. Wie gesagt, es 
ist einiges gesche-
hen, aber die Imple-
mentierung hätte 
stärker und intensi-
ver geführt werden 
können. So gab es 
beispielsweise eine 
eigene Professur für 
Fachdidaktik und 

politische Bildung, aber nur für 
zwei Jahre. Geplant war, dass die-
se Professur zwei Jahre lang vom 
Wissenschaftsministerium finan-
ziert wird und dann die Universi-
tät Wien für eine dauerhafte Ein-
richtung sorgen würde. Die Pro-
fessur wurde aber nicht weiterbe-
setzt, dabei waren ursprünglich 
mehrere Professuren geplant. Eine 
weitere Professionalisierung der 
politischen Bildung wäre aber 
wünschenswert.  

Standard: Abseits der politischen 
Bildung im Schulunterricht – wel-
chen Stellenwert hat politische Bil-
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Herausforderung Produktion: 
„Es braucht alte Tugenden“ 

 
Exaktes Arbeiten bei strengen Standards

Eva Pinter 

Der Management-Guru Henry 
Mintzberg hat unlängst auf die 
scheinbar unmöglichen Rahmen-
bedingungen des Produktions-
standortes Mitteleuropa hinge-
wiesen: Bei derart hohen Lohn-
kosten könne dort niemand mehr 
wettbewerbsfähig produzieren. 
Warum aber seien beispielsweise 
deutsche Autobauer dann noch 
immer weltweit höchst erfolg-
reich? Weil, so Mintzberg, dort In-
genieure den Ton an-
geben, die nahe am 
Produkt arbeiten und 
viele im eigenen 
Unternehmen gewach-
sene Techniker in den 
Vorständen und Ge-
schäftsführungen zu 
finden sind. 

Produktionsmana-
ger werden hierzulande eher 
 selten mit solchen Lorbeeren be-
dacht. Eloquente Marketingexper-
ten oder alerte Finanzfachleute 
finden oft leichter Gehör und Auf-
merksamkeit als tüftlerisch veran-
lagte Techniker mit Liebe zum De-
tail. Dabei können wir gerade in 
unseren Breiten auf viele leis-
tungsstarke Produkte blicken, in 
denen langjähriges Ingenieurs-
wissen und viel Kreativität abge-
bildet ist. Nicht selten sind welt-
weit beste technische Lösungen 
dem Geist mitteleuropäischer In-
genieure entsprungen.  

Die bzd-Studie „Management-
Erfolgsfaktoren 2012“ spiegelt die-
ses Bild wider. Die befragten Top-
manager reihen in Bezug auf die 
wichtigsten Anforderungen an 
Produktionsmanager folgende 
Parameter ganz vorne: Gewissen-
haftigkeit, Belastbarkeit und Leis-
tungsmotivation. Danach werden 
Teamorientierung und berufliche 
Erfahrung genannt.  

Gerade Gewissenhaftigkeit 
steht zu Recht an erster Stelle, 
denn konsequente Umsetzung 
und die Arbeit nach strengen 
Standards sind essenziell. Nur so 
ist sind dauerhafte Qualität und 
ein hoher Servicegrad garantiert. 
Kosteneffizienz bleibt für Produk-
tionsmanager als Thema zwar ein 
Dauerbrenner, entscheidend ist 
aber auch, Produktionsprozesse 
erfolgreich in globale Wertschöp-
fungsketten zu integrieren. Alle 
übergreifenden Prozesse, wie 
etwa Supply Chain Management 
(SCM) oder Simultaneous Engi-

neering müssen gut koordiniert 
werden, da sie sich gegenseitig be-
einflussen. Kennzahlen und Re-
gelkreise unterstützen diese Pro-
zesse. Bei der hohen Dynamik vie-
ler Einflussgrößen eines Unter-
nehmens ist diese Vorgehenswei-
se heute wichtiger denn je.  

Dies bestätigt auch Andreas 
Kriegl, Werksgruppenleiter der 
RHI AG: „Um in Mitteleuropa er-
folgreich zu produzieren, braucht 
es ,alte‘ Tugenden. Die Fabrik 
muss nachhaltig hohe Qualität lie-

fern, für ihre Kunden 
ein flexibler, zuverläs-
siger Partner sein und 
ständig an der Kosten-
schraube drehen. 
Gleichzeitig aber sind 
komplexer werdende 
Rahmenbedingungen 
einzuhalten und die 
Innovation von Pro-

dukten und Prozessen voranzu-
treiben. Als Produktionsmanager 
muss man den Spagat zwischen 
exaktem Arbeiten nach strengen 
Standards und ebenso der kon -
tinuierlichen Weiterentwicklung 
der Wertschöpfungsprozesse 
schaffen. Gleichzeitig sind aber 
die Leidenschaft für Veränderung, 
die Fähigkeit, ein Team zu führen, 
Entscheidungsfreude, Durchset-
zungsfähigkeit und vor allem star-
ke Nerven gefragt“. p www.bzd.at

Anspruchsvolle Ziele im Tagesge-
schäft sowie das gleichzeitige Ver-
folgen von Kostensparprogram-
men und Innovationsinitiativen 
sind zum Dauerzustand im Unter-
nehmen geworden. Oft bleibt we-
nig Raum und Zeit für Konsolidie-
rung, Verankerung und Regenera-
tion – für die Menschen im Unter-
nehmen wie für die Organisatio-
nen selbst. Barbara Heitger (Heit-
ger Consulting) und Martin Engel-
berg (Vienna Consulting Group) 
blicken hinter die Kulissen und 
fragen den Pionier und Doyen der 
systemischen Beratung und The-
rapie, Gunther Schmidt: Welche 
neuen Fragestellungen und Ant-
worten ergeben sich daraus für 
Führung und Organisation? (red) 
p „Menschen erschöpft. Organisation 

erschöpft. Führung, was nun?“ 31. 
Jänner, 19.00 Uhr im Radisson Blu 
Palais Hotel, Wien. Anmeldung:  
office@heitgerconsulting.com

Leadership revisited: 
Führung im  

Erschöpfungszustand

PUNKTEN

Welche
Kompetenzen

6. Teil

Produktion & deren 
Management

Diskussion: „Brauchen wir 
die Banken noch?“ 

Am 29. Jänner findet in der Aula 
am Campus der Universität Wien 
eine Podiumsdiskussion zum 
Thema „Brauchen wir die Banken 
noch?“ statt. Führende Experten 
der Finanzwelt und Wissenschaf-
ter diskutieren über das Rollen-
bild der Banken und Finanz-
dienstleister, ihren Nutzen für die 
Gesellschaft und ihre Verantwor-
tung. p www.postgraduatecenter.at 

  
 Social Entrepreneurship 

im Tourismus 
Am 24. Jänner spricht Roberto Da-
niele, Senior Lecturer an der Ox-
ford School of Hospitality Ma-
nagement beim letzten Seminar 
der Reihe Latest Trends and Inno-
vations in Tourism an der Modul 
University. Er referiert über das 
Potenzial von Social Entre-
preneurship in der Tourismus-
wirtschaft. p www.modul.ac.at 

 
Erfolgreiches Timing von 
Bull- und Bear-Märkten 

Die nächste WU Gutmann Center 
Public Lecture findet am 22. Jän-
ner statt. Giovanna Nicodano, Pro-
fessorin an der Universität Turin, 
präsentiert ihre Forschungsergeb-
nisse über den Erfolg aus dem Ti-
ming von Bull- und Bear-Märkten. 
p www.gutmann-center.at 

 
Social Media & Co im  

Non-Profit-Sektor  
An der FH Campus Wien findet 
am 24. Jänner der Fachdialog „So-
cial Media & Co im Non-Profit-
Sektor“statt. U. a. wird ein Über-
blick über den Stand der For-
schung und Praxis gegeben. 
p www.fh-campuswien.ac.at 

KURZ GEMELDET

 
Eva Pinter ist 
Beraterin im 
Beraterzentrum 
Dorotheergasse 
(bzd) in Wien.



ImmobilienStandard
 

„Zum Glück ist das hier eine Eigentumswohnung!“ Heinz Mayer in seinem Lese- und Schlafschaukelstuhl in Mödling.   Foto: Philipp Kreidl 

Mit der Wohnsituation in Österreich ist Heinz Mayer, 
Verfassungsrechtler und Verwaltungsjurist, nicht sehr 

zufrieden – mit seiner eigenen allerdings schon, wie 
Wojciech Czaja beim Besuch in Mödling erfuhr. 

Man klebt hier nie an den Nach-
barn. Die gesamte Anlage ist so ge-
plant, dass man als Bewohner frei 
wählen kann, ob man in der Ge-
meinschaft oder doch lieber zu-
rückgezogen wohnt. Das ist sehr 
gut. Alles in allem kann ich sagen, 
dass das eine außergewöhnliche 
Wohnsituation ist. Das ist keines-
wegs der österreichische Durch-
schnitt. Dessen bin ich mir be-
wusst. Und ich weiß dieses Wohn-
privileg zu schätzen.  

Ganz allgemein bin ich mit der 
Wohnsituation in Österreich 
nicht besonders glücklich. Wenn 
man nicht viel Geld hat, dann ist 
es ein Kampf, bis man eine akzep-

table Wohnung fin-
det. Wir wohnen auf 
170 Quadratmetern. 
Am Markt werden 
solche Wohnungen 
für 2000 Euro Miete 
aufwärts gehandelt. 
Das erfordert ein 
Spitzeneinkommen!  

Ich kenne junge 
Leute, die nach dem 

Studium ins Berufsleben einstei-
gen und die sich das Wohnen 
schlichtweg nicht leisten können. 
Es sei denn, sie stammen aus be-
gütertem Hause und leben von 
Papa und Mama. Das ist nicht das, 
was ich mir unter dem Grundrecht 
Wohnen vorstelle. Besonders für 

Oh ja, ich weiß mein Wohnprivileg zu schätzen

Das ist eine Wohnhausan-
lage aus den späten Sieb-

zigern, die vom Wiener Architek-
ten Eugen Wörle geplant wurde. 
Das Schöne daran ist, dass dieses 
Haus genau an dem Platz errichtet 
wurde, wo ich schon als Kind ge-
spielt habe. Es liegt am Stadtrand 
von Mödling. Zur Fußgängerzone 
sind es nur ein paar Minuten zu 
Fuß, andererseits beginnt dahin-
ter gleich der Wald. 
Was für eine Lage!  

Als ich mit meiner 
Frau Evelyn hier ein-
gezogen bin, das war 
1981, haben wir um-
gebaut: Fußboden-
heizung, Sauna, Bad, 
Terrasse und so wei-
ter. Später haben wir 
auch die Fenster aus-
getauscht. Die sind jetzt wärme-
technisch besser. Aber ganz klar: 
Das Haus stammt aus einer Zeit, 
als Energie noch kein Thema war, 
und ist daher, sagen wir einmal, 
relativ ressourcengroßzügig ge-
plant. Die Heizkosten sind immer 
noch hoch.  

junge, einkommensschwache Fa-
milien mit Kindern ist die Situ -
ation schwierig. Trotzdem: Von 
einer Mietobergrenze von sieben 
Euro pro Quadratmeter, wie das 
unlängst von den Grünen gefor-
dert wurde, halte ich nichts. Man 
kann einem privaten Hauseigen-
tümer keine Mietobergrenze vor-
schreiben. Das ist falsch und för-
dert bloß das Entstehen von Sub-
standard. Es ist die Aufgabe der 

Politik, für leistbares Wohnen zu 
sorgen, in Form von Förderungen, 
Wohnbeihilfen, wie auch immer.  

Derzeit gibt es auf dem öster -
reichischen Wohnungsmarkt eine 
Schieflage. Viele Menschen woh-
nen seit Jahren oder Jahrzehnten 
in Altbauwohnungen und zahlen 
extrem wenig Miete, obwohl sie es 
sich längst leisten könnten, mehr 
zu zahlen. Man müsste ins Miet-
rechtsgesetz eingreifen und sol-
che Friedenszinsverträge mittel-
fristig anpassen. Wenn man von 
Fairness spricht, dann darf man 
sich nicht immer nur auf die Situ-
ation des Mieters konzentrieren, 
dann muss man auch an den Ver-
mieter denken.  

Zum Glück ist das hier eine 
Eigentumswohnung. Ich bin ein 
sesshafter Mensch und kann mich 
hier leicht zurückziehen. Wir wer-
den hier so lange bleiben, wie es 
unsere gesundheitliche Situation 
erlaubt. Bis dahin bleibt mein 
Lieblingsplatz der Schaukelstuhl. 
Das ist das perfekte Sitzmöbel. Je 
nach Sitz- oder Liegewinkel kann 
man darin fernsehen, Zeitung le-
sen oder schlafen. Jetzt im Winter, 
wo die Terrasse klimatechnische 
Tabuzone ist, halte ich mich hier 
am liebsten auf. Oder in der Sau-
na. Und ja, ich weiß, auch eine 
Sauna ist nicht österrei-
chischer Wohnstandard. 

derStandard.at/Immobilien

Heinz Mayer, geboren 1946 in 
Mürzzuschlag, ist Verfas-
sungs- und Verwaltungsju-
rist. Seit 1983 ist er Professor 
an der rechtswissenschaftli-
chen Fakultät der Universität 
Wien, seit 2006 ist er deren 
Dekan. Er ist u. a. Mitglied der 
Europäischen Akademie der 
Wissenschaften sowie Bei-
ratsmitglied an der City Uni-
versity of Hong Kong, School 
of Law. Außerdem ist er Ver-
fasser juristischer Standard-
werke wie etwa Grundriss 
des Österreichischen Bundes-
verfassungsrechts oder Das 
österreichische Bundes-Ver-
fassungsrecht. 2011 erhielt er 
das Große Silberne Ehrenzei-
chen für Verdienste um die 
Republik Österreich. 

„

“
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   MITBESTIMMUNG IM WOHNBAU HIER HAT NICHT NUR DER BAUTRÄGER DAS SAGEN 

Immer mehr Bauträger ermöglichen es den 
Mietern, bei der Gestaltung ihrer künftigen 

Wohnung mitzuplanen. Manche Mieter 
nehmen sogar die Projektentwicklung und 

Finanzierung selbst in die Hand. 

„Wir haben uns ausgerechnet, 
dass die Baukosten um keinen 
Cent höher sind als bei einem Pro-
jekt von der Stange“, meint Her-
mann Koller, Vorstandsmitglied 
bei Heimbau Eisenhof, „und die 
Mehrkosten in der Planung liegen 
bei rund 0,2 Promille. Das fällt 
nicht wirklich ins Gewicht. Für 
mich ist das durchaus ein sinnvol-
ler, gangbarer Weg für die Zukunft 
des geförderten Wohnbaus.“  

Welche Vortei-
le sich aus der 
Mitbestimmung 
beziehungsweise 
Partizipation er-
geben, weiß Ro-
bert Temel, Vor-
stand der Initiati-
ve für gemein-
schaftliches Bau-
en und Wohnen. 
„Aus Erfahrung 
kann ich sagen, 
dass sich die meisten Teilnehmer 
eines solchen Prozesses nicht nur 
nach einer individuellen, maßge-
schneiderten Wohnung sehnen, 
sondern auch nach gelebter Nach-
barschaft und entsprechend sorg-
fältig geplanten Gemeinschafts-
einrichtungen“, so Temel, „und 
wir wissen mittlerweile, dass in 
Häusern mit Mitbestimmungs-

Mitbestimmen ist die halbe Miete

Wojciech Czaja 

Die Fenster sind mal groß, mal 
klein, mal hoch, mal quer, mal mit 
Balkon, mal ohne. Der Zufallsge-
nerator an der Fassade ist jedoch 
keineswegs Willkür des Architek-
ten, sondern Resultat eines Parti-
zipationsprozesses, bei dem die 
zukünftigen Mieter über die Woh-
nungslage, Wohnungsgröße sowie 
über die genauen Grundrisse mit-
bestimmen konnten.  

„Wir haben das Projekt von An-
fang an modular aufgebaut“, sagt 
Renate Langerreiter, Projektleite-
rin bei s&s architekten. „So waren 
wir bis zur letzten Wohnung so-
wohl mit der Statik als auch mit 
der Haustechnik ausreichend fle-
xibel, um auf die Wünsche der 
künftigen Bewohner reagieren zu 
können.“ Derzeit befindet sich das 
Wohnhaus „sovieso“ in der Nähe 
des neuen Wiener Hauptbahnhofs 
– die Abkürzung steht für „Sonn-
wendviertel solidarisch“ – in Bau. 
Im Herbst sollen die 111 Wohnun-
gen übergeben werden.  

Die Planung war mehr als soli-
darisch: Auf Basis eines 1,15-Me-
ter-Rasters wurden unterschiedli-
che Grundrissvarian-
ten entwickelt, aus 
denen die künftigen 
Mieter frei wählen 
konnten. Wem das 
immer noch zu we-
nig war, der durfte zu 
Stift und Papier grei-
fen und seine Traum-
wohnung selbst ent-
werfen. In einem Ge-
spräch mit den Architekten – je-
der Mieter hatte Anspruch auf 
eine kostenlose Beratungsstunde  
– wurde schließlich das endgülti-
ge Layout der Wohnung bestimmt. 
„Eigentlich haben fast alle Bewoh-
ner von dieser Möglichkeit Ge-
brauch gemacht“, erklärt Langer-
reiter. „Einige Besprechungen ha-
ben sich lange hingezogen, doch 
in den meisten Fällen waren wir 
in 20, 30 Minuten fertig.“  

„Natürlich ist der Planungsauf-
wand größer als bei einem her-
kömmlichen Projekt“, sagt Robert 
Pfeffer, Bauträger BWS, zuständig 

für Vertrieb und Marketing. „Doch 
wenn man die Möglichkeit der 
Mitbestimmung vom Vorentwurf 
an berücksichtigt, dann hält sich 
der tatsächliche Mehraufwand in 
Grenzen. Und auf die Baukosten 
hat so ein Mitbestimmungsverfah-
ren sowieso keinen Einfluss.“  

Auch auf den 
Mietvertrag hat die 
Partizipation keiner-
lei Auswirkungen. 
Die finanzielle Belas-
tung für den Mieter 
ist nicht höher als bei 
jedem anderen hoch-
wertigen Wohnpro-
jekt im geförderten 
Wohnbau: Die Miet-

verträge im „sovieso“ sind unbe-
fristet, die Mietkosten liegen bei 
durchschnittlich 7,20 Euro pro 
Quadratmeter, und der Eigenmit-
telanteil beläuft sich auf 520 Euro 
pro Quadratmeter.  

Ein ähnliches Projekt entwi-
ckeln die s&s architekten derzeit 
auch für den Bauträger Heimbau 
Eisenhof. In der Lorenz-Reiter-
Straße in Simmering, nicht weit 
von den Gasometern, soll „smart 
wohnen“ mit rund 150 Wohnun-
gen entstehen. Im März startet die 
Vermarktung, die Fertigstellung 
ist für Ende 2015 geplant.  

möglichkeit die Fluktuation deut-
lich geringer ist als in anderen 
Wohnhausanlagen.“  

Gemeinsam mit gemeinnützi-
gen Wiener Bauträgern entwickelt 
Temel in der Seestadt Aspern der-
zeit sechs unterschiedliche Bau-
gruppen mit insgesamt 200 Woh-
nungen. Im Gegensatz zu klassi-
schen Mitbestimmungsprojekten 
wie „sovieso“ und „smart woh-
nen“ haben die Mitglieder einer 

Baugruppe nicht 
nur Mitsprache-
recht bei der eige-
nen Wohnung, 
sondern können 
das gesamte Pro-
jekt mitentwi-
ckeln und beein-
flussen – bis hin 
zu Behördenwe-
gen und Projekt-
finanzierung. Sie 
sind sozusagen 

Co-Bauherr des Bauträgers. Ende 
2014 sollen die ersten Baugrup-
pler einziehen können.  

Die ideale Baugruppengröße be-
ziffert Temel mit etwa 30 bis 40 
Wohnungen. „Darunter ist der 
Planungs- und Koordinationsauf-
wand unwirtschaftlich, darüber 
wird es meist schon sehr schwie-
rig, zwischen den einzelnen Par-

teien einen gemeinsamen Nenner 
zu finden.“ Fix ist jedenfalls: „So 
ein Prozess macht nur dann Sinn, 
wenn die Baugruppe bereits kon -
stituiert ist und sich in ihren Zie-
len und Vorstellungen einig ist.“   

Das ist nicht immer der Fall. 
„Wir wollten im Sonnwendviertel 
ebenfalls ein Baugruppenprojekt 
realisieren, aber das hat leider 
nicht geklappt“, sagt Ewald Kir-
schner, Generaldirektor der Gesi-
ba, „die Baugruppen waren noch 
sehr jung, bei einigen Mitgliedern 
haben sich die Lebensumstände 
geändert, sie sind abgesprungen, 
am Ende haben sich die Baugrup-
pen schließlich aufgelöst.“  

Nun soll der ursprünglich für 
die Baugruppen bestimmte Teil 
des Wohnprojekts „6+1“ – insge-
samt sind rund 270 Wohnungen 
geplant – stattdessen für kinder-
reiche Großfamilien und Sonder-
wohnformen wie etwa betreutes 
Wohnen genutzt werden. Ohne 
Baugruppen, dafür mit Mitbestim-
mungsmöglichkeit. „Das Angebot 
am geförderten Wohnungsmarkt 
in Wien ist heute bereits so groß“, 
meint Kirschner, „da stellt sich die 
Frage, ob die Erfordernis nach auf-
wändigen Baugruppen überhaupt 
noch gegeben ist.“  
 p www.aspern-baugruppen.at

Bitte hier ein 
Fenster und 
hier einen Bal-
kon! Die künf-
tigen Mieter 
des Wohnhau-
ses „sovieso“ 
haben ihre 
Wohnung in 
Absprache mit 
den Architek-
ten innen und 
außen mitpla-
nen können. 
Fertigstellung 
Herbst 2013.    
Visualisierung: 
Schreiner-Kastler
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auf meinen direkten 
Lebensraum 
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Norwegen & 
Marokko

Es war ein unheimlich starker Ab-
gang, den Michael Lofgren da hin-
legte. Als sich der republikanische 
„Staffer“ im US-Senat, bis dahin ein 
unauffälliger Hintergrundarbeiter, 
nach 28 Dienstjahren 2011 in die 
Pension verabschiedete, kombi-
nierte er dies mit der Veröffentli-
chung eines Brandartikels, in dem 
er gnadenlos mit seiner Partei ab-
rechnete. 

Partei? Nein, die Republikaner 
seien überhaupt keine Partei mehr, 
schrieb Lofgren in seinem viel -
beachteten Abschiedsbrief für die 
Internetplattform Truth Out, son-
dern ein „apokalyptischer Kult“, 
der sich in die Geiselhaft der Tea 
Party begeben habe und in dem 
Sektierer und offenkundige Nar-
ren das Sagen hätten. Außerdem, 
so ein Hauptpunkt in Lofgrens 

Vorsicht, Volk! 
langem Sündenregister, seien re-
publikanische Politiker in jenen 
Bundesstaaten, in denen sie seit 
2010 die Mehrheit haben, ständig 
bestrebt, durch schikanöse Maß-
nahmen jene Bevölkerungs-
schichten vom Wählen abzuhal-
ten, die in ihren Augen keine „ech-
ten“ Amerikaner seien: Minder-
heiten, Einwanderer, Muslime, 
Schwule, Intellektu -
elle.  

Zu diesem Zweck 
würde in die Kiste 
mit den miesen 
Tricks gegriffen: Ge-
setzliche Erschwe-
rung der Wähler -
registrierung, Ver-
kürzung der Anmel-
dungsfristen, Immo-
bilienbesitz als Vorbedingung für 
den Eintrag in die Wählerregistra-
tur, eine Anforderung, die vor al-
lem die tendenziell „progressive-
ren“ Studenten treffen soll. Lof-
grens galliges Resümee: „Diese le-
gislativen Anschläge laufen in die 
diametral entgegengesetzte Rich-
tung hinsichtlich 200 Jahren ame-
rikanischer Geschichte, während 
deren der Pfeil des Fortschritts auf 
immer mehr Partizipation für im-
mer mehr Bürger gerichtet war.“ 

„Democracy is coming to the 
USA“, singt Leonard Cohen – doch 
auch im Mutterland der Demokra-

tie hat es immer wieder Versuche 
gegeben, dem Volkswillen Zügel 
anzulegen. Einmal wurden ab-
sichtsvoll Teile der Bevölkerung 
aus dem demokratischen Prozess 
ausgegrenzt, dann wieder ver-
sucht man, Wahlen so hinzutrim-
men, dass sie nur den eigenen par-
teilichen Interessen dienlich sind. 
Das berüchtigte „Gerrymande-

ring“, das tendenziö-
se Zuschneiden von 
Wahlbezirken durch 
die Regierungen der 
jeweiligen Bundes-
staaten, ist eine seit 
dem 19. Jahrhundert 
geübte Praxis, wel-
che dazu geführt hat, 
dass die erdrücken-
de Mehrheit der Sit-

ze im Abgeordnetenhaus gleich-
sam Stammbesitztümer entweder 
von Republikanern oder Demokra-
ten sind. 

Auch die von Lofgren beanstan-
deten Legislativtricks zur Wähler-
abschreckung wurden 2012 wie-
der einmal schlagend: In Florida, 
wo veraltete Apparaturen in den 
Wahlzellen 2000 zu einem wo-
chenlangen gefährlichen Patt zwi-
schen den Prätendenten George 
W. Bush und Al Gore geführt hat-
ten, verkürzte diesmal der repu -
blikanische Gouverneur Rick Scott 
die Frist für die vorzeitige Stimm-

abgabe. Viele Demokraten (und et-
liche Politologen) sahen dies als 
einen Coup, der vor allem Arbei-
tern und Schwarzen, die traditio-
nell eher den Demokraten zunei-
gen, den Urnengang erschweren 
sollte. Die Folge waren stunden-
lange Wartezeiten vor den Wahl-
lokalen – genützt hat es den 
 Republikanern allerdings nichts. 
Auch Florida ging als eine Art 
Schönheitspreis an Wahlsieger 
Barack Obama. 

Das eklatanteste Beispiel poli -
tischer Exklusion waren die 
Schwarzen in den Südstaaten. 
Drei Jahre nach dem Ende des 
 Bürgerkriegs wurde im Jahr 1870  
zwar der 15. Ver-
fassungszusatz ra-
tifiziert, der ver-
fügt, dass keinem 
Bürger „aufgrund 
seiner Rasse, sei-
ner Hautfarbe oder 
ehemaliger Verskla-
vung“ das Wahl-
recht verweigert 
werden darf. Das 
klingt wunderbar 
demokratisch, mutete dann aber 
angesichts der politischen Wirk-
lichkeit bis in die 1960er-Jahre an 
wie ein schlechter Scherz. 

Robert Caro, Verfasser monu-
mentaler Biografien über den New 
Yorker Stadtplaner Robert Moses 

und den US-Präsidenten Lyndon 
B. Johnson, beschreibt im dritten 
Teil seiner Johnson-Bio, welche 
„Testfragen“ Ende der 1950er-Jah-
re schwarze Wähler bei der Wäh-
lerregistrierung lösen mussten 
(sofern sie sich überhaupt zur Re-
gistrierung trauten und nicht we-
gen physischer Einschüchterung 
oder Gewaltandrohung davor zu-
rückscheuten): „Wie heißen die 
Richter in den 69 Counties von 
Alabama?“, „An welchem Tag 
wurde Oklahoma in die USA auf-
genommen?“, oder „Wie viele Bla-
sen sind in einem Stück Seife?“ 
Solche Fragen wären doch ein kla-
rer Fall für einen schwarzen „Djan-

go Unchained“ ge-
wesen! 

Demokratie ist 
nie etwas Fertiges, 
Abgeschlossenes, 
sondern ein Pro-
zess, der – hoffent-
lich – dem „Pfeil 
des Fortschritts“ 
folgt. Der Bruch 
mit Feudalherr-
schaft und Gottes-

gnadentum im 18. Jahrhundert 
war ein Akt revolutionären Fort-
schritts – doch das heißt erstens 
nicht, dass das „Volk“, der neue 
Souverän, wirklich alle Bürgerin-
nen und Bürger in den betreffen-

Seltsame Leidenschaften, sonderbare Vermummungen: Kann man diesen Leuten über den Weg trauen? Archivfoto (2007, Demo in Frankfurt am Main): AP/Kammerer

 i Fortsetzung auf Seite A 2

Die Revolutionen des 
18. Jahrhunderts warfen 
das Gottesgnadentum 
über den Haufen.  
Das Misstrauen gegen 
den neuen Souverän,  
das Volk, aber blieb.  
Von Christoph Prantner 
und Christoph Winder 

Wie die Attische 
 Demokratie, auf die sie 
sich berief, war auch die 
US-Demokratie in ihren 
Anfängen eine ‚unvoll-
ständige Demokratie‘, wie 
dies der Politologe Paul 
Nolte nennt. 

„

“

Interview Der Jurist und Politologe 
Otmar Jung votiert für mehr direkte 
Demokratie in Deutschland. S. A 3 

Architektur Falscher Konsens,  
guter Konflikt: der Publizist  
Markus  Miessen im Gespräch über 
 Architekten in der Politik. S. A 4 

Kunstmarkt 200 Millionen für  
Alte Meister: Batonis Susanna  
trifft Dürers Kampfnashorn. S. A 5 

Reise 2013 ist das Jahr des 
 Polarlichts, sagen Experten.  
Eine Amateurin schaute  
in Norwegen nach. S. A 6 

Spiele Die Rückkehr des Türken:  
Der junge bulgarische Schachspieler 
Borislaw Iwanow spielte in Zadar 
perfekt – oder gar zu perfekt? S. A 8 

Bücher I Intelligent als Buch,  
aber trivial als Roman: „Tod auf der 
Donau“ von Michal Hvorecky. S. A 10 

Bücher II Göttliches Spiel, mensch -
liches Drama: John Banvilles Roman 
„Unendlichkeiten“. S. A 10 

Bücher III Die Arbeit hoch! Aber 
weshalb eigentlich? Rainer Barbeys 
Lesebuch gegen die Verherrlichung 
der Arbeit. S. A 11  

Ich frage mich ... Marlene Stree -
ruwitz fragt sich, was sich aus der 
 Heeresdebatte lernen lässt. S. A 12 
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Christoph Prantner  
(41) schreibt seit 1997 
für den Standard – 
zunächst im Chronik-
ressort, dann in der 
Außenpolitik. Seit 

2007 leitet er das außenpolitische Ressort 
dieser Zeitung. Christoph Winder (57), 
seit 1989 beim Standard, bis 2007 im 
Ressort Außenpolitik, seither Leitung des 
ALBUM. Foto: Corn

staaten geschlossen werden und 
wie viele Machtbefugnisse der 
Zentralregierung eingeräumt wer-
den sollten. Es ging in den er -
hitzten Debatten auch ganz ele-
mentar darum, wie die Emotionen 
des Souveräns im Zaume zu hal-
ten seien. In den programmati-
schen Federalist Papers, der Streit -
schrift jener Fraktion der Ver -

fassungsväter, die 
für mehr Zentral-
regierung eintra-
ten, ist die Bangig-
keit vor der ge-
fühlsmäßigen Un-
berechenbarkeit 
des Volkes omni-
präsent. 

Das philosophi-
sche Unterfutter 
für diesen Gene -

ralverdacht gegenüber dem Volk 
ist aus der Tra dition neuzeitlicher 
Staatslehren gewirkt. Vom Idea-
lismus der antiken Griechen, 
unter denen Platon seine Gelehr-
tenrepublik entwarf, schwenkten 
die Theoretiker der Neuzeit auf 
einen vor allem angelsächsisch 
geprägten Realismus um. Unter 
dem Eindruck des englischen Bür-
gerkriegs und des 30-jährigen 
Kriegs schlugen sie vor, das rohe, 
gänzlich haltlose Volk einzuhegen 
– entweder durch Gewalt oder die 
leidlich freiwillig  gegebene Zu-
stimmung der Einzelnen zu einem 
allgemeinen Gesellschaftsvertrag, 
der das absolut Schlimmste, den 

„Naturzustand“, verhindern soll-
te. 

Den beschrieb Thomas Hobbes 
in seiner staatstheoretischen 
Schrift Leviathan or The Matter, 
Forme and Power of a Common 
Wealth Ecclesiasticall and Civil 
drastisch und in Ungeheuern (Be-
hemoth und Leviathan) personifi-
ziert. Im Naturzustand herrsche 
der „Krieg aller gegen alle“, und 
„der Mensch ist des Menschen 
Wolf“. Er sei von Eigennutz und 
Selbstsucht getrieben, weil er sich 
in einer feindlichen Umwelt be-
haupten müsse. Erst ein Gesell-
schaftsvertrag, aus der Furcht vor 
dem Leviathan geboren, beendet 
diese grausame Lage, weil die Ein-
zelnen auf ihre Selbstbestimmung 
zugunsten eines höheren und ab-
solut gesetzten Souveräns (ent -
weder eines König oder eines 
Herrscherkollektivs) verzichten. 

„Brahmanen aus Boston“  
Nach Hobbes legt John Locke 

eine liberalere Staatstheorie vor, 
in der der Pessimismus Hobbes’ 
gegenüber der menschlichen Na-
tur ein wenig gemildert wird. 
Auch die schottischen Aufklärer 
Adam Smith und David Hume be-
schäftigen sich damit. Aber bei 
 allen Gelehrten scheint nach wie 
vor durch, dass dem Volk nicht 
wirklich zu trauen sei, weil die 
Menschen zunächst sich und ihr 
Eigentum und nicht das Gemein-
wohl im Sinne hätten. 

Benjamin Franklin, der wich-
tigste Gründervater der Vereinig-
ten Staaten von Amerika und, das 
nur nebenbei, der Erfinder des 
Blitzableiters, besuchte Adams 
und Hume Mitte des 18. Jahrhun-
derts in Schottland, weil man ihm 
in London keine besondere Auf-
merksamkeit schenkte. Viele ihrer 
Ideen und ihre prinzipiell skepti-
sche Grundhaltung  – siehe oben – 
exportierte er später in die USA. 
Die ursprüngliche Elitendemokra-
tie wirkt dort bis heute nach. Die 
„Brahmanen aus Boston“, altein-
gesessene politische Dynastien 
wie jene der Kennedys, haben 
nach wie vor enormen Einfluss  
auf den politischen Prozess – ob 
sie nun im Kongress sitzen oder 
nicht. 

Erst ein Franzose, Jean-Jacques 
Rousseau, traute den Menschen 
Demokratie und radikale Mitbe-
stimmung wirklich zu: Der Cito-
yen, der Bürger, bewahre seine 
Freiheit in der Volkssouveränität, 
schreibt er. In seinem 1762 er-
schienenen Contrat Social ent-
scheidet dieses Kollektiv als mün-
diger Souverän in all seiner Weis-
heit. Keine 30 Jahre später stür-
men die Franzosen die Bastille in 
Paris, kämpfen für Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit und ge-
raten schließlich in Maximilien 
Robespierres Terrorherrschaft. 
Diese sieht der blutrünstige Jako-
biner  – und das mag als eine 
 gewisse und plausible Rechtfer -
tigung des Misstrauens der angel-
sächsischen Staatslehrer gelten – 
als „Ausfluss der Tugend und 
Konsequenz des allgemeinen 
Prinzips der Demokratie“. 

Entgleisungspotenziale  
Es müssen nicht Ströme von 

Blut und unablässig zuschnap-
pende Schafotte sein, um auch 
heute noch ein gewisses Unbe -
hagen an dem möglichen Entglei-
sungspotenzial innerhalb der De-
mokratie selbst zu spüren, zumal 
an der direkten Demokratie, die 
vor allem von Populisten aller 
Couleur als ihre nobelste und 
 legitimierteste Form gepriesen 
wird. Winston Churchills Satz, 
dass „die Demokratie die schlech-
teste aller Staats-
formen, ausgenom-
men alle anderen“ 
sei, gilt nach wie 
vor uneinge-
schränkt – genauso 
wie die folgende 
hellsichtige Ein-
schätzung des frü-
heren deutschen 
Bundespräsidenten 
und nichtsdesto-
trotz spitzzüngigen Verfassungs-
rechtlers Roman Herzog: „Es gibt 
auch ein Grundrecht der Bürger 
auf Dummheit.“ 

Daraus folgt unbedingt eine ers-
te Pflicht für echte Demokraten, 
nämlich wachsam auch gegen-
über der Demokratie zu sein – was 
deren innere Feinde betrifft, was 
deren mögliche Selbstabschaf-
fung betrifft und vor allem, was 
deren Missbrauch durch Anti -
demokraten mit wohlfeilen Re-
zepten für eine angeblich unmit-
telbar zu verwirklichende bessere 
Welt betrifft. Die Belege für dieses 
Gebot der Vorsicht finden sich in 
der Geschichte in ausreichender 
Zahl: der brennend ehrgeizige Va-
banque-Spieler und „radikale De-
mokrat“ Alkibiades trieb die Athe-
ner Volksversammlung in die für 
die Griechen katastrophal enden-
de Sizilische Expedition. Der leib-
haftige Antidemokrat des 20. Jahr-
hunderts, Adolf Hitler, kam demo-
kratisch an die Macht (siehe Inter-
view auf Seite A 3). Und in der 
Schweiz brauchten die Herren  
in ihrer so hochgelobten, urtümli-
chen direkten Demokratie immer-
hin bis zum Jahr 1971, bis sie den 
Frauen das Wahlrecht zugestan-
den. Auf kantonaler Ebene muss-
te das Schweizer Bundesgericht in 
Lausanne für Appenzell-Inner-
rhoden noch 1990 einen von den 
hartleibigen Appenzeller Männer 
auf ihrer „Landsgemeinde“-Ver-
sammlung gefassten gegenteiligen 

Mehrheitsentscheid für wider-
rechtlich erklären, um den Ap-
penzeller Frauen endlich ihr kan-
tonales Stimmrecht zu geben. 

Für Konsensdemokratien wie 
jene in der Schweizerischen Eid-
genossenschaft mag das basis -
demokratische Primat trotz seiner 
evidenten Schwächen taugen, für 
Konkurrenzdemokratien wie die 
österreichische bleibt es proble-
matisch. Das zeigt auch der aktu-
elle Fall: In der Volksbefragung 
über die Abschaffung der Wehr-
pflicht wird über viel debattiert, 
nur nicht über die österreichische 
Sicherheitspolitik als solche. 
Während der Entwurf für eine 
neue österreichische Sicherheits-
strategie als sachpolitische 
Grundlage für die folgenschwere 
Entscheidung am kommenden 
Sonntag im Parlament schubladi-
siert wurde, geriet die Diskussion 
in den Fleischwolf der Parteizen -
tralen – die Sachauseinanderset-
zung war damit vorbei, das 
„Grundrecht auf Dummheit“ wur-
de in diesem Fall vor allem  
auch von den Politikern weidlich 
für sich selbst in Anspruch ge-
nommen. Ein Misstrauen gegen-
über den Wählern muss deren 

 Repräsentanten so 
gleich doppelt tref-
fen. 

„Ein natürlicher 
Nachteil der De-
mokratie ist, dass 
sie denen die Hän-
de bindet, die es 
ernst mit ihr mei-
nen.“ Besser als 
Václav Havel, ein 
schwer geprüfter 

und bewährter Champion der De-
mokratie, kann man es schwerlich 
ausdrücken. Gerade deswegen ist 
und bleibt eine gewisse skeptische 
Zurückhaltung der angeblich 
glänzenden Unfehlbarkeit des 
Volkswillens gegenüber ange-
bracht. Wahre Demokraten zwei-
feln. An sich, an der Politik, mit-
unter auch an der Demokratie 
selbst. Dass diese das zulässt, ist 
ihre herausragendste Eigenschaft 
– und nicht der un bedingte Wille 
des Volkes.

Der Mensch ist dem Menschen ein Wolf. Daher alles, bloß nicht den Naturzustand! Thomas Hobbes votiert für die 
Zähmung des „Leviathan“ durch einen Gesellschaftsvertrag. 

Thema

den Ländern umfasst hätte. Ge-
nauso wenig gab man sich großen 
Illusionen über das Wesen des 
Souveräns hin.  

Wie schon die Attische Demo-
kratie, auf die sie sich berief, war 
die amerikanische Demokratie in 
ihren Anfängen eine „unvollstän-
dige Demokratie“, wie dies der 
deutsche Politologe 
Paul Nolte nennt. 
In Athen waren 
von 200.000 Bür-
gern gerade einmal 
30.000 vollberech-
tigt, an der Demo-
kratie teilzuhaben 
– weder Frauen, 
noch Metöken 
(Fremde) und 
schon gar nicht die 
Sklaven hatten etwas mitzureden. 
Und als die amerikanischen Ver-
fassungsväter ihre politischen 
Vorstellungen zu Papier brachten, 
blieben ebenfalls viele Menschen 
exkludiert: Frauen, Schwarze, In-
dianer, Weiße ohne Vermögen. 

Der Ausschluss all dieser Grup-
pen von elementaren demokrati-
schen Rechten lag im damaligen 
Zeitgeist, der offenkundig nur den 
betuchten weißen Mann für poli-
tisch satisfaktionsfähig hielt. De-
mokratie ja, aber das Volk ist mit 
Vorsicht zu genießen: „Föderalis-
ten“ und „Antiföderalisten“ strit-
ten sich nicht nur darum, wie eng 
die Bande zwischen den Bundes-

Der Ausschluss  
von Frauen, Schwarzen,  
India nern und Weißen 
ohne Vermögen lag in ei -
nem Zeitgeist, der nur den 
 betuchten weißen Mann 
für politisch satisfaktions-
fähig hielt. 

„

“
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Daraus folgt eine  
erste Pflicht für echte  
Demokraten, auch 
 wachsam gegenüber der 
Demokratie zu sein, was 
deren innere Feinde be-
trifft und deren mögliche 
Selbstabschaffung.

„

“

Jean-Jacques Rousseau, der „Cito-
yen“ aus Genf, sieht das Kollektiv in 
seinem „Contrat Social“ als weisen 
und mündigen Souverän.  
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Es gibt doch nichts Schöneres als 
den Nationalstolz. So arm, alt, 
krank und von allen guten Geis-
tern verlassen kann man gar 
nicht sein, als dass man aus der 
Zugehörigkeit zu Schnitzelland 
nicht noch ein Quäntchen wohl-
feiles Behagen ziehen könnte.  

Die nationale Gleichsetzungs-
formel „Mir san mir“ ist logisch 
unanfechtbar und Balsam für 
verletzte Seelen. Nationalstolz 
hat etwas Rührendes, und nur 
notorische Negativdenker wer-
den das Befremdliche an ihm ak-
zentuieren: dass es in der Gegen-
wart und mehr noch der Ge-
schichte der Nation genug gege-
ben hat, auf das man nicht stolz 

sein kann. Diese Leute nennt 
man auch Nestbeschmutzer.   

Wo immer der Nationalstolz 
am Wirken ist, da ist das besitz-
anzeigende Fürwort in der Mehr-
zahl nicht weit: „Unsere“ Adler! 
„Unser“ Goldfisch! „Unser“ Stra-
tosphären-Springer! Ich leide da  
an einer Gefühlsstörung, weil ich 
weder Toni Sailer noch Annema-
rie Moser-Pröll noch Felix Baum-
gartner je als mein Besitztum 
empfunden habe. Ist wohl ein 
Mangel an Patriotismus, tut leid. 

Klassische Objekte der austria-
zensischen Selbstaufganselung 
sind die Alpen, die Wiener Phil-
harmoniker und die Sportler, so-
fern sie denn brav Medaillen 

nach Hause bringen. Mit dem 
Stolz auf Kulturmenschen ist es 
schwieriger. Kulturmenschen 
sind oft widerspenstig, überkri-
tisch, unpatriotisch.  

Momentan ist freilich großer 
Kulturmenschenstolz im 
Schwange: Michael Haneke und 
Christoph Waltz in Oscar-Nähe! 
Stolz! Stolz! Stolz! Es könnte al-
les so schön sein, wenn nicht ... 
ja wenn uns nicht wieder einmal 
die Bundesdeutschen gewohnt 
nassforsch in unsere rot-weiß-ro-
ten Rücken fallen würden. Seit 
Wochen „verkaufen deutsche 
Medien“ das „Star-Duo“ frech als 
„ihresgleichen – und wollen uns 
die Talente ,klauen‘“ (Kronen Zei-

tung)! Und dies, obwohl Waltz 
„in Wien geboren“ und Haneke 
„in Wiener Neustadt aufgewach-
sen“ ist! Wenn diese Art von Ge-
schichtsklitterung einreißt, wer-
den deutsche Medien demnächst 
noch behaupten, Hitler sei Öster-
reicher gewesen! 

Wir Österreicher werden wohl 
oder übel zu denselben miesen 
Tricks greifen müssen. Also: 
Ernst Strasser ist im grenznahen 
Grieskirchen aufgewachsen, in 
Wahrheit also eigentlich ein  
Bayer. Wir nehmen dafür Hape 
Kerkeling, Thomas Gottschalk 
und Veronika Ferres. So, deut-
sche Medien, haben wir nämlich 
nicht gewettet.

Standard: In Österreich stimmt 
morgen das Volk über die Wehr-
pflicht ab. Warum könnten die 
Deutschen das gar nicht machen? 
Jung: In Deutschland sind auf 
Bundesebene keine Volksabstim-
mungen vorgesehen. Nach 1945 
war das Misstrauen der Eliten 
gegenüber dem Volk sehr groß. 
Die Väter und Mütter des Grund-
gesetzes sagten sich: Das Volk hat 
Hitler gewählt, es hat ihm zugeju-
belt. Daher wollte man diesem 
verführten Volk nicht neue Demo-
kratie anvertrauen. 

Standard: Aber auf Länderebene 
gab es doch nach Kriegsende rasch 
Versuche von Plebisziten? 
Jung: Ja, aber das war ein weiterer 
Grund zur Sorge bei den westli-
chen Parteien. Die Kommunisten 
erreichten 1946/47 bei Wahlen im 
Westen zwar nur wenige Prozen-
te – aber sie konnten mit beliebten 
Themen wie Abschaffung des Be-
rufsbeamtentums und Enteignung 
von Großgrundbesitzern Einfluss 
ausüben, der weit über ihren 
Wahlerfolg hinausging. Die un-
ausgesprochene Parole lautete da-
her: kein Volksentscheid im Kal-
ten Krieg!  

Standard: Das alles liegt Jahr-
zehnte zurück, Deutschland ist 
heute eine gefestigte 
Demokratie. 
Jung: Natürlich. Man 
kann auch den Deut-
schen inzwischen 
mehr zutrauen. Aber 
den Mächtigen gefällt 
die Parteiendemo -
kratie besser als die 
direkte Demokratie. 
Der parlamentari-
sche Weg ist berechenbar, man hat 
die Wahl mit den beiden Stimmen 
und den sicheren Listenplätzen 
weitgehend im Griff. Wahlen lösen 
auf der gouvernementalen Ebene 
keinen Schrecken aus. Die Vergan-
genheit versinkt, aber wir haben 
sozusagen eine deutsche Risiko-
aversion in der politischen Klasse.  

Standard: Dabei laufen die auf 
Landesebene möglichen Volksab-
stimmungen heute ja völlig anders 
ab als zwischen 1933 und 1945.  
Jung: Es steht heute jedem frei, 
gegen etwas zu sein, Kirchen, Ge-
werkschaften oder Interessenver-
bände können sich offen äußern. 
1994 sollte in Hessen, wo wie in 
Bayern jede Änderung der Lan-
desverfassung dem Volk vorgelegt 
werden muss, das Wählbarkeitsal-

ter von 21 auf 18 Jahre herabge-
setzt werden. Der Landtag war ein-
hellig dafür. Aber im Referendum 
lehnte die Mehrheit den Vorschlag 
von oben ab. 

Standard: Das wäre in der NS-Zeit 
unmöglich gewesen.  
Jung: Da fanden einige Volksab-
stimmungen statt: 1933 zum Aus-
tritt aus dem Völkerbund, 1934 
zur Vereinigung der Ämter des 
Reichspräsidenten und des Reichs-
kanzlers auf Hitler, 1936 zur 
Rheinlandbesetzung und schließ-
lich 1938 zum Anschluss Öster-
reichs. Jedes Mal wurde die The-
matik vollkommen einseitig dar-
gestellt, niemand konnte opponie-
ren. Es herrschte große Unsicher-
heit, ob das Abstimmungsgeheim-
nis tatsächlich gewahrt wurde. 
 Insofern war es bemerkenswert, 
dass es überhaupt ein paar Nein-
Stimmen gab.   

Standard: Wann setzte in der Bun-
desrepublik Deutschland doch ein 
gewisser Wandel ein? 
Jung: 1989. Nach dem Zusammen-
bruch der DDR bekamen nicht nur 
die ehemaligen DDR-Bundesländer 
neue Verfassungen, sondern auch 
die Regelwerke in einigen west-
deutschen Bundesländern wur den 
reformiert. Ab da gab es auf Län-
derebene mehr direkte Demokra-
tie – zumindest auf dem Papier. 

Standard: Warum nur dort? 
Jung: Die Hürden für Plebiszite wa -
ren anfänglich sehr hoch. Sechs 
Länder hatten lange Zeit ein 20-
prozentiges Eintragungsquorum. 
Ein Fünftel der Stimmberechtig-
ten musste sich erst einmal eintra-
gen, damit die erste Hürde genom-
men werden konnte. 

Standard: Das heißt, 
in Deutschland wa-
ren Plebiszite auch 
auf Landesebene von 
den Machthabern 
nicht wirklich ge-
wünscht? 
Jung: So ist es. Man 
kann als Politiker na-
türlich den Bürgern 

leicht sagen: Ich gebe euch diese 
Instrumente zur Mitbestimmung. 
Und man weiß, dass sie nicht ein-
gesetzt werden können, weil sie 
kaum praktikabel sind. Aber mitt-
lerweile sind die Hürden überall 
niedriger, bei Volksbegehren etwa 
wurden die Fristen zur Eintragung 
verlängert. Der Druck der Bürger 
ist eben stärker geworden.  

Standard: Dennoch stoßen Bür-
ger, die bundespolitisch mitbestim-
men wollen, an eine Mauer. Sie 
können auf Bundesebene nur wäh-
len, nicht abstimmen. 
Jung: Darüber kann man nur mit 
einem gewissen Zynismus reden. 
Die Macht sitzt in Deutschland 
beim Bund. Die Länder sind föde-
rale Spielwiesen, und da dürfen 
die Bürger halt ein wenig mitre-

den. Wenn es aber ans Eingemach-
te geht, um Finanzen, Militär oder 
Atom, da ist der Bund zuständig, 
und der lässt sich nicht dreinre-
den. In Österreich wurde über das 
Atomkraftwerk Zwentendorf ab-
gestimmt. So etwas würden deut-
sche Politiker nie zulassen. 

Standard: Würden Sie sich das 
anders wünschen? 
Jung: Ja natürlich. Deutschland 
liegt unter dem europäischen 
Standard. Es leuchtet mir nicht 
ein, warum die Franzosen über 
den Euro entscheiden dürfen, die 
Holländer und die Franzosen über 
die EU-Verfassung, die Österrei-
cher über den EU-Beitritt, die Bri-
ten über ihr Wahlrecht und die 
Deutschen über gar nichts. Die an-
deren sind ja nicht alle politisch 
klüger als die Deutschen. 

Standard: Im deutschen Grundge-
setz ist in Artikel 20 eigentlich aus-
drücklich von Abstimmungen die 
Rede. Es heißt dort in Absatz 2: 
„Alle Staatsgewalt geht vom Volke 
aus. Sie wird vom 
Volke in Wahlen und 
Abstimmungen (...) 
ausgeübt.“  
Jung: Daran sieht 
man, dass sich die 
Väter und Mütter 
des Grundgesetzes 
1948/49 für eine ge-
mischte Form aus-
gesprochen haben. 
Während die Wah-
len dann im Grundgesetz ausführ-
lich geregelt sind, gibt es zu den 
Abstimmungen aber keine Aus-
führungen mehr. Die Option – die 
Bodenplatte, auf der man aufbau-
en könnte – ist aber schon gelegt 
worden. Natürlich müsste dazu 
das Grundgesetz geändert wer-
den. Das geht nur mit Zweidrittel-
mehrheit, und die ist im Deut-
schen Bundestag nicht in Sicht.  

Standard: Welche Vorteile bräch-
te direkte Demokratie auf Bundes-
ebene den Deutschen? 
Jung: Viele haben das Gefühl: Ich 
kann nur alle vier Jahre bei der 
Bundestagswahl mein Kreuzchen 
machen, habe aber sonst nichts zu 
sagen. Das frustriert die Leute, 
 viele gehen dann gleich gar nicht 
mehr wählen. Umgekehrt glaubt 
so mancher Politiker, einen Frei-
brief zu haben, nach dem Motto: 
Für vier Jahre gewählt, jetzt kann 
ich schalten und walten, wie ich 
will. Mehr direkte Demokratie 
würde Politiker wieder stärker er-
den. Direkte Demokratie will re-
präsentative Demokratie nicht ab-
schaffen, sondern verbessern. 

Standard: Es gibt eine Reihe von 
Gegenargumenten: dass etwa durch 
direkte Demokratie die Todesstrafe 
für Kinderschänder eingeführt wer-
den könnte. 
Jung: Das wäre juristisch unmög-
lich, die ist in Deutschland wie in 
Österreich abgeschafft. Es geht bei 
diesem Thema eigentlich um eine 

andere Sorge: dass 
nämlich Entschei-
dungen im Straf-
recht unter dem 
Einfluss von 
Volkszorn getrof-
fen werden. Daher 
sollte auch direk te 
Demokratie als 
langsames Ver-
fahren organisiert 
werden. Das ist ja 

auch die Weisheit der Parlamen-
te, wo stets drei Lesungen stattfin-
den und wo man Argumente aus-
tauscht. Den „kurzen Prozess“ gibt 
es ja auch nur sprichwörtlich, aber 
aus guten Gründen nicht in der ju-
ristischen Realität. 

Standard: Man weiß, dass sozial 
Schwächere die Instrumente der 
direkten Demokratie kaum nützen. 

Jung: Die Beobachtung ist richtig, 
sie lässt sich aber auch bei Wah-
len machen. Auch da ist die Mit-
telschicht, die sich durch mehr 
Bildung und mehr Einkommen 
auszeichnet, aktiver. Gegenfrage: 
Soll man jene, die sich nicht be-
teiligen, als Maßstab für Interes-
sierte und Engagierte nehmen? 
Ich finde, nicht.  

Standard: Ein weiteres Gegenar-
gument lautet: Viele Themen sind 
zu komplex, um sie in Volksbegeh-
ren und Referenden zu behandeln. 
Jung: Dann schauen Sie sich ein-
mal die Parlamente an. Bei der 
Schlussabstimmung gibt es nie-
mals ein „Ja, aber“. Oder ein 
„Nein, solange nicht ...“. Entschie-
den wird auch dort letztendlich 
nur mit Ja oder Nein. 

Standard: Wo sehen Sie Grenzen 
direkter Demokratie? 
Jung: Ich bin gegen Tabus. Was im 
Parlament behandelt wird – und 
seien es Bundesfinanzen –, kann 
auch durch Volksgesetzgebung 
behandelt werden. Aber ein Parla-
ment hat noch andere Aufgaben, 
die ich nicht dem Volk übertragen 
würde. Es gab im Zuge der Berli-
ner Flughafenaffäre gerade in den 
Parlamenten von Berlin und Bran-
denburg Misstrauensanträge ge -
gen die Regierungschefs. So etwas 
kann man nicht dem Volk übertra-
gen, da es den Regierungschef ja 
auch nicht direkt wählt. 

Die Volksabstimmung über den Anschluss Österreichs an das Deutsche Reich im Jahr 1938 war vom NS-Regime 
genauso gelenkt wie die drei anderen Volksabstimmungen der Nazizeit.  Foto: picturedesk

Es leuchtet mir nicht 
ein, warum die Franzosen 
über den Euro, die Öster-
reicher über den EU-Bei-
tritt, die Briten über ihr 
Wahlrecht entscheiden 
dürfen und die Deutschen 
über gar nichts.

„

“

Mehr Volksbeteiligung 
in Deutschland fordert  
Demokratieforscher  
Otmar Jung. 68 Jahre nach 
Kriegsende sei das Land 
reif für EU-Standards.  
Von Birgit Baumann

„Man kann auch Deutschen mehr zutrauen“

Die Deutschen klauen uns 
unseren Michael!  
Verletzter Nationalstolz.  

DA MUSS   
MAN DURCH 
 
Die Krisenkolumne von  
Christoph Winder

Otmar Jung (65) ist  
Dozent im Fach bereich 
Politik- und Sozialwis-
senschaften an der 
Freien Univer sität  
Berlin. Der For-

schungsschwerpunkt des Juristen und 
Politologen ist direkte Demokratie in 
Deutschland.                             Foto: FU Berlin 
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In seinem 2012 erschienenen 
Buch Albtraum Partizipation gei-
ßelte der Berliner Architekt und 
Publizist Markus Miessen die ro-
mantische Verklärung der Basis-
demokratie und die in technokra-
tischem Geplänkel versandeten 
Liquid-Democracy-Bemühungen 
der Piratenpartei. Es müsse eben 
nicht immer „jede letzte 
Schnarchnase“ an allem beteiligt 
sein. Anstatt Verantwortung be-
quem durch Volksabstimmungen 
abzuwälzen, gelte es, Mut zum 
Konflikt zu zeigen – eine Rolle, 
für die Architekten als Generalis-
ten ohne Lobby prädestiniert 
 seien. 

Standard: In Ihrem Buch „Alb-
traum Partizipation“ bezeichnen 
Sie die Occupy-Bewegung, die Pi-
ratenpartei und die arabischen 
Twitter-Revolutionen als Beginn 
eines neuen partizipativen Zeit-
alters. Woher kommt das? 
Miessen: Das liegt sicher einerseits 
an den technischen Möglichkei-
ten des Internets der letzten 15 
Jahre, die inzwischen auch Alters-
gruppen wie der unserer Eltern 
den Zugang ermöglicht haben. 
Andererseits gibt es in westlich 
geprägten Demokratien ein zu-
nehmendes Interesse an demokra-
tischen Prozessen. Das heißt aber 
nicht, dass das alles ausschließ-
lich gut ist. 

Standard: Worin liegt der Alb-
traum in der Partizipation? 
Miessen: Ich stelle nicht das Sys-
tem infrage – ich glaube an das 
Modell der repräsentativen Demo-
kratie. Aber ich misstraue der Vor-
stellung der Basisdemokratie als 
Allheilmittel. Das Thema Partizi-
pation ist in den letzten 15 Jahren 
sehr oft als Ausrede benutzt wor-
den, um sich der eigenen Verant-
wortung zu entziehen. Es gab vie-
le nebulöse Partizipationskons -
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trukte, bei denen man das diffuse 
Gefühl hatte, man habe sich ein-
bringen können. Für Politiker ist 
das perfekt, um sich der Kritik zu 
entziehen. Im Nachhinein können 
sie immer sagen: Ihr habt es doch 
so gewollt! 

Standard: Wie sieht die Alternati-
ve dazu aus? 
Miessen: Partizipation ist für mich 
die Möglichkeit der Selbstermäch-
tigung. Basisdemokratie kann 
nicht heißen, dass ich abwarte, bis 
mich jemand zur Teilnahme ein-
lädt. Sondern initiativ zu agieren, 
auch und gerade in Situationen, in 
denen man nicht eingeladen ist. 
Indem man sich in bestehende 
Diskussionen, in die man nicht in-
volviert ist, aktiv hineindrängt. 

Standard: Sie werben in Ihrem 
Buch für eine neue Rolle der Archi-
tekten als „uneingeladene Außen-
seiter“. Was befähigt die Architek-
ten dazu? 
Miessen: Die Architektur ist in der 
Öffentlichkeit nicht gerade als 
Hort der Basisdemokratie be-
kannt. Und ich würde diese Rolle  
auch nicht exklusiv den Architek-
ten auf den Leib schneidern. Es 
geht mir mehr da-
rum, als Vertreter 
der Zivilgesell-
schaft zu agieren. 
Man ist als Archi-
tekt immer ein Me-
diator – mit dem 
Nachteil, dass man 
immer auf der Su-
che nach Konsens 
ist. Ich finde es 
spannender, wenn 
man auch bewusst den Konflikt in 
Kauf nimmt, ohne sich von vorn-
herein auf den kleinsten gemein-
samen Nenner zu verständigen. 
Der Publizist Carson Chan hat für 
die Rolle des Architekten die 
schöne Analogie der Hebamme ge-
prägt. Er muss nicht bis in alle 
Ewigkeit mitreden, sondern durch 
kurze Intervention eine Idee auf 
die Welt bringen. 

Standard: Also ein neues Tätig-
keitsfeld für Architekten in Zeiten, 
in denen es nicht genug Bauaufträ-
ge gibt? 
Miessen: Ich würde jetzt nicht al-
len Architekten empfehlen, Parti-
zipationsmodellen hinterherzu-

rennen. Aber mehr Eigeninitiati-
ve, mehr Unternehmertum, mehr 
Forschung wäre wünschenswert, 
davon gibt es sehr wenig in der 
Architektur. Innerhalb der Archi-
tektenschaft hat sich in den letz-
ten zehn Jahren eine Art Subkul-
tur herauskristallisiert, die sich 
mit raumpolitischen Fragen aus -
einandersetzt. Auch die Feuille-
tons, die sich sonst nur auf Star-
architekten konzentrieren, haben 
diese Themen zunehmend aufge-
griffen. 

Standard: Die Partizipation in der 
Architektur hatte eigentlich ihre 
Hochphase in den 1970er- und 
1980er-Jahren. Verkörpern die 
Wutbürger von Stuttgart 21 die 
 Renaissance dieser Ära der Bürger-
beteiligung? 
Miessen: Mich hat bei dieser De-
batte gewundert, dass niemand 
gesagt hat: Ihr hattet lange genug 
Zeit mitzubestimmen und habt es 
nicht getan – Pech gehabt! Ich ste-
he Stuttgart 21 relativ neutral 
gegenüber, aber wenn ich vor 
zehn Jahren dazu eine entschiede-
ne Meinung pro oder contra ge-
habt hätte, hätte ich mich da ein-
gebracht. Das hat aber damals fast 

niemand getan. 
Dazu hätte man 
auch nicht Archi-
tekt sein müssen, 
das kann auch die 
Hausfrau oder der 
Zoodirektor. Jetzt, 
da es zu spät ist, 
trifft man sich, 
polemisch gesagt, 
protestierend zu 

einer Party im Park vor dem Bahn-
hof, und abends um acht geht man 
brav wieder zum Spätzleessen 
nach Hause. 

Standard: Gibt es bessere Beispie-
le dafür? 
Miessen: Es gibt Ansätze, durch 
die ganz neue Arten von Architek-
tur entstanden sind, etwa die Bau-
gruppen, die ganz auf Eigeninitia-
tive zurückzuführen sind oder 
von Architekten initiiert wurden. 
Das verkörpert eine neue Idee, wie 
man in der Stadt leben kann – 
ohne dass man das 
schreckliche Wort 
„Vision“ bemühen 
muss. Wenn man sich 
eine Stadt wie Berlin 
oder London an-
schaut, sind es tat-
sächlich diese Typo-
logien, die im positi-
ven Sinne die größte 
Veränderung der letz-
ten Jahre darstellen. 

Standard: Könnte das ein tragfä-
higes Modell des Zusammenlebens 
sein, das zukünftig in breiter Form 
angewendet wird? 
Miessen: Ich glaube schon. Für 
den Großteil der Architekten ist 
das heute noch uninteressant, 
weil man nichts daran verdient. 
Aber einzelne Vorreiter können 
hier für ein Thema sensibilisieren, 
das später von größeren Büros auf-
gegriffen wird. Auch in den Städ-
ten können sich Architekten als 
politische Akteure einbringen,  
die Institutionen infiltrieren, in 
denen die Entscheidungen getrof-
fen werden, welche die Stadt be-
einflussen. Architekten denken 
immer, der gebaute Raum habe 
massiven Einfluss auf die Stadt. 
Smart Cities zu planen ist natür-
lich eine gute Sache, aber es gibt 
viele weiche Faktoren, die das Le-
ben der Bürger weit mehr beein-
flussen. 

Standard: Welche zum Beispiel? 
Miessen: In Berlin wird zurzeit ein 
Gesetz diskutiert, das es verbietet, 
Eigentumswohnungen das ganze 
Jahr als Ferienwohnungen zu ver-
mieten. Diese Praxis nimmt rapi-
de zu, mit Wahnsinnspreisen und 
der Folge, dass ganze Stadtviertel 
zu Hotels werden und es kein zi-
vilbürgerliches Leben mehr gibt. 

Das ist also eine Möglichkeit des 
Eingreifens, die an sich nichts mit 
Architektur zu tun hat, aber enor-
me Folgen haben kann. 

Standard: Ihr Starkollege Rem 
 Koolhaas meinte einst, Architekten 
würden per se als politisch blind 
angesehen. Müssen Architekten 
politisch mutiger werden? 
Miessen: Das würde ich mir wün-
schen! Architekten haben zwar oft 
politisch-moralische Vorstellun-
gen, werfen diese dann aber gerne 
über Bord, wenn ein Projekt in Ge-

fahr ist. Das ist zwar 
kein speziell archi-
tektonischer Cha-
rakterzug, es fällt 
bei ihnen aber eher 
auf, weil sie von den 
Machtstrukturen öf-
fentlich beauftragt 
werden. Der Bau des 
Berliner Bundes-
kanzleramts zum 

Beispiel ist die exakt verräumlich-
te Version von Helmut Kohl! Des-
sen Architekt muss sich sagen las-
sen, dass er hier eine ganz be-
stimmte politische Überzeugung 
baulich realisiert hat. Gut, viel-
leicht teilt er ja diese Überzeu-
gung, dann ist es in Ordnung. Kri-
tischer wird es, wenn Architekten 
in weniger demokratischen Län-
dern Staatsstrukturen nachbauen. 

Standard: Architekten sehen sich 
heute oft als Dienstleister. Sind sie 
als solche nicht wirtschaftlich viel 
zu abhängig, um Konflikte mit zu 
schüren? 
Miessen: Ich will niemanden vor-
verurteilen, nur weil er wirt-
schaftlich von Aufträgen abhängig 
ist. Man sollte sich aber dessen be-
wusst sein, dass jede Entschei-
dung eine raumpolitische Konse-
quenz hat. Es dauert nicht nur lan-
ge, Architektur zu realisieren, sie 
hat auch eine lange Halbwertszeit, 
die Menschen müssen sehr lange 
damit leben. Man sollte sich die-
ser Verantwortung auch bewusst 
sein. 
 
Markus Miessen, geboren 1978, ist 
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nen Buches „Albtraum Partizipation“  
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Ich finde es viel 
spannender, wenn man 
bewusst den Konflikt  
in Kauf nimmt, ohne  
sich von vornherein  
auf den kleinsten  
gemeinsamen Nenner  
zu verständigen. 
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